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1. Einleitung und Zielsetzung der Studie 

Der hiermit vorgelegte Endbericht legt die Ergebnisse der Studie und den entwickelten KMU-Test-

Leitfaden dar.1  

» In Kapitel 1 erfolgt zunächst eine Darstellung der Ausgangslage und der Hintergründe 

sowie daraus abgeleitet der Zielsetzung der Studie. 

» Darauf aufbauend werden in Kapitel 2 relevante Definitionen festgelegt, die die Grundla-

ge für den Bericht und für den KMU-Test-Leitfaden bilden. Anschließend erfolgt die Be-

schreibung der durchgeführten Untersuchungsschritte der vorliegenden Studie.  

» Kapitel 3 widmet sich den Ergebnissen aller Untersuchungsschritte zur überproportiona-

len Belastung2 von KMU durch rechtliche Regelungen3 und den Möglichkeiten, diese 

durch weniger belastende Regelungsalternativen zu mindern.  

» Kapitel 4 stellt die Ergebnisse der Analyse von internationalen KMU-Tests und entspre-

chenden Leitfäden dar und beschreibt Ansätze zur Überprüfung der überproportionalen 

Belastung von KMU.  

» In Kapitel 5 erfolgt zunächst eine Erklärung zum Aufbau des Leitfadens und zum Hinter-

grund der einzelnen Leitfadenbausteine. Anschließend wird der finale KMU-Test-

Leitfaden vorgestellt.  

» Kapitel 6 enthält einen kurzen Exkurs zur Implementierung von KMU-Tests. 

» Kapitel 7 stellt abschließend Schlussfolgerungen der Studie und Handlungsempfehlun-

gen hinsichtlich des KMU-Test-Leitfadens dar.  

 

                                                           

1 Aufgrund der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf die explizite Nennung weiblicher und männlicher Personen- 

oder Personengruppenbezeichnungen verzichtet. Sofern nicht ausdrücklich gekennzeichnet, sind stets beide Geschlech-

ter gemeint. 

2 Folgendes Verständnis des Begriffs „überproportionale Belastung“ von KMU durch rechtliche Regelungen liegt der vor-

liegenden Studie zugrunde: die Belastung für KMU durch rechtliche Regelungen ist immer dann überproportional im Ver-

gleich zur Belastung von großen Unternehmen, wenn pro Beschäftigtem oder im Verhältnis zum Umsatz, einem KMU 

höhere Kosten durch die Erfüllung von rechtlichen Vorgaben erwachsen als einem großen Unternehmen.  

3 Der entwickelte KMU-Test-Leitfaden bezieht sich auf rechtliche Bundesregelungen. Allerdings beziehen sich die Er-

gebnisse der vorliegenden Studie auf alle rechtlichen Regelungen, weshalb im Folgenden nur der Begriff rechtliche Re-

gelungen verwendet wird. Dieser schließt bundesrechtliche Regelungen ausdrücklich mit ein.  
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1.1 Ausgangslage und Hintergrund 

1.1.1 Historische Entwicklung der Berücksichtigung von Belangen des Mittelstandes 

in der Gesetzesfolgenabschätzung in Deutschland 

In Deutschland gibt es schon seit vielen Jahrzehnten politische Bemühungen, um eine bessere 

Rechtsetzung durch Folgenabschätzungen zu ermöglichen:4 So wurden Mitte der 70er Jahre mit 

der Novellierung der Zweiten Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO II) 5 

die bestehenden Vorschriften zur Darstellung der Kostenfolgen der Ausführung von Gesetzen er-

weitert. Die damalige GGO-Novellierung umfasste u. a. die erstmalige Einführung eines Gesetzes-

vorblattes, welches Auskunft über Zielsetzung, Lösungsvorschlag, Alternativen und Kosten eines 

Gesetzentwurfs geben sollte.  

In den frühen Achtzigern wurde u. a. die „Unabhängige Kommission Rechts- und Verwaltungsver-

einfachung“ (die sog. Waffenschmidt-Kommission) eingerichtet. Eines der Ergebnisse der Kommis-

sion war die Entwicklung der sog. „blauen Prüffragen“6. Dabei handelte es sich um Prüfstandards 

für Gesetzentwürfe, die in 10 Grundfragen (mit jeweils detaillierten Unterfragen) gegliedert waren. 

In diesen blauen Prüffragen wurden unter Punkt 10 (Kosten/Nutzen) auch erstmalig Belange des 

Mittelstandes angesprochen. Sie wurden 1996 in die GGO II aufgenommen und waren bei der Be-

arbeitung von Gesetzentwürfen „von den Bundesministerien in jedem Stadium zu berücksichti-

gen“ (sog. Vorprüfung). Außerdem musste im Rahmen der Unterrichtung der beteiligten Fachkreise 

und Verbände um „nähere Angaben zu den Kosten der Ausführung des Gesetzes“ gebeten wer-

den, die „insbesondere auch bei mittelständischen Unternehmen voraussichtlich entstehen wer-

den“. So war im Anschreiben der Kabinettvorlage war anzugeben, dass eine Vorprüfung stattge-

funden hat. In der Begründung waren „im Benehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft“, 

die Kosten, die bei Unternehmen und insbesondere auch bei mittelständischen Unternehmen ent-

stehen, darzustellen.7 

In den 90er Jahren wurden u. a. zwei Handbücher zur Unterstützung der Gesetzgebungsarbeit 

entwickelt: das Handbuch der Rechtförmlichkeit (1991 durch das BMJ)8 und das Handbuch zur 

                                                           

4 Vgl. Veit, Sylvia (2010). 

5 Vgl. BMI (1996) 

6 Vgl. BMI (1992), S. 11. 

7 Vgl. BMI (1996) 

8 Vgl. BMJ (1991) 
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Vorbereitung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften (1992 durch das BMI)9. Letzteres enthielt 

u. a. eine „Arbeitshilfe zur Ermittlung der Durchführungskosten von Gesetzen“.  

Im Jahr 2000 wurde eine weitere Novellierung der GGO beschlossen10. Im Zuge dessen wurde der 

Begriff Gesetzesfolgen zentral in die GGO aufgenommen (§§ 43 und 44). In § 44(4) wurde die sog. 

Benehmensregel und die Verpflichtung zur Darstellung der Kosten für die mittelständische Wirt-

schaft übernommen. Zudem wurde festgelegt, dass das federführende Ressort in der Gesetzesbe-

gründung festlegen musste, ob und wann eine Evaluation durchgeführt werden sollte. Parallel dazu 

wurde ein Handbuch zur Gesetzesfolgenabschätzung11 sowie ein dazugehöriger Leitfaden12 entwi-

ckelt. 

In 2005 wurde durch das BMI ein weiterer Leitfaden zur Folgenabschätzung der Europäischen 

Union entwickelt, der konkret abzufragende Prüfschritte formulierte und praxisrelevante Beispiele 

und Formulierungen u. a. zur Berücksichtigung der Auswirkungen auf KMU zur Verfügung stellte.13 

Das BMWi veröffentlichte in den Folgejahren u. a. ein Merkblatt und eine Arbeitshilfe, um den Res-

sorts eine Unterstützung bei der Abschätzung von Kostenfolgen für die Wirtschaft zu geben.14 

In 2006 wurde von der damaligen Bundesregierung das „Programm für Bürokratieabbau und bessere 

Rechtsetzung“15 beschlossen. Im Zuge dessen wurde die Funktion eines Koordinators der Bundesre-

gierung für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung im Bundeskanzleramt eingerichtet sowie ein 

unabhängiges Kontroll- und Beratungsgremium, der Nationale Normenkontrollrat (NKR), 2006 per 

Gesetz eingesetzt.16 Der Nationale Normenkontrollrat hat die Aufgabe, die Bundesregierung bei der 

Umsetzung ihrer Maßnahmen zum Bürokratieabbau und zur besseren Rechtsetzung zu unterstützen, 

indem er die entsprechenden Folgekosten-Berechnungen der Bundesministerien auf Methodenge-

rechtigkeit und Nachvollziehbarkeit überprüft und die Bundesregierung in Sachen Kostentransparenz 

                                                           

9 Vgl. BMI (1992) 

10 Vgl. BMI (2000) 

11 Vgl. Böhret, C.; Konzendorf, G. (2001). 

12 Vgl. Böhret, C.; Konzendorf, G. (2000). 

13 Vgl. BMI (2006b). 

14 Vgl. BMWi (2007) sowie BMWI (2009).  

15 Vgl. Bundesregierung (2006) 

16 Im Koalitionsvertrag der Großen Koalition wurde 2005 zwischen CDU, CSU und SPD die Einrichtung eines Normen-

kontrollrates vereinbart. Diese Vereinbarung wurde mit der Verabschiedung des Gesetzes zur Einrichtung eines Nationa-

len Normenkontrollrates(NKRG) vom 14. August 2006 umgesetzt.  
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und Kostenbegrenzung sowie Verbesserung der Rechtsetzung berät. Die verfahrensrechtlichen Ele-

mente des Programms wurden mit einer Änderung der GGO im Jahre 2006 umgesetzt17. Dazu ge-

hörten das Verfahren zur Einbeziehung des Normenkontrollrates sowie die Verpflichtung bei Rege-

lungsvorhaben die Bürokratiekosten aus Informationspflichten auszuweisen. 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollra-

tes vom 16. März 2011 wurden in einem weiteren Schritt die Kompetenzen des NKR erweitert und 

die GGO entsprechend angepasst18. Seitdem müssen die Bundesministerien bei Gesetzentwürfen 

neben den Bürokratiekosten der Wirtschaft auch den Erfüllungsaufwand, d.h. „den gesamten 

messbaren Zeitaufwand und die Kosten, die durch die Befolgung einer bundesrechtlichen Vor-

schrift bei Bürgerinnen und Bürgern, Wirtschaft sowie der öffentlichen Verwaltung entstehen“, aus-

weisen und dem Nationalen Normenkontrollrat zur Prüfung und Stellungnahme vorlegen. In § 1 (3) 

NKRG heißt es: „Er prüft insbesondere die Darstellung des Erfüllungsaufwandes neuer Regelun-

gen für Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und öffentliche Verwaltung auf ihre Nachvollziehbar-

keit und Methodengerechtigkeit sowie die Darstellung der sonstigen Kosten der Wirtschaft, insbe-

sondere für die mittelständischen Unternehmen.“ 

Die GGO regelt, dass im Rahmen der Ermittlung des Erfüllungsaufwandes und der sonstigen Kos-

ten für die Wirtschaft insbesondere die Kosten für die mittelständische Wirtschaft dargestellt wer-

den müssen: 

GGO § 44: 

„(4) Die Bundesministerien müssen den Erfüllungsaufwand im Sinne des § 2 des Gesetzes 

zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates für Bürgerinnen und Bürger, Wirt-

schaft und Verwaltung ermitteln und darstellen.  

(5) Es sind darzustellen: 

1. die sonstigen Kosten für die Wirtschaft, insbesondere für die mittelständischen Un-

ternehmen, und die Auswirkungen des Gesetzes auf die Einzelpreise und das 

Preisniveau, 
  

                                                           

17 Vgl. BMI (2006a) 

18 Vgl. § 2 NKRG in der ab dem 16.03.2011 geltenden Fassung  
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2. […] 

Das für den Gesetzentwurf fachlich zuständige Bundesministerium hat dazu Angaben der 

beteiligten Fachkreise und Verbände, insbesondere der mittelständischen Wirtschaft und 

der Verbraucher, einzuholen …“  

Um den beteiligten Akteuren die Ermittlung des Erfüllungsaufwands zu erleichtern, hat das Statisti-

sche Bundesamt gemeinsam mit der Bundesregierung und dem Nationalen Normenkontrollrat den 

„Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bun-

desregierung“19 erstellt. Dieser ist verbindlich auf alle Regelungsvorhaben der Bundesregierung 

anzuwenden. Darin heißt es: „Im Sinne einer möglichst realitätsnahen Beschreibung des Sachver-

haltes sollten außerdem die betroffenen Wirtschaftszweige bzw. Unternehmenskreise näher be-

nannt werden. Insbesondere ist darauf einzugehen, inwieweit mittelständische Unternehmen in be-

sonderer Weise betroffen sind (vgl. § 1 Absatz 3 NKRG).“20 Der Leitfaden enthält allerdings keine 

Beschreibung, wie eine besondere Belastung von mittelständischen Unternehmen zu prüfen ist. 

Zudem definiert der Leitfaden, dass im Vorblatt der Gesetzesbegründungen unter „E. Erfüllungs-

aufwand“ nur die zentralen Ergebnisse der Ermittlung des Erfüllungsaufwands herauszustellen 

sind. Dazu gehören nicht die Belange mittelständischer Unternehmen.  

Die Rolle des Statistischen Bundesamtes, welches im Rahmen der Ermittlung der Kosten bei Be-

darf z. B. die Auswertung vorliegender Daten und die Durchführung von Aufwandsschätzungen 

übernehmen kann, ist im Gesetz zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates geregelt:  

§ 8 „Das Statistische Bundesamt unterstützt bei Bedarf Bundesregierung, Bundestag und 

Bundesrat bei den sich aus diesem Gesetz ergebenden Aufgaben, insbesondere durch 

Auswertung vorliegender Daten und die Durchführung von Aufwandsschätzungen. Es ist für 

den Aufbau und die Pflege der Datenbanken zuständig, die für Berichterstattung und Er-

folgskontrolle im Sinne dieses Gesetzes erforderlich sind.“ 

Eine Darstellung des Erfüllungsaufwands bzw. der sonstigen Kosten für KMU erfolgt bisher nur 

punktuell und nicht standardisiert. Dies mag u. a. daran liegen, dass es zurzeit keinen ausformulier-

ten Leitfaden gibt, der die einzelnen Schritte eines solchen KMU-Tests sowie die im Rahmen die-

ser Überprüfung zu untersuchenden Daten deutlich darlegt. Die in 2009 veröffentlichte Arbeitshilfe 

(Arbeitshilfe zu § 44 Abs. 4 Nr. 1 GGO (2006): „Kosten für die Wirtschaft und Auswirkungen auf die 

                                                           

19 Vgl. Statistisches Bundesamt (2012). 

20 Ebd. S. 19. 
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Preise“)21, gab zumindest Anregungen für die Darlegung einer besonderen Betroffenheit mittel-

ständischer Unternehmen bei den sonstigen Kosten.  

1.1.2 Berücksichtigung der Auswirkungen von Rechtssetzung auf die Belange des 

Mittelstands in der internationalen Perspektive 

Auch auf internationaler Ebene gibt es seit einigen Jahren den Ansatz, die Auswirkungen der 

Rechtsetzung auf kleine und mittlere Unternehmen (KMU) verstärkt zu prüfen und mögliche Er-

leichterungen zu identifizieren. So legte vor über 10 Jahren z. B. die Europäische Kommission in 

einer Mitteilung über den Aktionsplan „Vereinfachung und Verbesserung des Regelungsumfelds“22 

die Kernelemente einer besseren Rechtsetzung vor. Darin wurde gefordert, die Folgen einer Rege-

lung und ihrer möglichen Alternativen im Rahmen von Folgenabschätzungen transparent zu ma-

chen und soweit möglich unnötige Bürokratie zu verringern und abzubauen. 2006 erklärte die Eu-

ropäische Kommission bessere Rechtsetzung zu einer ihrer obersten Prioritäten und initiierte im 

März 2007 das Aktionsprogramm zur Verringerung der Verwaltungslasten23. Im Jahr 2008 wurde 

im Rahmen des sog. „Small Business Act“ (SBA) die Vorgabe zur Einführung eines KMU-Tests auf 

europäischer Ebene vorgestellt. Dabei hat die Europäische Kommission auch die Mitgliedsstaaten 

ersucht sich diesem Vorgehen anzuschließen: „Die Kommission beabsichtigt und die Mitgliedstaa-

ten werden ersucht, […] die Auswirkungen geplanter Rechtsvorschriften und Verwaltungsmaß-

nahmen genauestens zu bewerten („KMU-Test“) und relevante Ergebnisse bei der Erarbeitung von 

Vorschlägen zu berücksichtigen“.24 

2009 erklärte die Kommission, dass bessere Rechtsetzung im Sinne einer „intelligenten Regulie-

rung“ (smart regulation) weiterzuentwickeln sei. So wurde eine überarbeitete Fassung der Kom-

missionsleitlinien zur Folgenabschätzung25 vorgelegt, um unnötige Lasten für die betroffenen Un-

ternehmen von vornherein so weit wie möglich zu vermeiden. Darin wurde, in Umsetzung der Vor-

gaben des SBA von 2008, zum ersten Mal auch konkret ein KMU-Test vorgegeben, um dem Prin-

zip „Vorfahrt für KMU“26 bereits in der Rechtsetzung stärkeres Gewicht zu geben.  

                                                           

21 Vgl. BMWi (2009). 

22 Vgl. Europäische Kommission (2002) 

23 Vgl. EC (2006). 

24 Vgl. Commission of the European Communities (2008), S. 9. 

25 Vgl. EC (2009). 

26 Vgl. EC (2011). 
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In 2011 hat die Europäische Kommission im Rahmen ihrer Überprüfung des SBA27 eine Bestands-

aufnahme der Umsetzung des SBA und eine Bewertung neuer Bedürfnisse von KMU vorgenom-

men. Auf dieser Basis hat sich die Europäische Kommission dazu verpflichtet, die Anwendung des 

KMU-Tests in ihren Folgenabschätzungsverfahren zu intensivieren. Darüber hinaus sollen zukünf-

tig die Unterschiede zwischen Kleinst-, kleinen und mittelgroßen Unternehmen bei der Durchfüh-

rung des KMU-Tests berücksichtigt werden und gegebenenfalls besondere Maßnahmen, wie z. B. 

die Verringerung von Gebühren oder die Vereinfachung von Berichtspflichten, eingeleitet werden. 

Im Zuge dessen wurden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die Auswirkungen von Rechtsvorschriften 

auf KMU systematisch mit einem KMU-Test zu bewerten und dabei ggf. unterschiedliche Unter-

nehmensgrößen zu berücksichtigen.28 

In der Folge wurden weitere Maßnahmen eingeführt, um die Belange von KMU stärker zu berück-

sichtigen. So kündigte die Kommission 2011 in ihrem Bericht zur „Verringerung der Verwaltungs-

lasten für KMU“29 an, den europäischen Rechtsbestand auf weitere Entlastungsmöglichkeiten für 

KMU zu prüfen. Als zusätzliche Maßnahme hat sie den sogenannten Mikro-Test30 eingeführt. Ziel 

dieses Tests ist es zu prüfen, ob Kleinstunternehmen über das unbedingt erforderliche Maß hinaus 

belastet werden. Sie sollen grundsätzlich nur dann unter eine europäische Regelung fallen, wenn 

dies nachweislich erforderlich und verhältnismäßig ist. Als weitere Maßnahme wurde die Folgenab-

schätzung der Europäischen Kommission dahingehend ergänzt, dass sie die Auswirkung neuer 

Regelungen auf die Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen verstärkt prüft (Einführung 

der Wettbewerbsfähigkeitsprüfung, engl. „competitiveness proofing“).31 

Allerdings kommt eine im Jahr 2013 veröffentlichte Studie32, welche einen Vergleich der Folgenab-

schätzungen der EU in Bezug auf die Anwendung des KMU-Tests zum Gegenstand hatte, zu dem 

Schluss, dass viele Folgenabschätzungen (43 %) die Belange von KMU nicht berücksichtigen. 

Wenn diese berücksichtigt werden, so wird die Qualität des durchgeführten KMU-Tests oft als nicht 

gut befunden.  

                                                           

27 Ebd. 

28 Ebd., S. 9. 

29 Vgl. Europäische Kommission (2011). 

30 Vgl. Europäische Kommission (2011) und EC (2012c). 

31 Vgl. EC (2012b).  

32 Vgl. Eurochambers (2013). 
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Seit 2007 berät die „Hochrangige Gruppe unabhängiger Interessenträger im Bereich Verwaltungs-

lasten“ unter Leitung des ehemaligen bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Edmund Stoiber („Stoi-

ber-Gruppe“) die Kommission und unterstützt sie dabei, das Aktionsprogramm umzusetzen. In ih-

rem Bericht33 aus dem Jahre 2011 empfiehlt die Stoiber-Gruppe bei der Entwicklung von neuen 

gesetzlichen Regelungen immer einen KMU-Test durchzuführen und besonderes Augenmerk auf 

Kleinstunternehmen zu legen. 2012 wurde das Mandat der Stoiber-Gruppe bis zum Ende der 

Amtszeit der amtierenden EU-Kommission im Jahr 2014 verlängert. Ein Fokus ihrer Arbeit im neu-

en Mandat liegt dabei auf der Analyse und Berücksichtigung von KMU und deren Belangen.34  

Auch die OECD empfiehlt in ihren 2012 veröffentlichten „Empfehlungen des Rates zu Regulie-

rungspolitik und Governance“ im Rahmen der Gesetzesfolgenabschätzung explizit „die Auswirkun-

gen auf kleine und mittlere Unternehmen [zu] prüfen und auf[zu]zeigen, wie die Verwaltungskosten 

und der Erfüllungsaufwand reduziert werden“35 können. 

1.2 Zielsetzung der Studie 

Ziel dieser Studie ist es, die theoretischen und empirischen Grundlagen für die Berücksichtigung 

der KMU-Belange im Rahmen der Gesetzesfolgenabschätzung durch die Bundesregierung zu ver-

bessern. Aufbauend auf bestehenden Erkenntnissen sollten die Ursachen für eine potenziell be-

sondere Betroffenheit von KMU durch bundesrechtliche Vorschriften sowie weniger belastende 

Regelungsalternativen aus KMU-Sicht identifiziert und bewertet werden.  

Dabei sollten insbesondere folgende Fragestellungen untersucht werden und die jeweiligen Ergeb-

nisse in die Entwicklung eines Leitfadens einfließen: 

» Werden KMU stärker bzw. in besonderem Maße durch bundesrechtliche Vorschriften 

betroffen? Falls ja, in welchen Segmenten (Größenklassen, Branchen etc.)? 

» Welche Ursache gibt es für eine besondere Betroffenheit in unterschiedlichen Seg-

menten?  

» Sind bestimmte Formen von rechtlichen Vorgaben besonders für KMU belastend? 

» Gibt es klar abgrenzbare Einflussfaktoren (direkte und indirekte Kosten)? 

» Gibt es weniger belastende Regelungsalternativen für KMU?  

» Welche konkreten Wirkungen haben ggf. weniger belastende Regelungsalternativen 

für KMU und wie können diese bewertet werden? 

                                                           

33 Vgl. Hochrangige Gruppe unabhängiger Interessenträger im Bereich Verwaltungslasten (2011), S. 75. 

34 Vgl. EC (2012a). 

35 Vgl. OECD (2012), S. 15. 
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» Welche allgemeingültigen Instrumente und Werkzeuge können entwickelt werden, um 

die Belastungen von KMU zukünftig zu reduzieren bzw. KMU-Belange im Rahmen der 

Gesetzesfolgenabschätzung zukünftig stärker zu berücksichtigen? 

» Welche Erfolgsfaktoren eines KMU-Test-Leitfadens gibt es? 

Im Kern der Untersuchung stand aber vor allem die Entwicklung eines handlungsleitenden Leitfa-

dens zur Berücksichtigung der Belange des Mittelstandes im Rahmen der Gesetzesfolgenabschät-

zung. Dieser sollte auf Basis der zuvor gewonnenen Erkenntnisse aufgebaut werden und zukünftig 

den mit der Rechtsetzung befassten Mitarbeitern Hilfestellung geben. 
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2. Methodik und Definitionen 

2.1 Methodisches Vorgehen  

Zur Beantwortung der aufgeworfenen Fragestellungen wurde ein Mix aus qualitativen und quantita-

tiven Methoden gewählt.  

Abbildung 1: Methodisches Vorgehen 

 

Das methodische Vorgehen dieser einzelnen Untersuchungsschritte wird im Folgenden einzeln er-

läutert. Im Ergebnis dienten alle Untersuchungsschritte der Entwicklung des KMU-Test-Leitfadens.  

 
(Internationales) Desk-Research  

Im Rahmen eines webbasierten internationalen Desk-Researchs wurden (internationale) Studien, 

Handbücher und Positionspapiere zur besonderen Belastung von KMU sowie zu Erfahrungen und 

Möglichkeiten zur Berücksichtigung von KMU-Belangen in der Gesetzesfolgenabschätzung aus-

gewertet. Die Auswertung der identifizierten Dokumente diente der Aufbereitung von bestehenden 

Erkenntnissen, insbesondere zu den zuvor genannten Fragestellungen. Darüber hinaus wurden im 

Rahmen der Auswertung der Literatur auch Hinweise für die Auswahl der Länder für die Ver-

gleichsanalyse gesammelt. 

Bestandsaufnahme 

und Auswertung von 

vorliegenden 

Erkenntnissen

Festlegung und 

Schärfung des 

Untersuchungs-

gegenstandes

Erhebung und Analyse 

(der ausgewählten 

Branchen und 

gesetzlichen 

Regelungen)

Synthese und 

Konzeption eines 

Leitfadens/einer 

Checkliste

• Webbasiertes, internationales Desk-Research (Studien, Gutachten, Evaluationen, Messberichte, Positionspapiere, 

etc.) zur Aufbereitung bestehender Erkenntnisse

• 6 explorative Interviews mit nationalen und internationalen Experten zur Aufbereitung und Bewertung bestehender 

Erkenntnisse

• Internationale Vergleichsanalyse (11 Experten-Interviews und Auswertung KMU-Test-Leitfäden)

• Auswertung statistischer Daten (WZ 2008)

• Auswertung bestehender Datenbanken (webSKM, NKR)

• Auswertung von Stellungnahmen des NKR im Rahmen der Ex-ante-GFA und „Mittelstandsmonitor für EU-Vorhaben“

• 6 Experten-Interviews mit Verbandsvertretern

• Desk-Research inklusive einer Auswertung vorliegender (nationaler und internationaler) Handbücher

• Rechtsanalyse bzgl. Pflichtentypen, Kostentreibern und sonstigen Wirkungen

• Analyse von eventuell vorliegenden Messergebnissen zu den ausgewählten Vorschriften in bestehenden 

Datenbanken

• 10 vertiefende Interviews mit Fachexperten (Verantwortliche Personen im Ministerium sowie Vertreter von 

Verbänden)

• 11 Fallstudien

• 3 Verbands-/Unternehmensworkshops

• 1 Referentenworkshop

• Entwicklung eines Entwurfs eines Leitfadens inkl. Entscheidungsbäume etc.

• Berichtslegung
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Explorative Interviews 

Es wurden insgesamt 6 explorative Interviews mit verschiedenen Akteuren im Laufe des Projekts 

geführt. Dabei handelt es sich um: 

» 3 Interviews mit in Deutschland für die bessere Rechtsetzung wichtigen Akteuren – der 

Bürokratiekostenstelle des Bundeskanzleramtes, dem Nationalen Normenkontrollrat 

(NKR) und dem Statistisches Bundesamt 

 

» 3 Interviews mit Multiplikatoren – der Bertelsmann Stiftung, der Arbeitsgemeinschaft für 

wirtschaftliche Verwaltung e. V. und der OECD 

Internationale Vergleichsanalyse 

Die Auswahl der Länder für die Vergleichsanalyse erfolgte auf Basis vergleichender Studien, wel-

che im Auftrag der Europäischen Kommission durchgeführt wurden und den Umsetzungstand von 

KMU-Tests in den Mitgliedstaaten vergleichen.36 

In Abstimmung mit dem Auftraggeber wurden auf europäischer Ebene Großbritannien, die Nieder-

lande und Dänemark, auf außereuropäischer Ebene Australien, die USA und Kanada für die Ver-

gleichsanalyse ausgewählt. Dabei wurden im Rahmen eines Desk-Researchs Dokumente und 

KMU-Test-Leitfäden identifiziert und ausgewertet sowie 6 Interviews geführt. Darüber hinaus wur-

den Interviews mit Vertretern aus Österreich, Schweden und Frankreich zum Umsetzungsstand der 

KMU-Tests in diesen Ländern geführt. Zudem wurden relevante Dokumente der Europäischen 

Kommission ausgewählt und 2 Interviews zum KMU-Test (SME-Test) und zur Wettbewerbsfähig-

keitsprüfung geführt. 

Experteninterviews mit Verbänden 

Es wurden insgesamt 6 Interviews mit Mittelstands-/Bürokratieexperten verschiedener Verbände 

geführt. Ziel der Interviews war es, einerseits Branchen und Rechtsbereiche zu identifizieren, in 

denen KMU besonders durch bundesrechtliche Vorschriften belastet sind, andererseits Ursachen 

und konkrete Kostentreiber für KMU sowie belastungsärmere Regelungsalternativen zu ermitteln. 

 

                                                           

36 Vgl. z. B. Copenhagen Economics (2011), S. 12. 
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Mit den folgenden Verbänden wurden leitfadengestützte Interviews geführt: 

» Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) bzw. Mittelstandsausschuss von BDI und 

BDA 

» Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. (BDEW)   

» Bundesverband mittelständische Wirtschaft (BVMW) 

» Der Mittelstandsverbund (ZGV) 

» Deutscher Industrie- und Handelskammertag e. V. (DIHK) 

» Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) 

Auswertung von statistischen Daten 

Um zu ermitteln, in welchen Branchen der KMU-Anteil besonders hoch ist, wurden statistische Da-

ten der Wirtschaftszweige (WZ 2008) nach Größenklassen hinsichtlich des absoluten und relativen 

KMU-Anteils in den jeweiligen Branchen auf WZ-4-Steller-Ebene ausgewertet.37  

Auswertungen der Stellungnahmen des NKR  

Mit dem Ziel, konkrete Vorschriften zu identifizieren, durch die eine überproportionale Belastung für 

KMU hervorgerufen wird, wurden Stellungnahmen des NKR ausgewertet. Die entsprechenden 

Stellungnahmen wurden teils vom NKR benannt, teils durch eine eigene Durchsicht von NKR-

Stellungnahmen identifiziert. Eine konkrete Auswertung erfolgte von den Stellungnahmen, in denen 

die Belange von KMU ausdrücklich erwähnt wurden.38  

Auswertung von Datenbanken und Auswertungen des BMWi-Mittelstandsmonitors 

Es wurden alle nach Größenklassen segmentierten Kostendaten aus der webSKM-Datenbank des 

Statistischen Bundesamtes hinsichtlich der überproportionalen Belastung von KMU durch rechtli-

che Regelungen ausgewertet. Andere Länder mit Bestandsmessungen, die nach Unternehmens-

größenklassen segmentieren, gaben an, keine entsprechende Auswertung zur überproportionalen 

Belastung von KMU durch rechtliche Regelungen vorgenommen zu haben. Die für die vorliegende 

Studie relevanten Ergebnisse der Auswertung werden in Kapitel 3.1.1 dargestellt. 

                                                           

37 Die Ergebnisse der Auswertung von statistischen Daten dienten lediglich der Auswahl der Branchen für die durchge-

führten Fallstudien und werden entsprechend im Bericht nicht näher betrachtet. 

38 Die Ergebnisse der Auswertung der Stellungnahmen des NKR dienten lediglich der Auswahl der untersuchten Vor-

schriften für die durchgeführten Fallstudien und werden entsprechend im Bericht nicht näher betrachtet. 
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Zudem wurde der BMWi-Mittelstandsmonitor 2013 für EU-Vorhaben ausgewertet. Dabei wurde die 

prozentuale KMU-Relevanz der EU-Vorhaben der einzelnen Rechtsbereiche berechnet.39 

Vertiefende Interviews mit Fachexperten 

Es wurden weitere 8 vertiefende Interviews mit Fachreferenten ausgewählter Rechtsbereiche von 

Verbänden geführt. 

Auf Basis der zuvor gewonnenen Ergebnisse konnte für 5 Branchen eine überproportionale Belas-

tung von KMU gezeigt werden. Zudem konnten 5 Rechtsbereiche, von denen eine hohe Belastung 

ausgeht, identifiziert werden. Diese Branchen und Rechtsbereiche waren die Grundlage für die 

Auswahl der interviewten Verbände und Fachreferenten.  

Die entsprechenden Branchen, für die eine überproportionale Belastung von KMU gezeigt wurde, 

sind: 

» Baugewerbe 

» Handwerk 

» Handel 

» Produzierendes Gewerbe 

» Unternehmensnahe Dienstleistungen 

Die entsprechenden Rechtsbereiche sind: 

» Arbeitsrecht/Arbeitsschutz 

» Sozialrecht 

» Steuerrecht 

» Umweltrecht 

» Verbraucherschutz 

Die vertiefenden Interviews mit den Fachreferenten ausgewählter Rechtsbereiche hatten folgende 

Zielsetzung: 

» Zum einen sollten bereits identifizierte Vorschriften, durch die eine überproportionale Be-

lastung von KMU hervorgerufen wurde, durch die Experten validiert werden.  

» Zum anderen wurden die Fachexperten der Verbände auch hinsichtlich weiterer für KMU 

überproportional belastende Vorschriften befragt.  

                                                           

39 Die Ergebnisse der Auswertung des BMWi-Mittelstandsmonitors dienten lediglich der Auswahl der Rechtsbereiche der 

durchgeführten Fallstudien. Entsprechend werden die Ergebnisse im Bericht nicht näher betrachtet. 
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Folgende Verbände wurden befragt, dabei wurden teilweise mehrere Fachreferenten desselben 

Verbands interviewt: 

» Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 

» Bundesverband der Sicherheitswirtschaft (BDSW) 

» Handelsverband Deutschland e. V. (HDE) 

» Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA) 

» Zentralverband Deutsches Baugewerbe (ZDB) 

» Zentralverband des Deutschen Bäckerhandwerks e. V. 

» Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) 

Im Ergebnis wurde eine Auswahl aus allen identifizierten Vorschriften als Grundlage für die Fallstu-

dien gewählt, die sowohl branchenspezifische als auch branchenübergreifende Vorschriften unter-

schiedlicher Rechtsbereiche enthielt.  

Zudem wurden 2 vertiefende Interviews mit Mitarbeitern des BMWi geführt, welche mit Rechtset-

zung befasst sind. Zielsetzung der Interviews war, die Erwartungen der Referenten an den KMU-

Test-Leitfaden sowie erste Hinweise für die praxisnahe Ausgestaltung des Leitfadens aufzuneh-

men.  

 

Auswahl der Vorschriften und Rechtsanalyse 

Die identifizierten Vorschriften wurden im Rahmen einer umfassenden Rechtsanalyse hinsichtlich 

ihrer Tauglichkeit für die Fallstudien überprüft. Hierbei wurden folgende Auswahlkriterien zugrunde 

gelegt: 

» Es musste sich um eine Bundesvorschrift handeln oder die Vorschrift musste ein sinn-

volles Lernbeispiel40 einer Landes-/EU-Vorschrift darstellen.  

» Es musste einen begründeter Anhaltspunkt dafür vorliegen, dass die Vorschrift KMU 

überproportional belastet.  

» Es musste ein begründeter Anhaltspunkt dafür vorliegen, dass die Belastung für KMU 

durch Regelungsalternativen gemildert werden könnte. 

Für eine tiefergehende Analyse wurden zum einen einzelne gesetzliche Regelungen ausgewählt, 

wie zum Beispiel § 23 Abs. 1 SGB IV, der die Vorfälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge regelt. 

                                                           

40 Als Lernbeispiele wurden Vorschriften aufgenommen, die zwar nicht im Bereich der Bundesgesetzgebung liegen, al-

lerdings KMU stärker belasten als große Unternehmen und daher ebenfalls sinnvolle Hinweise zu den Gründen einer 

überproportionalen Belastung von KMU liefern können.  
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Zum anderen wurden auch ganze Regelungsbereiche in die Auswahl einbezogen, bei denen die 

Gesamtheit der rechtlichen Regelungen eine Belastung der KMU mit bürokratischem Aufwand er-

warten lässt, wie beispielsweise die Regelungen des Gesetzes zur Familienpflegezeit.  

Fallstudien 

Auf Basis der Rechtsanalyse wurden insgesamt 11 rechtliche Vorschriften ausgewählt, die die Ba-

sis für die 11 durchgeführten Fallstudien bildeten. Zunächst wurde für jede Fallstudie eine umfas-

sende Rechtsanalyse durchgeführt, die nicht nur den rechtlichen Hintergrund der jeweiligen Vor-

schrift umfasste, sondern auch ggf. auf vorhandene Ausnahmeregelungen Bezug nahm. 

Im Rahmen der einzelnen Fallstudien wurden KMU und jeweils mindestens ein großes Unterneh-

men (mit mehr als 250 Beschäftigten) befragt. In einigen Unternehmen wurden mehrere Personen 

zu unterschiedlichen Vorschriften befragt. Zudem wurden einige Vertreter der Unternehmen auch 

stellvertretend für genossenschaftliche Organisationen befragt und konnten somit Erfahrungen ei-

ner Vielzahl von KMU, welche im Vorfeld eingeholt wurden, weitergeben. Dabei konnten insgesamt 

ca. 100 Bewertungen zu den Vorschriften aufgenommen werden41. Die Interviews wurden teilweise 

vor Ort, teilweise telefonisch durchgeführt und dauerten je nach Anzahl der Vorschriften, zu denen 

ein Unternehmen befragt wurde, zwischen 30 und 90 Minuten.  

Ziel der Fallstudien war es herauszuarbeiten, welche konkreten Kostentreiber für die besondere 

Belastung von KMU ursächlich sind und welche davon über alle Branchen und Rechtsbereiche 

hinweg Gültigkeit besitzen. Dabei wurden die Prozesse und unterschiedlichen Arbeitsabläufe zur 

Erfüllung einer Vorschrift in großen Unternehmen und KMU ermittelt und die Unternehmen 

hinsichtlich der Belastung befragt. 42  Es war nicht Gegenstand der Fallstudien, die 

überproportionale Belastung von KMU zu messen. Vielmehr wurden Hinweise zur (gefühlten) 

Belastung aufgenommen. Die Liste aggregierter Kostentreiber findet sich in Kapitel 3.2.2. Ein 

weiterer wichtiger Gegenstand der Fallstudien waren mögliche Regelungsalternativen und 

unterstützende Maßnahmen, die von den befragten KMU jeweils als belastungsärmer eingestuft 

wurden. Die Ergebnisse der identifizierten Alternativen und Maßnahmen finden sich in Kapitel 

3.3.2.  

                                                           

41 Es wurden insgesamt 30 Unternehmen zu den Vorschriften befragt. Die Mehrheit der Unternehmen wurde zu einer 

Vielzahl der Fallstudien befragt, sodass insgesamt ca. 100 Bewertungen vorlagen. Dabei variieren die Bewertungen zwi-

schen den einzelnen Fallstudien, da insbesondere die branchenübergreifenden Vorschriften von einer Vielzahl der be-

fragten Unternehmen beantwortet werden konnten. So wurden z. B. 15 Unternehmen zur Fallstudie Lohnsteuerjahres-

ausgleich befragt, 11 Unternehmen wurden zur Fallstudie Rundfunkbeiträge befragt.  

42 Die Beschreibung der Fallstudien kann Anhang V entnommen werden. 
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Unternehmens- und Verbändeworkshops 

Die aggregierten Ergebnisse der Fallstudien zu Kostentreibern und Regelungsalternativen wurden 

im Rahmen 1 Unternehmensworkshops und 2 Workshops mit Verbandsvertretern unterschiedlicher 

Rechtsbereiche validiert und ergänzt. Im Rahmen des Unternehmensworkshops wurden dabei ins-

besondere die sonstigen Kosten für KMU diskutiert, um weitere Anhaltspunkte zur Ermittlung der 

sonstigen Kosten im Rahmen des KMU-Test-Leitfadens zu erhalten. Im Rahmen der Verbände-

workshops wurden, auf Basis der identifizierten Kostentreiber, bereits erste Prüffragen für den 

KMU-Test-Leitfaden diskutiert. Ziel war es, Prüffragen u. a. so zu entwickeln, dass auch die Ver-

bände einen Beitrag zur Beantwortung der Fragen zur Belastung von KMU liefern können, sollten 

diese im Rahmen des KMU-Tests durch Rechtsetzungsreferenten dazu aufgefordert werden. Zu-

dem wurde grundsätzlich die potenzielle Rolle der Verbände im Rahmen eines KMU-Tests disku-

tiert.  

Referentenworkshop 

Auf Basis aller vorangegangenen Schritte wurde ein Entwurf des KMU-Test-Leitfadens erstellt. 

Dieser wurde im Rahmen eines Workshops mit Rechtsetzungsreferenten des BMWi auf seine Pra-

xistauglichkeit hin überprüft. Es wurden Ergänzungen aufgenommen und bei der weiteren Erstel-

lung des Leitfadens berücksichtigt.  

Erstellung eines KMU-Test-Leitfadens 

Auf Basis der Ergebnisse aller vorangegangenen Untersuchungsschritte wurde ein überarbeiteter 

Entwurf des KMU-Test-Leitfadens erstellt, welcher im Rahmen von 2 Präsentationen vor zentralen 

Akteuren aus dem BMWi, dem NKR, dem Statistischen Bundesamt, der Geschäftsstelle Bürokra-

tieabbau im Bundeskanzleramt sowie Verbandsvertretern vorgestellt wurde. Anregungen der Ak-

teure wurden im Rahmen der endgültigen Überarbeitung des Leitfadens berücksichtigt. Der finale 

KMU-Test-Leitfaden ist in Kapitel 5.2 zu finden.  

2.2 Der Studie zugrundeliegende Definitionen 

Die folgenden Kapitel enthalten die wichtigsten, dem Forschungsprojekt zugrundeliegenden Defini-

tionen. 

2.2.1 KMU-Definition 

Für den KMU-Test-Leitfaden in Deutschland wird die EU-Definition für KMU bzw. die EU-Definition 

der Größenklassen von Unternehmen verwendet. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund der 

Vergleichbarkeit mit KMU-Tests in anderen EU-Ländern bzw. der EU selbst ratsam.  
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Im Rahmen der Politik der Europäischen Union (EU) werden Unternehmen mit weniger als 250 Be-

schäftigten und bis 50 Mio. EUR Jahresumsatz oder bis 43 Mio. EUR Bilanzsumme als KMU be-

zeichnet. Dem Merkmal der Beschäftigtengrößenklasse wird hierbei Vorrang eingeräumt. Ein quali-

tatives Merkmal von KMU ist ebenfalls Bestandteil der EU-Definition. Unternehmen, die zu mehr 

als 25 % im Eigentum einer Unternehmensgruppierung, z. B. eines Konzerns stehen, werden nicht 

als KMU eingeordnet.43  

Abbildung 2 illustriert die KMU-Definition der EU und zeigt die unterschiedlichen Unternehmens-

größenklassen innerhalb dieser.44  

Abbildung 2: EU-KMU-Definition 

Unternehmenskategorie Mitarbeiter Umsatz oder Bilanzsumme 

Mittleres Unternehmen < 250 ≤ 50 Mio. EUR ≤ 43 Mio. EUR 

Kleinunternehmen < 50 ≤ 10 Mio. EUR ≤ 10 Mio. EUR 

Kleinstunternehmen < 10 ≤ 2 Mio. EUR ≤ 2 Mio. EUR 

Quelle: Europäische Kommission (2014), eigene Darstellung. 

Die volkswirtschaftliche Bedeutung von KMU in Deutschland zeigt Abbildung 3. So sind 99,7 % der 

Unternehmen in Deutschland nach der Definition der EU damit KMU. Auch die Bedeutung von 

Kleinstunternehmen (91 %) und kleinen Unternehmen (7,1 %) wird deutlich. Diese machen zu-

sammen 98,1 % aller Unternehmen in Deutschland aus. 

                                                           

43 Vgl. Commission of the European Communities (2003). 

44 Vgl. Europäische Kommission (2014). 

http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/facts-figures-analysis/sme-definition/index_de.htm
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Abbildung 3: Unternehmen in Deutschland 

Unternehmen mit steuerbarem Umsatz aus Lieferungen und Leistungen und/oder mit sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten im Berichtsjahr 2011 

Davon mit … bis … sozialversicherungspflichtig Beschäftigten  
 Insgesamt 

     0–9  10–49    50–249  250 und mehr 

3.322.090 258.562 56.199 12.546 3.649.397 

91,0 % 7,1 % 1,5 % 0,3 % 100,0 % 

KMU Große Unternehmen Insgesamt 

99,7 % 0,3 % 100,0 % 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2013), Auswertungen auf Basis des Unternehmensregisters, ei-

gene Darstellung. 

Rein rechnerisch ist das typische KMU in Deutschland damit ein Kleinstunternehmen. Es erzielt 

unabhängig von der Branche einen Jahresumsatz von rund 600.000 EUR und hat inklusive des In-

habers 4 Beschäftigte.45 Wie wichtig die Berücksichtigung von KMU-Belangen ist, wird zudem 

deutlich, wenn man das durchschnittliche Unternehmen in Deutschland (inklusive der großen Un-

ternehmen) betrachtet. Rein rechnerisch ist auch das durchschnittliche Unternehmen in Deutsch-

land ein Kleinstunternehmen, denn es macht 1,6 Mio. EUR Umsatz im Jahr und hat 7,3 sozialversi-

cherungspflichtig Beschäftigte.46 

2.2.2 Erfüllungsaufwand 

Der Erfüllungsaufwand47 umfasst laut Gesetz zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollra-

tes (NKRG) „den gesamten messbaren Zeitaufwand und die Kosten, die durch die Befolgung einer 

bundesrechtlichen Vorschrift bei Bürgerinnen und Bürgern, Wirtschaft sowie der öffentlichen Ver-

waltung entstehen“.48 Da der Fokus der vorliegenden Studie auf KMU liegt, ist nur der Erfüllungs-

aufwand für die Wirtschaft Gegenstand dieser Studie.  

                                                           

45 Eigene Berechnung auf Basis des Unternehmensregisters. 

46 Eigene Berechnung auf Basis des Unternehmensregisters. 

47 Für eine ausführliche Darstellung der Methode zur Ermittlung des Erfüllungsaufwands siehe: Statistisches Bundesamt 

(2012). 

48 Vgl. NKRG § 2 Abs. 1 
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Teil des Erfüllungsaufwands sind nach § 2 (2) des NKRG Bürokratiekosten, die durch die Erfül-

lung von Informationspflichten verursacht werden. Diese sind beim Normadressaten Wirtschaft ge-

sondert auszuweisen.49 „Der Erfüllungsaufwand des Regelungsvorhabens für die Wirtschaft ergibt 

sich aus der Summe des Aufwands aller im Regelungsvorhaben enthaltenen Vorgaben oder Pro-

zesse, die die Wirtschaft betreffen.“50 

Bei der Ermittlung des Erfüllungsaufwands wird zwischen 2 Aufwandsarten unterschieden, welche 

in den folgenden Abschnitten definiert werden: 

» Personalaufwand  
» Sachaufwand  

2.2.2.1 Personalaufwand 

Laut dem Leitfaden zum Erfüllungsaufwand „… ist der Personalaufwand pro Fall [zu ermitteln], 

der bei den betroffenen Unternehmen durch die Erfüllung der Vorgabe oder des Prozesses unmit-

telbar anfällt. Hierfür wird der zu erwartende Zeitaufwand mit dem jeweiligen Lohnsatz multipli-

ziert.“51 

2.2.2.2 Sachaufwand 

Laut dem Leitfaden zum Erfüllungsaufwand sind „… Sach- und Anschaffungsaufwand (kurz: 

Sachaufwand), der bei den betroffenen Unternehmen durch die Erfüllung einer Vorgabe oder eines 

Prozesses unmittelbar anfällt“52, zu ermitteln. „Darunter fallen auch Aufwendungen für die Inan-

spruchnahme externer Leistungen (z. B. die Zahlung von Fortbildungskosten, Aufwandsentschä-

digungen, Kosten für Wirtschaftsprüfer etc.)“53. Im Folgenden werden diese externen Leistungen 

teilweise als externe Kosten bezeichnet, da verschiedene Quellen diesen Begriff verwenden, in-

haltlich gibt es zwischen den beiden verwendeten Begriffen keinen Unterschied. 

D. h. alle Investitionen und Kosten für externe Dienstleister werden im Rahmen des Sachaufwan-

des dargestellt. Dabei wird auch der einmalige Sachaufwand ermittelt, … „der im Rahmen der Um-

                                                           

49 Vgl. Statistisches Bundesamt (2012), S. 47. 

50 Ebd. S. 27. 

51 Ebd. S. 20. 

52 Ebd. S. 25. 

53 Ebd. S. 25. 
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stellung auf ein neues Verfahren, der Einrichtung eines Arbeitsplatzes usw. anfällt…“54. Dieser 

einmalige Sachaufwand wird als Umstellungsaufwand55 bezeichnet.  

2.2.3 Sonstige Kosten  

Wie in Kapitel 1.1.1 erwähnt, regelt die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien 

(GGO)56 , dass im Rahmen der Gesetzesfolgenabschätzung neben einer Ermittlung des Erfül-

lungsaufwandes auch die sonstigen Kosten für die Wirtschaft (und dabei insbesondere die Kosten 

für die mittelständische Wirtschaft) dargestellt werden müssen. Die sonstigen Kosten für KMU sind 

somit eine Teilmenge der sonstigen Kosten der Wirtschaft. Sie sollten daher nach der gleichen Me-

thodik wie die sonstigen Kosten für die gesamte Wirtschaft ermittelt werden. 

Anders als für den Erfüllungsaufwand gibt es für die sonstigen Kosten aber keinen Leitfaden, der 

die Ermittlung der sonstigen Kosten methodisch darstellt. Vielmehr gibt es in Deutschland derzeit 

keine eindeutige Definition für die sonstigen Kosten, welche im Rahmen der weiteren Kosten unter 

dem Punkt F (Vorblatt) im Rahmen der Gesetzesfolgenabschätzung in Deutschland ausgewiesen 

werden müssen.  

In der Anlage 3 zu § 42 Abs.1 GGO, der Gliederung des Vorblattes einer Gesetzesvorlage, wird 

folgendes zu den sonstigen Kosten angemerkt: 

„F. Weitere Kosten [insbesondere sonstige Kosten für die Wirtschaft, Kosten für soziale Siche-

rungssysteme, Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-

braucherpreisniveau]“ 57 

Es wird hier nicht abschließend ausgeführt, was die sonstigen Kosten beinhalten. 

Im Gesetz zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates (NKRG) steht: „[Der NKR] prüft 

insbesondere die Darstellung des Erfüllungsaufwandes neuer Regelungen für Bürgerinnen und 

Bürger, Wirtschaft und öffentliche Verwaltung auf ihre Nachvollziehbarkeit und Methodengerechtig-

keit sowie die Darstellung der sonstigen Kosten der Wirtschaft, insbesondere für die mittelständi-

schen Unternehmen.“58 Auch hier werden die sonstigen Kosten damit nicht definiert.  

                                                           

54 Ebd. S. 25. 

55 Der Umstellungsaufwand ist im Vorblatt getrennt vom laufenden Erfüllungsaufwand auszuweisen. 

56 Vgl. BMI (2011).  

57 Vgl. Statistisches Bundesamt (2012), S. 40. 

58 Vgl. NKRG § 1 Abs. 3 
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Im Rahmen der vorliegenden Studie wurde daher folgende Arbeitsdefinition für den Begriff sonstige 

Kosten für die Wirtschaft festgelegt:  

Sonstige Kosten für die Wirtschaft sind indirekte Kosten und Gebühren, welche durch rechtliche 

Regelungen entstehen und nicht im Rahmen des Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft berücksich-

tigt werden.  

Hinsichtlich der Definition für indirekte Kosten für die Wirtschaft kann die Arbeitshilfe59 zu § 44 

Abs. 4 Nr. 1 einer früheren Fassung der GGO als Orientierung genutzt werden. 60 Die Arbeitshilfe 

benennt Treiber für die indirekten Kosten bei Unternehmen, welche als eine Orientierungshilfe für 

ein gemeinsames Verständnis des Begriffs dienen kann. Diese sind: 

» Beeinträchtigungen der Wettbewerbssituation auf Märkten für z. B. Vorleistungen 

und/oder für Zwischen- und Endprodukte bzw. Beeinträchtigungen der Wettbewerbs-

fähigkeit der beteiligten Unternehmen (Marktzutrittschancen, Anpassungsfähigkeit) 

» Begrenzungen der Investitionsmöglichkeiten oder der Handelsbeziehungen (Deutsch-

land, EU-Binnenmarkt, Weltmarkt) 

» Einschränkungen in den Möglichkeiten bzw. Anreizen zur Innovationstätigkeit (For-

schung und Entwicklung, geistige Eigentumsrechte, Verbreitung neuer Technologien) 

Die Treiber für die indirekten Kosten (die Wettbewerbsfähigkeit, die Investitionsfähigkeit bzw. Inter-

nationalisierung, die Innovationsfähigkeit) werden auch international in einigen Fällen, zusätzlich zu 

Erfüllungsaufwand bzw. Bürokratiekosten aus Informationspflichten, untersucht. International wer-

den diese indirekten Kosten teilweise als sonstige zu ermittelnde Kosten verstanden. So ermittelt 

bspw. die Europäische Kommission genau diese „indirekten Kosten“ im Rahmen der sogenannten 

Wettbewerbsfähigkeitsprüfung der Gesetzesfolgenabschätzung zusätzlich zum Erfüllungsaufwand.  

Zielsetzung der Wettbewerbsfähigkeitsprüfung ist es, die voraussichtlichen Auswirkungen einer 

rechtlichen Regelung auf die unternehmerischen Tätigkeiten darzustellen.61 Dazu gehört vor allem 

die Analyse der direkten Kosten zur Befolgung einer rechtlichen Vorschrift (Erfüllungsaufwand). 

Diese sind jedoch nicht alleine für alle Wettbewerbsvor- oder –nachteile verantwortlich. Daher ist 

auch eine Betrachtung der von gesetzlichen Regelungen verursachten, indirekten Veränderungen 

auf Rohstoffpreise (einschließlich Energie) und Produktionsfaktoren notwendig. Produkte können 

                                                           

59 Vgl. BMWI (2009).  

60 Die Arbeitshilfe zu § 44 Abs. 4 Nr. 1 bezieht sich auf eine frühere Fassung der GGO. Die Arbeitshilfe ist nicht mehr 

gültig und entsprechend nicht mehr anzuwenden. 

61 Für einen detaillierten Überblick zur Zielsetzung und Methode der Wettbewerbsfähigkeitsprüfung siehe: EC (2012b). 
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aufgrund der rechtlichen Regelungen für die Verbraucher attraktiver zu werden und die Unterneh-

men können ihre Marktanteile durch bessere Qualität, Design, technische Spezifikationen und 

Funktionen ihrer Produkte beeinflussen. Technologieentwicklung und Innovation (von Produkten 

und/oder Prozessen) sind daher von zentraler Bedeutung für die Kosten- und Qualitätsentwicklung 

und somit für die (internationale) Wettbewerbsfähigkeit der Produkte und der Unternehmen.62  

Vor diesem Hintergrund unterscheidet die Europäische Kommission 3 Dimensionen der Wettbe-

werbsfähigkeit von Unternehmen und hat diese wie folgt definiert: 

» Kostenwettbewerbsfähigkeit (cost competitiveness) 

» Innovationsfähigkeit (capacity to innovate) 

» Internationale Wettbewerbsfähigkeit (international competitiveness) 

Diese drei Dimensionen, welche deckungsgleich mit den indirekten Kosten sind, welche in der 

oben genannten Arbeitshilfe definiert wurden, wurden laut Europäischer Kommission in einem um-

fangreichen Konsultationsprozess mit Unternehmen, Unternehmensverbänden und den Generaldi-

rektionen der Europäischen Kommission als relevante Faktoren für die Wettbewerbsfähigkeit iden-

tifiziert.  

Der Leitfaden der Wettbewerbsfähigkeitsprüfung der Europäischen Kommission ist mit ca. 

40 Seiten sehr umfangreich.63 Die Ermittlung der Wettbewerbsfähigkeit, also die Durchführung der 

Wettbewerbsfähigkeitsprüfung bezieht sich immer auf die gesamte Gesetzesfolgenabschätzung 

und nicht auf den KMU-Test der Europäischen Kommission. Im Rahmen der Wettbewerbsfähig-

keitsprüfung soll aber, wenn möglich, die Wettbewerbsfähigkeit der KMU im Besonderen betrachtet 

werden. Auch der KMU-Test-Leitfaden der Europäischen Kommission benennt die Wettbewerbsfä-

higkeit als einen Faktor, welcher ggf. im Rahmen des KMU-Tests geprüft werden sollte. Eine Ana-

lyse der veröffentlichten Berichte der durchgeführten Tests zur Wettbewerbsfähigkeitsprüfung 

zeigt, dass diese außerordentlich umfangreich sind und teilweise mehr als 100 Seiten umfassen.  

Dabei ist der Leitfaden der Wettbewerbsfähigkeitsprüfung der Europäischen Kommission ausdrück-

lich als ein Vorschlag zu verstehen, wie die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft (der gesamten 

Wirtschaft nicht nur der KMU) untersucht werden kann. Es wird in dem Leitfaden ausdrücklich da-

rauf hingewiesen, dass es keinen „One-size-fits-all“-Ansatz gibt, also einen Ansatz mit dem die 

                                                           

62 Eine Begründung und Darstellung der Wettbewerbsfähigkeitsprüfung der Europäischen Kommission findet sich unter: 

http://ec.europa.eu/enterprise/policies/smart-regulation/impact-assessment/competitiviness-proofing/index_en.htm; vgl. 

EC (2013) 

63 Vgl. EC (2012b). 

http://ec.europa.eu/enterprise/policies/smart-regulation/impact-assessment/competitiviness-proofing/index_en.htm
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Wettbewerbsfähigkeit für alle rechtlichen Regelungen ermittelt werden sollte.64 Vielmehr wird da-

rauf hingewiesen, dass von „Fall zu Fall“ eine geeignete Methode gewählt werden sollte65. Diese 

sollte stets dem rechtlichen Vorhaben angemessen sein und die wirtschaftliche Verhältnismäßigkeit 

der Durchführung einer Analyse zur Wettbewerbsfähigkeit sollte stets im Verhältnis zum erwarteten 

Nutzen der Analyse stehen (proportionate analysis). Auch in 2 Interviews mit der zuständigen Ab-

teilung der Europäischen Kommission wurde dieser Ansatz bekräftigt.  

Österreich ist ein weiteres Beispiel, das in Hinblick auf die sonstigen Kosten interessant ist. Hier 

sollen im Rahmen der Wirkungsorientierten Folgenabschätzung66  bei Überschreiten eines be-

stimmten Schwellenwertes die Auswirkungen auf folgende 3 sogenannte „Wirkungs-

dimensionen“ geprüft werden: die Phasen des Unternehmenszyklus, Internationalisierung und In-

novationsfähigkeit.67 Dabei bezieht sich die Analyse auf die gesamte Wirtschaft nicht nur auf KMU. 

Da die Wirkungsorientierte Folgenabschätzung erst 2013 eingeführt wurde, liegen noch keine Er-

fahrungen vor. Insbesondere die Phasen des Unternehmenszyklus, also z. B. Existenzgründungen, 

haben besondere KMU-Relevanz und finden daher auch im deutschen KMU-Test Berücksichti-

gung. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass es viele Ansätze gibt, die sonstigen Kosten zu 

definieren, es aber weder national noch international eine einheitliche Definition für die sonstigen 

Kosten gibt. Die umfangreichste Definition wird von der Europäischen Kommission im Rahmen der 

Wettbewerbsfähigkeitsprüfung zur Verfügung gestellt. Im Rahmen eines KMU-Tests erscheint es 

aber nicht praktikabel, die sonstigen Kosten in dem gleichen Umfang zu betrachten, wie dies im 

Rahmen der Wettbewerbsfähigkeitsprüfung auf Ebene der Europäischen Kommission erfolgt.  

Um eine konsistente Anwendung und Umsetzung der Vorgaben der Gesetzesfolgenabschätzung 

zu gewährleisten, ist es aus unserer Sicht zwingend notwendig, eine einheitliche Definition des Be-

griffs der sonstigen Kosten in Deutschland vorzunehmen und transparent zu machen. Die oben 

aufgeführte Arbeitsdefinition kann dazu als eine Grundlage dienen. 

 

                                                           

64 Vgl. EC (2012b), S. 5. 

65 Ebd. S. 5. 

66 Vgl. Bundeskanzleramt Österreich (2013). 

67 Die drei Dimensionen wurden nach Aussagen der Befragten in Anlehnung an bstehende Förderschwerpunkte in Ös-

terreich gewählt. 
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3. Überproportionale Belastung von KMU durch rechtliche Regelungen  

In den folgenden Abschnitten erfolgt eine Darstellung der relevanten Ergebnisse hinsichtlich der 

überproportionalen Belastung von KMU durch rechtliche Regelungen. Zunächst gilt es, den Begriff 

der überproportionalen Belastung von KMU durch rechtliche Regelungen einzugrenzen. Studien, 

die die überproportionale Belastung von KMU durch rechtliche Regelungen zum Gegenstand ha-

ben, bezeichnen die Belastung für KMU immer dann als überproportional im Vergleich zur Belas-

tung von großen Unternehmen, wenn pro Beschäftigtem oder im Verhältnis zum Umsatz, einem 

KMU höhere Kosten durch die Erfüllung von rechtlichen Vorgaben erwachsen als einem großen 

Unternehmen. Dieses Verständnis des Begriffs überproportionale Belastung, liegt auch der vorlie-

genden Studie zugrunde. Während in Kapitel 3.1 die Ergebnisse der Analyse zur überproportiona-

len Belastung dargestellt werden, befasst sich Kapitel 3.2 mit den Ursachen dieser Belastung und 

stellt die Ergebnisse der empirischen Überprüfung der konkreten Kostentreiber für KMU dar. Kapi-

tel 3.3 befasst sich mit belastungsärmeren Regelungsalternativen und deren potenziellen Wirkun-

gen für KMU. Kapitel 3.4 fasst die Ergebnisse zusammen und zieht Schlussfolgerungen für die 

Entwicklung des Leitfadens. 

3.1 Beschreibung der überproportionalen Belastung von KMU durch rechtliche 

Regelungen 

3.1.1 Erkenntnisse aus der Literatur 

Die überproportionale Belastung von KMU durch rechtliche Regelungen war in der Vergangenheit 

Thema verschiedener Untersuchungen. Die dazu erschienenen Studien untersuchen die überpro-

portionale Belastung von KMU in verschiedenen Staaten. Die Vergleichbarkeit der Untersuchungen 

ist allerdings auf Grund von methodischen Differenzen begrenzt. Alle betrachteten Studien stim-

men jedoch in Bezug auf folgende Aussage überein: Die absoluten Kosten der Belastung steigen 

zwar mit der Unternehmensgröße, die Kosten pro Beschäftigtem steigen aber, je kleiner das Un-

ternehmen ist. 

Im Folgenden werden zunächst die Ergebnisse ausgewählter deutscher und internationaler Studien 

(Niederlande, Schweiz, Europäische Kommission, USA, Kanada, Australien) dargelegt und in Be-

zug auf jede Studie erfolgt eine kurze Betrachtung der Datengrundlage. Auf dieser Basis erfolgt ei-

ne Darstellung der Ursachen der überproportionalen Belastung von KMU. 
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Größenbezogene Unterschiede 

In den Jahren 2004 und 2005 wurden in Deutschland zwei Studien vom Institut für Mittelstandsfor-

schung Bonn (IfM Bonn) veröffentlicht, welche die Bürokratiekosten untersuchen, die durch eine 

Neuregulierung entstehen.68  Beide beruhen auf schriftlichen Unternehmensbefragungen, deren 

Ergebnisse mit Stichprobeninterviews gestützt wurden. Die Kernergebnisse zeigen, dass die büro-

kratische Belastung mit zunehmender Unternehmensgröße steigt (siehe auch Abbildung 4).69 Zu-

dem stellen beide Studien fest, dass die relative Belastung der Unternehmen pro Mitarbeiter bei 

abnehmender Unternehmensgröße zunimmt. So sind mittlere Unternehmen durch Bürokratie 4-mal 

mehr belastet als große Unternehmen, Kleinstunternehmen70 sogar 12-mal mehr.71  

                                                           

68 Vgl. IfM Bonn (2004) und IfM Bonn (2005). 

69 Vgl. IfM Bonn (2004), S. 127 und IfM Bonn (2005), S. 20. In beiden Fällen wurde dies jedoch nicht gesondert in quan-

titativen Daten dargelegt, da sich beide Studien auf die relative Belastung der Unternehmen pro Mitarbeiter konzentrie-

ren. 

70 In diesen Studien werden mittlere Unternehmen als Unternehmen mit 50 bis 90 Beschäftigten, Großunternehmen als 

Unternehmen mit 500 oder mehr Beschäftigten sowie Kleinstunternehmen als Unternehmen mit 1 bis 9 Beschäftigten de-

finiert. 

71 Vgl. IfM Bonn (2004), S. 128. Diese Ergebnisse werden bestätig in der Studie des IfM Bonn aus dem Jahre 2005 mit 

einer ähnlichen Staffelung für das deutsche Handwerk (IfM Bonn (2005), S. 24). 
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Abbildung 4: Durchschnittliche bürokratiebedingte Gesamtkosten je Beschäftigtem 2003 nach Un-

ternehmensgröße 

 

Quelle: IfM Bonn (2004), S. 128, eigene Darstellung.72 

Besonders auffallend ist auch die Belastung kleinerer Unternehmen in Bezug auf die externen Kos-

ten73. Hier sind mittlere Unternehmen fast 5-mal mehr belastet als Großunternehmen, Kleinstunter-

nehmen trifft durch Bürokratie sogar eine 23-fache Mehrbelastung gegenüber Großunternehmen. 

Die Feststellung einer relativen Mehrbelastung kleinerer Unternehmen durch rechtliche Vorschrif-

ten findet sich auch außerhalb von Deutschland wieder. In den Niederlanden wurde beispielsweise 

mithilfe von Unternehmensbefragungen erhoben, dass die Bürokratiekosten von Kleinstunterneh-

men knapp 6-mal so hoch waren wie jene größerer Unternehmen74, während im Verhältnis mittlere 

Unternehmen75 anderthalb Mal so stark belastet waren.76  

                                                           

72 Definitionen: Interne Kosten: In Geldeinheiten bewertete Arbeitsstunden von Unternehmern und Unternehmerinnen 

und Beschäftigten sowie anfallende Sachkosten. Externe Kosten: Aufwendungen für außerhalb des Unternehmens agie-

rende Leistungserbringer. 

73 Definition externe Kosten hier: Aufwendungen für außerhalb des Unternehmens agierende Leistungserbringer. 

74 Hier Unternehmen ab 100 Beschäftigten. 

75 Hier Unternehmen mit 50 bis 99 Beschäftigten. 

76 Vgl. Manchester Business School (2001). 
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Für die Schweiz77 wurde festgestellt, dass in Bezug auf Regulierungskosten78 eine Betriebsgröße 

von 50 Beschäftigten kritisch ist, da sich ab dieser Größe die Beschäftigung eines Personalverant-

wortlichen und die Einführung einer standardisierten Abrechnungssoftware lohnen würde, um auf 

kostenintensive externe Dienstleister zu verzichten.79 

Auch auf europäischer Ebene wurde die relative Belastung kleinerer Unternehmen durch Neuregu-

lierungen untersucht.80 Hier wurde in der Analyse mehrerer Einzelstudien und auf Basis der regula-

tiven Belastung (regulatory burden)81 ermittelt, dass der Aufwand kleinerer Unternehmen82 6-mal 

so hoch ist wie der Aufwand von Großunternehmen83. Bei Kleinstunternehmen84 war er sogar 

10-mal höher als bei Großunternehmen.85 

                                                           

77 Vgl. SGV (2010), S. 7. 

78 Der Begriff umfasst hier sowohl administrative Kosten (wie beispielsweise Kosten für Verfahren und Kontrollen) als 

auch Kosten, die zur Einhaltung der Regulierung (wie beispielsweise Kosten für Änderungen der Herstellungsprozesse 

und Investitionen) aufzuwenden sind (SGV (2010), S. 3). Der Begriff Regulierungskosten umfasst folgende Kosten: 

administrative Kosten und Kosten für die Einhaltung der Regulierung. Diese werden wie folgt definiert: Administrative 

Kosten sind Kosten für Verfahren und Kontrollen, Kosten für die Erhebung oder die Verarbeitung von Daten, Formalitäten 

wie das Ausfüllen von Formularen; aber auch Kosten, um sich über die Regulierung zu informieren. Die Definition der 

Kosten für die Einhaltung der Regulierungen lautet: Kosten für Änderungen der Herstellungsprozesse, zusätzliche 

Investitionen usw. Die hier erfassten Regulierungskosten umfassen daher mehr als die Bürokratiekosten aus 

Informationspflichten und sind, soweit dies auf Basis der Definition zu beurteilen ist, mit dem Erfüllungsaufwand 

vergleichbar.  

79 Die Erkenntnisse beruhen hier auf der von KPMG im Auftrag des SGV (2010) durchgeführten Studie „Messung der 

Regulierungskosten für schweizerische KMU“. Um die Regulierungskosten, die den KMU durch die Bundesgesetzgebung 

entstehen, messen zu können, führte die KPMG zwischen September 2009 und April 2010 eine Umfrage mithilfe der 

Regulierungskostenmodell-Methode bei 30 KMU durch. Untersucht wurden wichtige Teilbereiche (das heißt belastende 

Handlungspflichten) der drei Themenfelder Arbeitsrecht, Sozialversicherungen sowie Lebensmittelhygiene. 

80 Vgl. EC (2007). 

81 Die Definition von regulativer Belastung im Rahmen der Studie der EU enthält alle Kosten, die sich aus verpflichten-

den Auflagen für Unternehmen durch öffentliche Einrichtungen ergeben. Die Erhebung von Steuern jedoch ist ausdrück-

lich in der Definition ausgenommen. (EC (2007), S. 15–16). Der hier verwendete Begriff „Regulative Belastung“ entspricht 

somit in diesem Fall dem Erfüllungsaufwand. 

82 Hier Unternehmen mit einer Anzahl von 10–19 Beschäftigten. 

83 Hier Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten. 

84 Hier Unternehmen mit weniger als 10 Beschäftigten. 

85 An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, dass diese Werte nicht auf einheitlicher Grundlage erhoben, sondern 

aus mehreren verschiedenen europäischen Studien berechnet wurden. Diese sind nur begrenzt vergleichbar, da sie in 

verschiedenen Einheiten (auf zeitlicher oder finanzieller Grundlage) rechnen, verschiedene Begrifflichkeiten von regulati-

ver Belastung (regulatory burden) verwenden, teilweise verschiedene Größenordnungen von Unternehmen betrachten 

und in unterschiedlichen Wirtschaftszweigen durchgeführt wurden (EC (2007), S. 16). 
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Diese Ergebnisse finden sich auch im außereuropäischen Kontext wieder. So wurden in einer Stu-

die in den USA86 die „regulatory costs“ betrachtet, die sich auf durch gesetzliche Neuregelungen 

anfallende Ressourcenkosten, das heißt anfallende interne und externe Kosten, beschränken.87 

Diese beziehen sich zum einen auf den internen Personalaufwand, wie auch auf alle zu tätigenden 

Investitionen in externe Dienstleister, deren Engagement mit einer gesetzlichen Neuregulierung 

zusammenhängt. Hierbei wurden keine eigenen Daten erhoben, sondern es wurde auf Zahlen vor-

handener Studien in den unterschiedlichen Bereichen (Wirtschaftsrecht, Umweltrecht, Steuerrecht, 

Arbeits- und Heimatschutz) zurückgegriffen.88 

Darüber hinaus wurden auf Basis von Schätzungen besonders die Bereiche Wirtschaftsrecht, Um-

weltrecht, Steuerrecht sowie Regulierungen zu Arbeits- und Heimatschutz betrachtet. Mit Ausnah-

me des Bereiches Wirtschaftsrecht89 hatten kleine Unternehmen90 in allen Bereichen deutlich grö-

ßere „regulatory costs“. Im Bereich Umweltrecht zeigt sich eine mehr als 4-mal höhere Belastung 

von Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten im Vergleich zu Unternehmen mit mehr als 500 

Beschäftigten91 (siehe Abbildung 5). 

                                                           

86 Vgl. SBA (2010). 

87 Ebd., S. 12. In Bezug auf die Definition wird von so genannten „nonbudgeted costs imposed on individuals and busi-

nesses to comply with regulations“ gesprochen. Diese Kosten werden in dem Bericht der SBA nicht genauer definiert. Es 

ist aber davon auszugehen, dass die hier erfassten Kosten über die Kosten aus Informationspflichten hinausgehen. In-

wiefern die hier angesprochenen „regulatory costs“ aber dem Erfüllungsaufwand entsprechen, kann ohne eine genauere 

Definition der „regulatory costs“ nicht abschließend beurteilt werden.  

88 Für einen Überblick über die verwendeten Studien vgl. SBA (2010), S. 32. 

89 Dies liegt unter anderem daran, dass manche Bereiche im Wirtschaftsrecht nicht für Kleinunternehmen ausgelegt 

sind, da eine gewisse Unternehmensgröße hier Voraussetzung ist, um wettbewerbsfähig zu sein (SBA (2010), S. 9). 

90 Hier Unternehmen mit weniger als 20 Mitarbeitern. 

91 Hier Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten. 
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Abbildung 5: Die Verteilung der „regulatory costs“ in Abhängigkeit von der Unternehmensgröße in 

den USA 

Kosten pro Beschäftigtem (in US-Dollar) 

Rechtsbereich 
Alle Unter-

nehmen 

Unternehmen 

mit < 20        

Beschäftigten 

Unternehmen 

mit 20–499     

Beschäftigten 

Unternehmen 

mit 500+       

Beschäftigten 

Alle Bundesgesetze  8.086 10.585 7.454  7.755 

Wirtschaft  5.153  4.120 4.750 5.835 

Umwelt  1.523 4.101 1.290 883 

Steuern  800 1.584  760 517 

Arbeitsschutz und 

Heimatschutz 610 781  650  520 

Quelle: SBA (2010), S. 7, eigene Darstellung. 

Eine vergleichende Studie hat ebenso auf Basis von Unternehmensbefragungen ermittelt, wie hoch 

die „regulatory costs“ kanadischer und US-amerikanischer Unternehmen durch gesetzliche Neube-

stimmungen sind.92 Dabei bezieht sich der Begriff „regulatory costs“ sowohl auf die Kosten für ex-

terne Dienstleister als auch auf die Kosten für den ausgebliebenen Absatz durch Restriktionen und 

Verzögerungen sowie auf die Lohnkosten der mit einer Neuregulierung beauftragten Beschäftigten. 

Die Kosten wurden dabei sowohl anhand von Befragungen als auch unter Einbezug statistischer 

Daten ermittelt.93 Die Analyse der Daten zeigt deutlich die Mehrbelastung pro Beschäftigtem je 

kleiner das Unternehmen ist. So sind schließlich mittlere Unternehmen94 mehr als doppelt so stark 

                                                           

92 Vgl. CFIB (2013). 

93 Die „regulatory costs“ wurden dabei nach folgender Formel berechnet: erforderliche wöchentliche Arbeitsstunden für 

Bürokratie und die Kommunikation mit externen Dienstleistern x 52 x entsprechendes wöchentliches Beschäftigtengehalt 

+ zur Umsetzung erforderliche Gebühren (insbesondere für externe Beratung, Juristen und Buchhalter) + Nettokosten 

des verlorenen Absatzes durch gesetzliche Restriktionen. Die Daten basieren dabei auf knapp 6.000 Befragungen und 

wurden unter Einbezug zweier Statistiken aufgestellt: Statistics Canada’s (2011a): Survey of Employment, Payrolls and 

Hours (SEPH) sowie dem Labour Force Survey (LFS) (2011b). (CFIB (2013), S. 35) Die US-amerikanischen Daten wur-

den auf Basis einer repräsentativen Befragung von 1.535 Compliance-Beauftragten in den USA erhoben. Die statisti-

schen Daten wurden dabei vom U. S. Bureau of Labour Statistics geliefert (vgl. CFIB (2013), S. 37). 

94 Hier Unternehmen mit 20–49 Beschäftigten. 
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und Kleinstunternehmen95 fast 6-mal so stark belastet wie größere Unternehmen96 (siehe Abbil-

dung 6). 

Abbildung 6: Jährliche „regulatory costs“ pro Arbeitnehmer nach Unternehmensgröße in US-Dollar 

 

Quelle: CFIB (2013), S. 5., eigene Darstellung. 

Dieses Ergebnis wird auch durch eine Studie aus Australien gestützt.97 In dieser wurden für west-

australische Unternehmen die „compliance costs“ betrachtet, wobei sich der Begriff hier auf alle 

Kosten bezieht, die durch Neuregulierungen oder Steuern entstehen.98 Die Größenstaffelung der 

Unternehmen in drei Gruppen wurde anhand ihres Umsatzes vorgenommen. Als Ergebnis steigen, 

wie bereits für die europäischen Beispiele gezeigt, die „compliance costs“ mit der Unternehmens-

                                                           

95 Hier Unternehmen mit weniger als 5 Beschäftigten. 

96 Hier Unternehmen mit 100 oder mehr Beschäftigten. 

97 Vgl. Industry Commission (1997). 

98 Vgl. Ebd., S. xi. Die wörtliche Definition lautet: „costs incurred by firms to meet the requirements imposed on them by 

regulations or taxes. These requirements are over and above normal commercial practices.” Die erhobenen Daten erge-

ben sich jedoch aus einer Studie, auf die hier weiterverwiesen wird, genaue Angaben zur Methodik werden nicht ge-

macht.  
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größe. Im Verhältnis zum Umsatz sind jedoch mittlere Unternehmen99 mehr als doppelt so stark 

und kleine Unternehmen100 mehr als 6-mal so stark belastet wie große Unternehmen101 (siehe  

Abbildung 7).  

Abbildung 7: „Compliance costs“ westaustralischer Unternehmen nach Umsatzhöhe 

Unternehmensgröße „Compliance costs“ pro 

Unternehmen (in AU$) 

Anteil der „compliance 

costs“ am Umsatz 

(in %) Nach Umsatz   

Weniger als AU$ 300.000 2.513 1,9 % 

AU$ 300.000 bis AU$ 1,5 Mio.  6.431 0,8 % 

Mehr als AU$ 1,5 Mio.  14.118 0,3 % 

Nach Beschäftigten   

Bis zu 20 Beschäftigte (100 im Bereich 

Produktion) 
 4.937 1,1 % 

Mehr als 20 Beschäftigte (mehr als 100 

Beschäftigte im Bereich Produktion) 
 17.215 0,6 % 

Quelle: Industry Commission (1997), S. 62, eigene Darstellung. 

Branchenbezogene Unterschiede 

Die überproportionale Belastung von kleinen Unternehmen variiert stark zwischen unterschiedli-

chen Branchen (siehe Abbildung 8). Das IfM Bonn102 hat im Rahmen der zuvor bereits erwähnten 

Studien die Belastung nach Unternehmensgrößen für 6 ausgewählte Branchen verglichen. 

Betrachtet man die einzelnen Branchen, so ist die Diskrepanz der Kosten zwischen den einzelnen 

Betriebsgrößen im Baugewerbe am größten. In dieser Branche sind Kleinstunternehmen mehr als 

37-mal so hohen bürokratischen Kosten ausgesetzt wie große Unternehmen. In ähnlicher Weise 

stechen auch die Branchen Unternehmensnahe Dienstleistungen und Handel hervor, in denen die 

Belastung für Kleinstunternehmen knapp 24-mal beziehungsweise gut 25-mal so hoch ist wie für 

große Unternehmen. Die niedrigste Diskrepanz ergibt sich im Produzierenden Gewerbe, in dem 

                                                           

99 Hier Unternehmen mit einem Jahresumsatz zwischen AU$ 300.000 und AU$ 1,5 Mio. Jahresumsatz. 

100 Hier Unternehmen mit weniger als AU$ 300.000 Jahresumsatz. 

101 Hier Unternehmen mit mehr als AU$ 1,5 Mio. Jahresumsatz. 

102 Vgl. IfM Bonn (2004), S. 130; IfM Bonn (2005), S. 24. 
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Kleinstunternehmen nur 3,5-mal stärker belastet sind als große Unternehmen. Hier ist jedoch zu 

berücksichtigen, dass für diese Branche die Datengrundlage vergleichsweise schwach war und die 

Werte daher relativ unsicher sind.103 Die Studie liefert keine Begründung für die unterschiedlich 

hohe überproportionale Belastung von KMU in den verschiedenen Branchen. 

                                                           

103 Vgl. IfM Bonn (2004), S. 129. 
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Abbildung 8: Belastung von KMU gegenüber großen Unternehmen in Prozent der Belastung der 

großen Unternehmen der jeweiligen Branche 

 

Quelle: IfM Bonn (2004), S. 130, eigene Darstellung.  
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Wie die folgende Abbildung zeigt, ist auch im Handwerk die Belastung von Kleinstunternehmen 

gegenüber größeren Unternehmen äußerst hoch. Allerdings ist aufgrund der vorliegenden Daten 

nur ein Vergleich mit Unternehmen ab 100 Beschäftigten möglich. 

Abbildung 9: Belastung von KMU gegenüber großen Unternehmen in Prozent der Belastung der 

großen Unternehmen 

 

Quelle: IfM Bonn (2005), S. 24, eigene Darstellung. 

Grundsätzlich bleibt aber festzuhalten, dass die Belastung für KMU in allen untersuchten Branchen 

überproportional hoch ist.  

Alle befragten Verbände stimmten mit dem Befund in der Literatur überein, dass je kleiner das Un-

ternehmen, desto größer ist die Belastung pro beschäftigter Person. Die Verbände haben zu dieser 

Fragestellung allerdings keine eigenen Untersuchungen durchgeführt. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass Kleinstunternehmen über alle untersuchten Branchen 

hinweg am stärksten belastet sind. Je kleiner das Unternehmen ist, desto höher sind die jährlichen 

Belastungen durch rechtliche Regelungen pro Beschäftigtem. Die Ergebnisse der untersuchten 

Studien lassen allerdings keine Schlüsse über die pauschale überproportionale Belastung von 

KMU auf Ebene einzelner Vorschriften zu. Diese überproportionale Belastung wurde lediglich für 

die Gesamtbelastung pro Jahr ermittelt.  

3.1.2 Erkenntnisse aus den empirischen Erhebungen 

Um diese Ergebnisse empirisch zu untermauern, wurde im Rahmen dieser Studie eine Auswertung 

hinsichtlich der überproportionalen Belastung von KMU durch rechtliche Regelungen auf Basis der 

WebSKM-Datenbank durchgeführt. Die WebSKM-Datenbank ist ein zentraler Bestandteil des Pro-

gramms „Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung“ der Bundesregierung. Die Datenbank gibt 
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einen umfassenden Überblick über die bürokratischen Pflichten durch Bundesrecht und der davon 

ausgehenden Belastung für die Wirtschaft. Sie enthält auch entsprechende Angaben zu Belastun-

gen der Bürgerinnen und Bürger sowie der Verwaltung. Für alle Informationspflichten104, die zum 

Stichtag 30.09.2006 in Kraft waren, wurden die Bürokratiekosten ermittelt. Seit diesem Zeitpunkt 

werden diese Angaben fortgeschrieben, wenn die rechtlichen Grundlagen geändert oder neu ein-

geführt werden. Die WebSKM-Datenbank gibt daher eine Übersicht über den aktuellen Stand der 

Kosten und deren Entwicklung seit dem 30.09.2006. Seit Juli 2011 wird für neue oder geänderte 

rechtliche Regelungen in der WebSKM-Datenbank der Erfüllungsaufwand dargestellt. Der Erfül-

lungsaufwand umfasst gem. NKRG § 2 Abs. 1 den „gesamten messbaren Zeitaufwand und die 

Kosten, die den Bürgerinnen und Bürgern, der Wirtschaft sowie der Verwaltung durch die Befol-

gung einer bundesrechtlichen Vorschrift entstehen“. Die bisher in der Datenbank enthaltenen In-

formationspflichten sind eine Teilmenge des Erfüllungsaufwands und müssen für den Normadres-

saten Wirtschaft gesondert ausgewiesen werden.105  

Eine Analyse der in der WebSKM-Datenbank enthaltenen Daten zeigt, dass lediglich in 19 bisher 

durchgeführten Messungen eine Segmentierung hinsichtlich Unternehmensgrößenklassen vorge-

nommen wurde (siehe Abbildung 10).  

Abbildung 10: Segmentierte Informationspflichten  

Ressort Informationspflicht (Bezeichnung) Abkürzung 

Gesetz 

BMAS Arbeitsbescheinigung SGB III 

BMVBS Unternehmensstatistik des Güterkraftverkehrs VerkStatG 

BMF Gewerbesteuererklärungspflicht  GewStG 

BMJ Pflicht zur Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht ein-

schließlich Offenlegung für eingetragene Genossenschaften 

HGB 

BMJ Pflicht zur Jahres- und Konzernabschlusserstellung, Prüfung und Of-

fenlegung für alle Kapitalgesellschaften 

HGB 

                                                           

104 Informationspflichten sind auf Grund von Gesetz, Rechtsverordnung, Satzung oder Verwaltungsvorschrift bestehen-

de Verpflichtungen, Daten und sonstige Informationen für Behörden oder Dritte zu beschaffen, verfügbar zu halten oder 

zu übermitteln (NKRG § 2  Abs. 2). 

105 Vgl. Statistisches Bundesamt (2012), S. 10. 
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BMU Informationspflichten der Netzbetreiber gegenüber den Übertra-

gungsnetzbetreibern im Rahmen der Pflicht des § 45 

EEG 

BMU Auf Verlangen Testat für die Endabrechnung des Vorjahres nach 

§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und der §§ 48 und 49 

EEG 

BMWi Datenmeldungen an Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrol-

len (BAFA) für Vollzug des Internationalen Energieprogramms 

MinÖlDatG 

BMU Aufklärungspflichten des Gewässerschutzbeauftragten gegenüber 

den Betriebsangehörigen über die vom Betrieb verursachten Ge-

wässerbelastungen sowie Maßnahmen zu ihrer Verhinderung 

WHG 

BMU Antrag auf Verrechnung der für die Inbetriebnahme oder Erweite-

rung einer Abwasserbehandlungsanlage entstandenen Aufwendun-

gen mit der geschuldeten Abgabe 

AbwAG 

BMWi Antrag auf Einleitung eines kartellbehördlichen Verfahrens GWB 

BMELV Angabe von grundlegenden Antragsinhalten im Sammelantrag VO (EG) Nr. 

796/2004 

BMELV Buchführungspflicht von Futtermittelunternehmen über Maßnahmen, 

die zur Eindämmung von Gefahren getroffen wurden 

VO (EG) Nr. 

183/2005 

BMJ Allgemeine Buchführung  HGB 

BMJ Stichtagsinventur  HGB 

BMJ Bilanzierung bei Personenhandelsgesellschaften und Einzelkaufleu-

ten – kleine Personenhandelsgesellschaften 

HGB 

BMJ Liquidationseröffnungsbilanz und Liquidationsschutzbilanz HGB 

BMF Antrag auf Anwendung des neuen Rechts für die Festsetzung der 

Vorauszahlungen (ggf. nach Aufforderung durch Finanzbehörde) 

GewStG 

BReg Allgemeine Buchführung kleine Kapitalgesellschaften HGB 

Quelle: Auszug der Datendank des Statistischen Bundesamtes (Stand Mai 2013), eigene Darstel-

lung. 
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Diese segmentierten Messdaten (Kosten aus Informationspflichten sowie Erfüllungsaufwand) der 

Datenbank des Statistischen Bundesamtes wurden im Rahmen der vorliegenden Studien mit dem 

Ziel ausgewertet, zu überprüfen, ob eine überproportionale Belastung von KMU empirisch nachge-

wiesen werden kann.  

Dieser Nachweis war aus folgenden Gründen nicht möglich: 

» Den Segmentierungen nach Größenklassen liegen unterschiedliche Definitionen zugrun-

de, d. h. es wurde nicht immer nach kleinen, mittleren und großen Unternehmen segmen-

tiert, sondern z. B. auch nach Größenklassen von Betrieben, nach Anzahl der Hektar und 

nach Rechtsformen. 

» Die Datensätze sind unvollständig, d. h. es sind nicht immer Fallzahlen auf Segmentebe-

ne angegeben und es werden nicht für alle Segmente Angaben zu Zeit und Lohnkosten-

satz gemacht. 

Vergleicht man die Standardprozesse in Minuten bei jenen Informationspflichten, die entsprechen-

de Werte vorweisen, so zeigt sich, dass die Standardprozessdauer in kleinen Unternehmen im 

Vergleich zu großen Unternehmen teilweise deutlich höher, teilweise aber auch deutlich geringer 

ist. Eine Aussage darüber, ob kleine Unternehmen überproportional belastet sind, ist auf Basis der 

Auswertung der Datenbank daher nicht möglich. Auf Basis der wenigen vergleichbaren Zahlen 

zeigt sich jedoch, dass die absoluten Minutenwerte in kleinen Unternehmen nicht zwangsläufig hö-

her sind. Somit kann die aus den analysierten Studien folgende Erkenntnis, dass KMU überpropor-

tional belastet sind, bisher nicht empirisch durch die Messdaten der WebSKM-Datenbank belegt 

werden. 

Zusammenfassend zeigen die Ergebnisse, dass KMU von der Gesamtheit der Vorschriften über-

proportional belastet werden. Der empirische Beweis, dass dies grundsätzlich für jede Bundesvor-

schrift gilt, kann auf Basis der vorhandenen Datenlage aber nicht erbracht werden. Um dies empi-

risch zu belegen, müsste der Erfüllungsaufwand für weitere Vorschriften bzw. Informationspflichten 

segmentiert nach Unternehmensgrößenklassen ermittelt werden. Nur solche weiteren Messungen 

würden Aufschluss darüber geben, ob KMU in jedem Falle überproportional belastet sind oder ob 

es bestimmte Kategorien von Vorschriften bzw. Informationspflichten gibt, durch welche KMU 

überproportional belastet werden. Entsprechende Messdaten würden notwendige Abwägungen im 

Rahmen eines KMU-Tests deutlich erleichtern und die Qualität der Ergebnisse erhöhen.106 Es 

bleibt festzuhalten, dass diese Messergebnisse, segmentiert nach Unternehmensgrößenklassen, 

nicht vorliegen. Dementsprechend können mit Rechtsetzung befasste Beschäftigte derzeit nicht auf 

                                                           

106 Eine empirische Messung der überproportionalen Belastung von KMU war nicht Bestandteil der vorliegenden Studie. 
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bereits segmentierte Messdaten zum Erfüllungsaufwand oder zu Bürokratiekosten aus Informati-

onspflichten zurückgreifen.  

Die oben dargestellten Ergebnisse zeigen aber, dass die überproportionale Belastung von KMU in 

einer Vielzahl von Studien nachgewiesen werden konnte. Die im Rahmen dieser Untersuchung 

durchgeführten Fallstudien hatten nicht das Ziel, einen Nachweis für die überproportionale Belas-

tung von KMU zu erbringen, lieferten aber dennoch Hinweise auf diese. Ziel der Fallstudien war es 

vielmehr aufzuzeigen, worin die Unterschiede in der Belastung zwischen großen Unternehmen und 

KMU liegen, um so die Ursachen und Kostentreiber der überproportionalen Belastung zu bestim-

men. Dabei hat sich aber gezeigt, dass KMU mit einem anderen Aufwand und somit oftmals mit ei-

ner überproportionalen Belastung konfrontiert sind. Für detailliertere Ergebnisse der Fallstudien 

siehe Anhang V. 

3.2 Ursachen der überproportionalen Belastung von KMU durch rechtliche Rege-

lungen 

Die Identifizierung der Ursachen für die überproportionale Belastung von KMU ist entscheidend für 

die Ausgestaltung des KMU-Test-Leitfadens. Denn wenn die Ursachen eindeutig einzugrenzen 

sind, ist es auch möglich, diese im Rahmen eines KMU-Test-Leitfadens abzufragen und die mit 

Rechtsetzung befassten Beschäftigten so auf die überproportionale Belastung von KMU aufmerk-

sam zu machen. 

3.2.1 Erkenntnisse aus der Literatur 

Die ausgewerteten Studien stimmen in Bezug auf die Begründung für die größenspezifisch unter-

schiedliche Belastung der Unternehmen weitestgehend überein. So sind viele Regelungsvorhaben 

mit bestimmten Investitionskosten verbunden, die für alle betroffenen Unternehmen gleich hoch 

sind. Daher sind kleinere Unternehmen pro Mitarbeiter deutlich stärker belastet als größere Unter-

nehmen.107 Insbesondere fixe Kosten108 belasten kleine Unternehmen stärker als große.109  

                                                           

107 Vgl. IfM Bonn (2004), S. 129; EC (2007), S. 18; SGV (2010), S. 1. 

108 Definition „fixe Kosten“: „Kosten, die von der jeweils betrachteten Einflussgröße bzw. Entscheidung unabhängig sind, 

d. h. Kosten, die sich nicht mit der jeweils betrachteten Einflussgröße ändern. Entscheidend ist nicht das Verhalten der 

Mengenkomponente, sondern der Einfluss auf die Höhe der Ausgaben bzw. Auszahlungen“. (Quelle: 

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/fixe-kosten.html?referenceKeywordName=Fixkosten (07.04.2014). 

109 Vgl. SBA (2010), S. 8. 

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/fixe-kosten.html?referenceKeywordName=Fixkosten%20
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Darüber hinaus sind kleinere Unternehmen deutlich weniger effektiv im Umgang mit rechtlichen 

Neuregelungen, da sie oft keine entsprechenden Fachkräfte beschäftigen, die das umfangreiche 

Fachwissen für ein bestimmtes Gesetz mitbringen oder mit der jeweiligen juristischen Materie ver-

traut sind.110 Wie Abbildung 11 zeigt, müssen insbesondere kleine Unternehmen hier oftmals ex-

terne Dienstleistungen in Anspruch nehmen, wodurch für sie gegenüber größeren Unternehmen 

deutlich höhere Kosten für externe Leistungen entstehen. 

Zudem sind es in kleineren Unternehmen oft die Inhaber selbst, die mangels (spezialisierter) per-

soneller Ressourcen für die Umsetzung rechtlicher Neuregelungen verantwortlich sind (siehe Ab-

bildung 11).  

Abbildung 11: Verteilung der administrationsbedingten Arbeiten auf Unternehmensführung, Perso-

nal und Externe nach Beschäftigtengrößenklassen am Beispiel des deutschen Handwerks 

 

Quelle: IfM Bonn (2005), S. 22, eigene Darstellung. 

Gerade hier liegt eine Ursache dafür, dass kleine Unternehmen durch rechtliche Neuregulierungen 

stärker belastet werden als größere.111 Die Zeit, die für diese Arbeiten anfällt, fehlt der Unterneh-

                                                           

110 Vgl. EC (2007), S. 18. 

111 Vgl. CFIB (2013), S. 6. 
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mensleitung dann für eigentliche Führungsaktivitäten, zum Beispiel in Bezug auf Planung und In-

novationen, Personalführung oder Kundenpflege. Darunter leidet die wirtschaftliche Leistungsfä-

higkeit sehr vieler kleiner und mittlerer Unternehmen.112  

Darüber hinaus wird auch angemerkt, dass KMU ggf. schwierigeren Zugang zu Finanzierung ha-

ben als große Unternehmen. Dieser Umstand kann relevant sein, wenn eine rechtliche Vorschrift 

Investitionen im Unternehmen erforderlich macht. Wenn die Finanzierung für eine rechtlich not-

wendige Investition nicht gesichert ist, belastet dieser Umstand die Liquidität des betreffenden 

KMU. 

3.2.2 Erkenntnisse aus den empirischen Erhebungen 

In den Interviews mit den Verbänden und im Rahmen der Vergleichsanalyse wurden diese Er-

kenntnisse bestätigt. Es wurde angemerkt, dass die Inhaberin oder der Inhaber die administrativen 

Arbeiten selbst übernimmt und über sich ändernde rechtliche Vorschriften immer auf dem Laufen-

den sein muss. Zudem wurden Investitionen als große Belastung angeführt. Diese fallen als Sach-

aufwand im Sinne des Erfüllungsaufwands beim Unternehmen an und wurden von den Interview-

ten als belastend benannt. Dabei können diese Investitionen in verschiedene Kategorien unterteilt 

werden. Investitionskosten können zunächst entstehen, da aufgrund einer rechtlichen Vorschrift ei-

ne Investition getätigt werden muss. Eine rechtliche Vorschrift kann einmalige sowie regelmäßige 

Investitionskosten erforderlich machen. Eine einmalige Investition könnte z. B. die Anschaffung ei-

ner Software sein, eine regelmäßige Investition könnte beispielsweise die jährlich zu entrichtende 

Gebühr für Lizenzen darstellen. Einmalige Investitionskosten sind auch sogenannte Umstellungs-

kosten, z. B. wenn durch eine rechtliche Neuregelung oder Änderung der Ge-

schäfts-/Produktionsprozess umgestellt werden muss. Eine wichtige Frage in Bezug auf Investiti-

onskosten ist, ob es sich um mengenabhängige oder mengenunabhängige Kosten handelt. Men-

genunabhängige Kosten wurden als besonders belastend für KMU benannt, da ein KMU die glei-

chen Kosten wie ein großes Unternehmen tragen muss.  

Da, wie im vorherigen Kapitel erwähnt, in der WebSKM-Datenbank kaum detaillierte Messdaten zu 

den Kosten für KMU vorliegen, sind auch keine aktuellen empirischen Daten zur überproportiona-

len Belastung von KMU verfügbar. Somit können die genannten Ursachen nicht anhand aktueller 

Daten empirisch belegt werden.  

                                                           

112 Vgl. SGV (2010), S. 1; IfM Bonn (2004), S. 129. 
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Die Analyse der Ursachen war daher elementarer Bestandteil der durchgeführten Fallstudien. Ziel-

setzung der Fallstudien war es zu bestimmen, ob und worin Unterschiede zwischen den verschie-

denen Unternehmensgrößenklassen liegen. Die befragten Unternehmen wurden nach den Ursa-

chen und den bei ihnen anfallenden Kostentreibern gefragt. Dabei ging es im Besonderen um die 

unterschiedlichen Prozesse in KMU und großen Unternehmen, welche zur Erfüllung einer rechtli-

chen Vorgabe erforderlich sind. Die Kostentreiber, welche von KMU genannt wurden, wurden den 

genannten Kostentreibern großer befragter Unternehmen gegenübergestellt und verglichen. Hie-

raus ergab sich eine Liste mit spezifischen KMU-relevanten Kostentreibern. Anschließend wurden 

diese fallstudienübergreifend analysiert und nach unterschiedlichen Belastungsarten gegliedert.  

Im Ergebnis der Fallstudien stand eine Liste mit Ursachen und Kostentreibern, die nach Aussage 

der befragten KMU zu ihrer überproportionalen Belastung führen. Dabei bezogen sich die meisten 

KMU-spezifischen Kostentreiber, auf die Kosten im Sinne des Erfüllungsaufwands. Auch die Kos-

tentreiber zu sonstigen Kosten wurden in den Interviews mit den Unternehmen sowie im Rahmen 

eines Unternehmensworkshops eingehend thematisiert. Die konkrete Ermittlung einer Vielzahl von 

Kostentreibern im Bereich sonstige Kosten war dennoch nicht möglich, da Unternehmen sich 

schwer taten, die Auswirkungen einer einzelnen Vorschrift zuzuordnen.  

Im Ergebnis wurde auf Basis der empirischen Erhebungen eine Reihe von Ursachen und Kosten-

treibern für KMU ermittelt:113 

» Automatisierte vs. nicht automatisierte Prozesse (technische Ausstattung) 

In großen Unternehmen können Prozesse, die in Zusammenhang mit Vorschriften 

durchgeführt werden müssen, oftmals schneller und effizienter bearbeitet werden, da 

sie bestimmte technische Voraussetzungen erfüllen und somit Prozesse elektronisch 

und automatisiert ablaufen. In KMU erfolgt die Bearbeitung teilweise noch per Hand 

bzw. nicht automatisiert. Als Beispiel zur Illustration kann hier die Vorfälligkeit der So-

zialversicherungsbeiträge genannt werden. Während diese in großen Unternehmen 

automatisch mit Hilfe der Lohnbuchhaltungssoftware berechnet wird, müssen in KMU 

die entsprechenden Daten teilweise in Papierform zusammengetragen und dann ent-

sprechend kalkuliert werden. (Oftmals wird diese Art von Arbeit in KMU auch als ex-

terne Dienstleistung (z. B. Steuerberatung) in Anspruch genommen, hierdurch entste-

hen dann verhältnismäßig hohe externe Kosten (siehe Sachaufwand).) 

 

  

                                                           

113 Für detailliertere Informationen zu den teilweise verwendeten Beispielen siehe Anhang V – Fallstudien. 
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» Einarbeitungsaufwand 

In großen Unternehmen können Aufgaben, die sich aus Vorschriften ergeben, teilwei-

se schneller bearbeitet werden, da sich in großen Unternehmen eine Routine bei der 

Bearbeitung einstellt (Lernkurve), während in KMU die Bearbeitung seltener vorkommt. 

Ein Beispiel hierfür ist die Arbeitsbescheinigung. Diese besteht aus einem 4-seitigen 

Dokument, zu dessen Ausfüllung das Unternehmen bei Beendigung des Beschäfti-

gungsverhältnisses verpflichtet ist. In Unternehmen mit mehr Beschäftigten werden für 

gewöhnlich absolut betrachtet häufiger Beschäftigungsverhältnisse beendet. Entspre-

chend werden mit der Zeit mehr Arbeitsbescheinigungen ausgefüllt als in kleinen Un-

ternehmen. Die Beschäftigten der Personalabteilung in großen Unternehmen sind also 

geübter im Umgang mit den Unterlagen und in der Beschaffung der notwendigen Da-

ten. 

 

» Informationsbeschaffung über neue/geänderte Vorschriften  

Große Unternehmen unterhalten teilweise spezialisierte Rechtsabteilungen, die die 

Anforderungen neuer Vorschriften analysieren können und die entsprechenden Berei-

che des Unternehmens bei der rechtskonformen Umsetzung unterstützen. Zudem be-

sitzen große Unternehmen teilweise einen zusätzlichen Informationsvorsprung, da sie 

sich stärker auf Verbandsebene engagieren als KMU. KMU hingegen haben selten die 

Kapazitäten, um sich auf dieser Ebene intensiv zu engagieren. Ohne ein entsprechen-

des Netzwerk müssen sie Neuregelungen in einem ersten Schritt überhaupt als rele-

vant erkennen. Anschließend müssen sie den Gesetzestext auch so weitgehend ver-

stehen, dass sie ggf. notwendige Veränderungen vornehmen können, um Rechtskon-

formität herstellen zu können. Dies bedeutet insbesondere für fachfremde Unterneh-

mer eine deutliche Mehrbelastung. Ein Beispiel hierfür ist die sogenannte „Button-

Lösung“, die Vorgaben zur Gestaltung der Bestellseite von Onlinehändlern enthält. Bei 

deren Einführung kam es in Zusammenhang mit der konkreten Umsetzung aber auch 

durch bestehende Rechtsunsicherheiten dazu, dass in KMU ein großer Informations-

aufwand entstand, der zumeist vom Inhaber bewältigt werden musste, während in 

großen Unternehmen Juristen die Umsetzung im Unternehmen begleitet haben. 

 

» Erforderliches Fachwissen  

Oftmals werden Aufgaben, die sich aus Vorschriften ergeben, in großen Unternehmen 

von Fachkräften übernommen, während sich in KMU oftmals der Unternehmer selbst 

oder fachfremdes Personal um die Bearbeitung kümmern muss. Große Unternehmen 

haben i. d. R. spezialisierte Beschäftigte, z. B. in Finanz- und Personalabteilungen, 

während KMU dieses Fachwissen oftmals nicht vorhalten können und folglich entspre-

chende Arbeiten weniger effizient übernehmen können. Ein Beispiel hierfür sind die 
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Aufbewahrungsfristen von bestimmten Geschäftsunterlagen. Während in großen Un-

ternehmen entsprechende Aufgaben von spezialisierten Abteilungen vorgenommen 

werden, müssen sich in KMU die Unternehmer oft selbst um diese Art von Arbeit 

kümmern. Insbesondere wenn es zu Änderungen kommt, z. B. elektronische Aufbe-

wahrung, fällt es Fachkräften in großen Unternehmen (inkl. der entsprechenden IT-

Abteilungen) oftmals leichter, diese umzusetzen, als KMU. (Oftmals wird diese Art von 

Arbeit in KMU auch als externe Dienstleistung (z. B. Steuerberatung) in Anspruch ge-

nommen. Hierdurch entstehen dann verhältnismäßig hohe externe Kosten (siehe 

Sachaufwand). 

 

» Einmalige Investitionen (Umstellungsaufwand)  

Wenn einmalige Investitionen im Rahmen einer Vorschrift getätigt werden müssen, so 

sind diese für KMU oftmals sehr belastend. Investitionen, insbesondere wenn diese für 

alle Unternehmen gleich hoch ausfallen, belasten die Liquidität von KMU besonders. 

Als Investitionen zählen auch einmalige externe Kosten für Dienstleistungen. Als Bei-

spiel für Investitionskosten kann die Anschaffung eines Einwegpfandautomaten oder 

einer bestimmten Software gelten, die nötig ist, um das Regelungsvorhaben entspre-

chend umzusetzen. 

 

» Laufende Kosten  

Auch wenn laufende Kosten entstehen, ist dies oftmals besonders belastend für KMU, 

insbesondere wenn diese für alle Unternehmen gleich hoch ausfallen. Laufende exter-

ne Kosten können auch Kosten für externe Dienstleistungen sein. Ein Beispiel für lau-

fende Kosten sind Raumkosten für die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen. Un-

ternehmen müssen ihre steuerlich relevanten Geschäftsunterlagen 10 Jahre aufbe-

wahren, hierdurch können entsprechende Kosten für die Anmietung zusätzlicher 

Räumlichkeiten notwendig sein, und es entstehen in diesen Fällen monatlich anfallen-

de Kosten.  

Gemäß GGO § 44 müssen auch die sonstigen Kosten für KMU im Rahmen eines KMU-Tests 

überprüft werden. Wie in der Arbeitsdefinition in 2.2.3 dargestellt, bestehen die sonstigen Kosten 

aus den direkten Kosten der Gebühren sowie den indirekten Kosten. Ergebnis der Untersuchung 

zu den sonstigen Kosten war es, dass KMU sich relativ leicht zu den direkten sonstigen Kosten, 

den Gebühren, äußern konnten. Je höher diese sind, desto eher fühlen sich KMU von diesen be-

lastet. Hinsichtlich der indirekten Kosten, d. h. der Auswirkungen auf (nationale und internationale) 

Wettbewerbsfähigkeit sowie der Investitions- und Innovationsfähigkeit, konnten im Rahmen der 

Fallstudien kaum Hinweise gesammelt werden.  
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So fiel es den meisten Befragten schwer, die Belastung durch indirekte Kosten abzuschätzen. Fol-

gende Aspekte wurden hinsichtlich der negativen Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit von 

den befragten Unternehmen genannt: 

» Die Innovationsfähigkeit und somit die (internationale) Wettbewerbsfähigkeit ist negativ 

beeinflusst, wenn internationale Wettbewerber einfacheren Zugang zu Kapital oder 

Fachkräften haben. 

» Es wirkt sich teilweise negativ auf die Wettbewerbsfähigkeit von KMU aus, wenn Vor-

schriften freiwillig umgesetzt werden können, mit der Umsetzung aber ein erheblicher 

Kosten- bzw. Zeitaufwand verbunden ist. Unternehmen, die diese Kosten tragen kön-

nen, entstehen dadurch gewisse Vorteile gegenüber anderen Unternehmen. Oftmals 

könnten, laut Befragten, KMU die entsprechenden Kosten nicht tragen und sind somit 

in ihrer Wettbewerbsfähigkeit eingeschränkt.  

» Unternehmen verzeichnen dann negative Auswirkungen auf ihre Wettbewerbs-, Inno-

vations- und Investitionsfähigkeit, wenn ihre Kosten (auch durch Erfüllungsaufwand) 

steigen. 

Zusammenfassend liefern die empirischen Untersuchungsschritte zahlreiche Hinweise zur Über-

prüfung des Erfüllungsaufwands, aber nur wenig konkrete Prüffragen für die Überprüfung der sons-

tigen Kosten. Die oben genannten Ergebnisse in Bezug auf die sonstigen Kosten sind in die Ent-

wicklung des Leitfadens miteingeflossen. Diese wurden aber noch um Prüffragen, die in Anlehnung 

an die Wettbewerbsfähigkeitsprüfung der EU entwickelt wurden, ergänzt.  

3.3 Regelungsalternativen zur Verminderung der überproportionalen Belastung 

von KMU durch rechtliche Regelungen 

Die Frage nach weniger belastenden Regelungsalternativen und deren Wirkungen ist wichtig, wenn 

aus dem Ergebnis eines KMU-Tests Konsequenzen gezogen werden sollen. Weniger belastende 

Regelungsalternativen können in einem KMU-Test-Leitfaden benannt werden, um den mit Recht-

setzung befassten Beschäftigten Anregungen für KMU-freundlichere Regelungsalternativen und 

flankierende Maßnahmen zur Entlastung von KMU zu geben.   

3.3.1 Erkenntnisse aus der Literatur 

In einem ersten Schritt wurden die ausgewählten Leitfäden der Länder der Vergleichsanalyse auf 

die Benennung von Regelungsalternativen hin untersucht.  

Konkrete, im Rahmen von KMU-Tests zu berücksichtigende Regelungsalternativen sind nur in we-

nigen untersuchten Leitfäden enthalten. Lediglich der KMU-Test der Europäischen Kommission 

sowie der KMU-Test in Großbritannien listen explizit mögliche Alternativen auf, die im Rahmen ei-



Endbericht  
Berücksichtigung von KMU-Belangen in der Gesetzesfolgenabschätzung 
 

© Kienbaum Management Consultants GmbH 2014 53 

nes Tests überprüft werden sollen.114 Eine detaillierte Darstellung dieser Regelungsalternativen 

findet sich in Anhang IV. 

Im Wesentlichen lassen sich die Regelungsalternativen aber in die folgenden 4 Kategorien einord-

nen: 

1. Es werden Ausnahmeregelungen für KMU eingeführt. Dies kann von der vollständigen 

oder partiellen Freistellung, bestimmte rechtliche Vorschriften zu erfüllen, bis hin zu län-

geren Übergangsfristen für bestimmte Unternehmen im Rahmen von Änderun-

gen/Neueinführungen von rechtlichen Regelungen reichen. Zu dieser Kategorie gehören 

auch Regelungsalternativen, die eine Ausnahme bezüglich der Häufigkeit zu übermit-

telnder Informationen oder reduzierter Gebühren für KMU vorsehen. Diese Regelungsal-

ternativen können von den jeweiligen mit Rechtsetzung befassten Beschäftigten im 

Rahmen eines KMU-Tests geprüft sowie ggf. umgesetzt werden. 

2. Es wird versucht, die überproportionale Belastung von KMU durch gezielte Informations-

kampagnen auszugleichen. Hierbei handelt es sich nicht um eine Regelungsalternative 

im eigentlichen Sinne, da die mit Rechtsetzung befassten Beschäftigten keine Änderung 

der eigentlichen rechtlichen Vorschrift vornehmen würden, sondern durch Informations-

kampagnen lediglich dafür sorgen, dass die rechtliche Vorschrift für KMU einfacher ver-

ständlich und somit belastungsärmer umzusetzen ist. 

3. Durch finanzielle Hilfe oder Steuererleichterungen wird versucht, der überproportionalen 

Belastung von KMU durch rechtliche Regelungen entgegenzuwirken. Auch hierbei han-

delt es sich nicht um eine Regelungsalternative im eigentlichen Sinne, da Steuererleich-

terungen sich in der Regel außerhalb des Einflussbereiches der jeweiligen mit Rechtset-

zung befassten Beschäftigten befinden.  

4. Bei freiwilligen (Branchen-)Lösungen stellt sich ebenfalls die Frage, inwieweit die Einfüh-

rung einer freiwilligen (Branchen-)Lösung nicht über den Einflussbereich der mit Recht-

setzung befassten Beschäftigten hinausgeht. Es handelt sich hierbei um eine Rege-

lungsalternative, die aber vermutlich nur in wenigen Fällen eine wirkliche Alternative 

darstellt.  

Es zeigt sich, dass sich insbesondere die 1. Kategorie anbietet, um direkt beim Verfassen des Re-

gelungsvorhabens für eine geringere Belastung von KMU zu sorgen. Bei den anderen Kategorien 

handelt es sich nicht um Regelungsalternativen im eigentlichen Sinne, sondern eher um unterstüt-

zende Maßnahmen. Dennoch können Kategorie 2 und 3 als flankierende Unterstützungsmaßnah-

                                                           

114 Auch das Handbuch des KMU-Tests in den USA enthält einige Hinweise zu Regelungsalternativen, diese unter-

scheiden sich aber von den umfangreicheren Listen der EU und Großbritanniens. Vgl. SBA (2012).  
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men in einen einfach anzuwendenden und praktikablen Leitfaden übernommen werden. Die Kate-

gorie 4 „freiwillige (Branchen-)Lösungen“ ist mit verhältnismäßig hohem Aufwand verbunden und 

sollte vor dem Gesichtspunkt der einfachen Handhabung für den Referenten nicht übernommen 

werden.  

Über diese oben genannten spezifischen Regelungsalternativen im Rahmen von KMU-Tests hin-

aus gibt es in der Literatur weitere Vereinfachungsvorschläge, welche generelle Entlastungen 

durch rechtliche Vorschriften zum Ziel haben. Diese sind aber nicht ausschließlich auf KMU bezo-

gen.  

Das sogenannte „SCM-Network“, ein internationales Netzwerk verschiedener Staaten, welche das 

Standardkostenmodell115 anwenden, fasst Vereinfachungsvorschläge als die sogenannten „Fünf 

Wege der Vereinfachung“ („Five routes to simplification“) zusammen.  

Bei diesen handelt es sich um 5 Möglichkeiten, die bürokratischen Belastungen116 zu verringern. 

Diese Vereinfachungsvorschläge beziehen sich aber nicht nur auf die speziellen Belastungen von 

KMU, sondern lassen sich auf alle Normenadressaten übertragen. Da KMU allerdings überpropor-

tional von rechtlichen Regelungen betroffen sind, profitieren sie besonders von Vereinfachungsvor-

schlägen. Die folgende Abbildung zeigt diese fünf Wege der Vereinfachung und benennt entspre-

chende Beispiele. Die Vereinfachungsvorschläge lassen sich zum Teil auch für den KMU-Test nut-

zen.  

                                                           

115 Das Standardkostenmodell ist eine international anerkannte Methode für die Messung von Bürokratiekosten.  

116 Nur Belastungen aus Informationspflichten und nicht aus dem Erfüllungsaufwand. 
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Abbildung 12: Fünf Wege der Vereinfachung des SCM-Networks 

 Vereinfachungsansatz Denkrichtung & Maßnahmenkatalog 

1 

Regelungen streichen, ver-

einfachen, zusammenfas-

sen oder verbessern 

- Regelungen oder Informationspflichten streichen 
- Häufigkeit der Berichtspflichten auf ein Minimum reduzieren, das die Einhaltung der dem Gesetz zu Grunde liegenden Ziele noch garantiert 
- Bestimmte Gruppen von Verpflichtungen ausnehmen, z. B. kleine Unternehmen 
- Sekundärrecht und Anforderungen zusammenfassen/verdichten 
- Begrifflichkeiten der Regelungen vereinfachen und die Komplexität reduzieren 
- Alternative Regelungsmöglichkeiten schaffen, z. B. freiwillige Verfahrensregeln 
- Sammlung der Informationen von allen Unternehmungen eines Sektors durch einen selektiven, risikobasierten Ansatz ersetzen 
- Informationspflichten abbauen oder vereinfachen, wo diese sich auf gesetzliche Pflichten beziehen, die geändert wurden oder weggefallen sind  

2 Prozesse vereinfachen 

- Unnötige Formulare, Kontrollen und Datenanforderungen streichen 
- Zeitaufwand zum Ausfüllen von Formularen reduzieren, z. B. durch einen verständlicheren Aufbau 
- Schwerpunkte bilden, z. B. durch Konzentration der Kontrollen auf Normadressaten mit erhöhtem Risiko 
- Informationsabfragen harmonisieren 

3 
Datenaustausch und ver-

netzte Lösungen 

- Daten von anderen Behörden anstatt von den betroffenen Akteuren abfragen 
- Daten direkt aus den Informations- und Kommunikationssystemen der Akteure erfassen 
- „One-Stop-Shop“/E-Government-Systeme einrichten 
- Einheitliche Definitionen in der Gesetzgebung schaffen  

4 

IuK-Lösungen 

und -Angebote  

entwickeln 

- Formulare und andere Datenanforderungen im Internet zugänglich machen 
- Formulare vorausfüllen 
- Formulare interaktiv/intelligent gestalten, sodass keine irrelevanten Daten abgefragt werden 
- E-Government-Angebote so ausgestalten, dass die Nutzer von verbundenen Internetportalen der Regierung Gebrauch machen können 

5 

Beratungs- und  

Informationsangebote  

verbessern 

- Bessere und leichter zugängliche Beratungsangebote entwickeln 
- Beratungsangebote leicht verständlich formulieren 
- Verbindliche von freiwilligen Anforderungen trennen 
- Gesetze online zugänglich machen 

Quelle: SCM-Network, eigene Darstellung.117  

                                                           

117 Vgl. www.administrative-burdens.com 
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Insbesondere die unter „Regelungen streichen, vereinfachen, zusammenfassen oder verbes-

sern“ gefassten Vereinfachungsvorschläge gilt es im Rahmen der Entwicklung eines KMU-Test-

Leitfadens miteinzubeziehen. So sind insbesondere die Vorschläge hervorzuheben, die Häufigkei-

ten von (Berichts-)Pflichten reduzieren. Diese Art von Vereinfachungsvorschlägen könnte für eine 

bestimmte Unternehmensgrößenklasse gelten. Zudem sind auch die Vorschläge für KMU sehr re-

levant, die sich auf die Verbesserung von Informationsangeboten beziehen.  

3.3.2 Erkenntnisse aus den empirischen Erhebungen 

Die Analyse von Leitfäden anderer KMU-Tests hat, wie oben dargestellt, Hinweise auf einige mög-

liche Regelungsalternativen gegeben. Nach Aussage der Experten der Länder der Vergleichsana-

lyse und der EU können keine konkreten Erfahrungswerte zu den Wirkungen der verwendeten Re-

gelungsalternativen benannt werden. Es werden zwar, wie oben dargestellt, verschiedene Rege-

lungsalternativen im Rahmen der KMU-Tests zur Auswahl gestellt. Der empirische Beweis, dass 

diese tatsächlich eine Entlastung von KMU bewirken, steht allerdings noch aus. Bereits die Ge-

spräche mit Unternehmensverbänden haben aber gezeigt, dass im Einzelfall überprüft werden 

muss, ob die genannten Regelungsalternativen auf Deutschland übertragbar sind. Die identifizier-

ten Regelungsalternativen wurden daher im Rahmen der Fallstudien auf ihre Übertragbarkeit auf 

Deutschland und ihr Potenzial hin, eine Entlastung von KMU zu bewirken, analysiert.  

Im Rahmen der Fallstudien konnte eine Reihe von Regelungsalternativen und flankierenden Unter-

stützungsmaßnahmen herausgearbeitet werden, die nach Aussagen der befragten KMU zu einer 

geringeren Belastung führen würden. Grundsätzlich hat die Durchführung der Fallstudien auch ge-

zeigt, dass bereits jetzt viele Regelungsvorhaben Ausnahmeregelungen enthalten und in einigen 

Fällen erfolgreiche Informationskampagnen durchgeführt wurden. Im Rahmen der Fallstudien wur-

den daher auch Hinweise zu den Wirkungen dieser Ausnahmeregelungen aufgenommen. Im Fol-

genden ist eine Liste mit den Regelungsalternativen und Unterstützungsmaßnahmen aufgeführt, 

die sich aufbauend auf den Ergebnissen der Fallstudien und Unternehmens- und Verbände-

workshops als für den KMU-Test-Leitfaden zielführend herausgestellt haben: 
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Ausnahmeregelungen118 (Diese können eine komplette Ausnahme bestimmter Gruppen oder ei-

ne partielle Ausnahme durch z. B. gestaffelte Anforderungen an bestimmte Gruppen von KMU 

sein.) 

1. Das Regelungsvorhaben ermöglicht durch optionale Regelungen mehrere Durchfüh-

rungswege und überlässt dem Unternehmen, welcher Prozess sich besser in den beste-

henden Prozess im Unternehmen integrieren lässt.  

2. Die Häufigkeit, in der einer Pflicht nachgekommen werden muss, variiert nach Unterneh-

mensgrößenklasse. 

3. Die Höhe der Gebühren variiert nach Unternehmensgrößenklasse. 

4. Die Umsetzungsfrist variiert (verlängerte Übergangsfristen) nach Unternehmensgrößen-

klasse. 

Flankierende Unterstützungsmaßnahmen  

5. Einführung spezifischer Informationskampagnen für die Zielgruppe der KMU 

6. Aufbereitung zielgruppenspezifischer Informationen für KMU 

7. Prüfung der möglichen Inanspruchnahme bestehender Förderangebote (zum Beispiel Zu-

schüsse und Beratungsleistungen) 

8. Gewährung direkter finanzieller Unterstützung für KMU (z. B. Bereitstellung von Förder-

geldern)  

                                                           

118 Beispiele für Ausnahmeregelungen:  

Beispiel für Ausnahmeregelung 1 – Lohnsteuerjahresausgleich: Dieser muss nur von Unternehmen mit mehr als 9 Be-

schäftigten durchgeführt werden, Kleinstunternehmen sind daher komplett ausgenommen. Weiteres Beispiel für Aus-

nahmeregelung 1 Unternehmen mit einer Ladenfläche von weniger als 200 m2 müssen nur solche Arten von Einwegge-

tränkeverpackungen zurücknehmen, die sie selbst in Umlauf bringen. Unternehmen mit einer Ladenfläche von mehr als 

200 m2 müssen alle Einweggetränkeverpackungen zurücknehmen.  

Beispiel für Ausnahmeregelung 2 – Umsatzsteuervoranmeldung: Unternehmen mit einem Umsatz von weniger als 

17.500 EUR müssen keine Umsatzsteuer ausweisen und sind daher komplett ausgenommen. Für alle anderen Unter-

nehmen gilt, die Häufigkeit mit der der Pflicht der Umsatzsteuervoranmeldung nachgekommen werden muss, variiert zwi-

schen monatlich und quartalsweise und richtet sich nach der Umsatzsteuerzahllast. 

Beispiel für Ausnahmeregelung 3 – Rundfunkbeitrag: Die Höhe berechnet sich u. a. nach der Anzahl der Beschäftigten. 

Beispiel für Ausnahmeregelung 4 – Eine rechtliche Regelung gilt z. B. für kleine und Kleinstunternehmen erst 1 Jahr 

nachdem diese für große und mittlere Unternehmen in Kraft getreten ist.  
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Im Folgenden werden diese Ausnahmeregelungen und flankierenden Unterstützungsmaßnahmen 

beschrieben und ihre potenziellen Wirkungen, die sie auf KMU haben könnten, dargestellt und dis-

kutiert. 

Ausnahmeregelungen 

Diese Form von Regelungsalternative kann sowohl eine komplette Ausnahme bestimmter Gruppen 

als auch eine partielle Ausnahme, z. B. durch gestaffelte Anforderungen an bestimmte Gruppen 

von KMU, sein. Ausnahmeregelungen verringern, wenn sie optimal ausgeformt sind, die Belastung 

der ausgenommenen Unternehmen in Bezug auf Personal- und Sachaufwand. Es muss allerdings 

beachtet werden, dass auch der Nachweis der Zugehörigkeit zu dieser Gruppe immer mit Aufwän-

den verbunden ist. Es sollte vermieden werden, dass die Nachweisaufwände die einzusparenden 

Belastungen übersteigen. Um dies sicherzustellen, sollten die Anforderungen an die ausgenom-

menen Unternehmen so trennscharf wie möglich formuliert werden.  

Grundsätzlich sind bei Ausnahmeregelungen zwei Grundoptionen der alternativen Regelung vor-

handen: die Staffelung der Ausnahmetatbestände oder die prozentuale Belastung der Unterneh-

men. Im ersten Fall werden Unternehmen nach bestimmten Gesichtspunkten in Kategorien unter-

teilt und, meist nach Größe aufsteigend, belastet. Diese Variante hat den Vorteil, dass die Katego-

rien trennscharf definiert werden können. Dies führt dazu, dass der Nachweis der Zugehörigkeit für 

die Unternehmen mit relativ wenig Aufwand verbunden ist. Die prozentuale Belastung hingegen 

orientiert sich an spezifischen Kennzahlen des Unternehmens und ordnet diesen jeweils flexibel 

entsprechende Aufwände zu. Ein Beispiel hierfür ist die Bestellung von Ersthelfern in Betrieben. 

Jeder Betrieb, in dem zwischen 2–20 Beschäftigte arbeiten, hat einen Ersthelfer zu bestellen, Be-

triebe mit über 20 Beschäftigten müssen 5 % ihrer Mitarbeiter als Ersthelfer (Verwaltungs- und 

Handelsbetriebe) bzw. 10 % ihrer Mitarbeiter als Ersthelfer (sonstige Betriebe) bestellen. 

1. Eine mögliche Form von Ausnahmeregelung ist es, die anfallenden Prozesse variabel auszuge-

stalten. Dies ist vor allem dann empfehlenswert, wenn sich die Prozesse in KMU und großen Un-

ternehmen wahrscheinlich unterscheiden. Hier sind häufig optionale Regelungen zielführend, die 

mehrere Durchführungswege ermöglichen und es somit dem Unternehmen überlassen, welcher 

Prozess sich besser in den bestehenden Prozess im Unternehmen integrieren lässt und damit we-

niger zusätzliche Belastung hervorruft. In Anlehnung an die Grundproblematik des Nachweisauf-

wands ist zu beachten, dass die Definition der Unternehmensgröße klar ersichtlich sein muss. Soll-

te diese sich beispielsweise an der Beschäftigtenzahl orientieren, ist klar darzustellen, welche 

Menge gemeint ist. Die Menge der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten kann sich deutlich 

von der aller Beschäftigten unterscheiden. Die Bandbreite möglicher Prozessalternativen hängt 

stark vom jeweiligen Regelungsbereich ab. Bei der Auswahl ist grundsätzlich zu beachten, dass 
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kostenintensive moderne oder digitale Verfahren in KMU weniger verbreitet sind als in Großunter-

nehmen. Die optionale Nutzung günstigerer älterer oder manueller Verfahren sollte nach Möglich-

keit entsprechend in Betracht gezogen werden. 

2. Weiter gibt es Ausnahmeregelungen, bei der die Häufigkeit, in der einer Pflicht nachgekommen 

werden muss, variiert. Generell entsteht weniger Aufwand und dadurch weniger Belastung, wenn 

Tätigkeiten seltener ausgeführt werden müssen. Außerdem werden gerade Verwaltungsaufgaben 

in KMU häufig von einer einzelnen Person verantwortet. In kurzen Abständen einzuhaltende Fris-

ten können hier, aufgrund eines Mangels an personeller Redundanz bzw. Kapazität, zu zusätzli-

chen Belastungen beim Ausfall der entsprechenden Fachkraft führen. Gibt es insgesamt weniger 

einzuhaltende Fristen, kommt es auch seltener zu diesen Problemen. Grundsätzlich kann es sinn-

voll sein, die Ausnahmeregelung für die definierte Gruppe von Unternehmen optional und damit am 

individuellen Bedarf orientiert, zur Verfügung zu stellen.  

3. Auch die Höhe der Gebühren kann variierend gestaltet werden. Die Gebührenhöhe an der Grö-

ße des Unternehmens oder an Mengen festzumachen ist besonders dazu geeignet, KMU zu ent-

lasten. Je nach herangezogener Kennzahl besteht hier die Möglichkeit, Belastungen weitgehend 

an der Leistungsfähigkeit des betroffenen Unternehmens auszurichten.  

4. Durch die Variierung von Umsetzungsfristen können KMU ebenfalls gezielt entlastet werden. Die 

Fristverlängerung für bestimmte Unternehmenskategorien ist hier eine Möglichkeit. Dadurch wird 

es den betroffenen Unternehmen ermöglicht, anfallende Aufwendungen, wie Anschaffungs- oder 

Umstellungsinvestitionen, auf einen längeren Zeitraum umzulegen. Außerdem können sie Umstel-

lungen und Investitionen so wahrscheinlicher mit ohnehin anfallenden oder geplanten Veränderun-

gen zusammenlegen. Ein weiterer Vorteil bei der verzögerten Umsetzung durch KMU können die 

bereits vorhandenen Erfahrungswerte in größeren Unternehmen sein. Diese können sowohl auf 

gesetzgeberischer als auch auf technischer Seite Nachbesserungsbedarfe aufzeigen und einen 

eventuell notwendigen Markt von Dienstleistern oder sonstigen Anbietern vorstrukturieren. Schließ-

lich profitieren die KMU so teilweise auch dadurch, dass sie auf Erfahrungswerte der großen Un-

ternehmen zurückgreifen können. 

Flankierende Unterstützungsmaßnahmen 

Abgesehen von Ausnahmeregelungen können auch das Regelungsvorhaben flankierende Maß-

nahmen für eine geringe Belastung von KMU sorgen. Hier bieten sich sowohl verschiedene Infor-

mationsangebote sowie auch finanzielle Unterstützungsangebote an. 

5./6. Spezifische Informationskampagnen und die Aufbereitung zielgruppenspezifischer Informatio-

nen für KMU bieten sich als Maßnahmen an, um der überproportionalen Belastung entgegenzuwir-

ken. Die hierbei mögliche Vielfalt von Programmen erstreckt sich über die gesamte Bandbreite öf-
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fentlicher Kommunikation. Eine grundsätzliche Option ist jedoch in den meisten Fällen die Einbe-

ziehung bestehender Akteure in diese Bemühungen. Hier sind insbesondere Kammern, Verbände 

und andere Branchenvertretungen mögliche Kooperationspartner. Sie besitzen einerseits direkten 

Zugang zu den betroffenen Unternehmen und können dementsprechend deren Bedarfe und Fähig-

keiten präzise einschätzen. Andererseits gehört die Vermittlung politischer und juristischer Sach-

verhalte an die Mitgliedsunternehmen häufig zu den Aufgaben dieser Organisationen, weswegen 

hier unter Umständen auf bestehende Erfahrungswerte und Kompetenzen zurückgegriffen werden 

kann. Solche Initiativen bieten sich grundsätzlich immer dann an, wenn Regelungen, die direkt in 

den Arbeitsalltag eingreifen, ein besonders hohes Maß an Komplexität erfordern. Dies führt auf-

grund struktureller Defizite auf Seiten der KMU zu besonderen Belastungen. In diesen können ent-

sprechende Arbeiten nicht durch spezialisierte Abteilungen wahrgenommen werden. Für Arbeits-

kräfte, die nicht entsprechend qualifiziert sind, stellt das Einarbeiten in komplexe Gesetzgebungen 

jedoch eine deutlich stärkere zeitliche Belastung dar. In KMU müssen entsprechend Beschäftigte 

zunächst zuverlässige Informationen suchen, was häufig aufgrund eines Überangebots an Quellen 

und mangelnder Kenntnis relevanter Akteure besonders aufwendig ist. Nachdem entsprechend be-

lastbare Aussagen ausfindig gemacht sind, muss sich dieses Wissen schließlich angeeignet wer-

den. Für fachfremde Personen ist dieser Schritt häufig deutlich mit zeitlichem Mehraufwand gegen-

über entsprechenden Fachkräften verbunden. Oft geben KMU diese Aufgaben an spezialisierte ex-

terne Dienstleister ab. Dies ist jedoch mit zusätzlichen Kosten verbunden und kann zumindest teil-

weise durch eine zielgruppenspezifische Informationsaufbereitung oder Einrichtungen, die die In-

formation von KMU übernehmen, umgangen werden.  

7./8. Schließlich bietet sich auch Vernetzung mit bestehenden Fördermöglichkeiten oder direkte fi-

nanzielle Unterstützung an, um die Liquidität von KMU zu schonen. So könnten bspw. Umstel-

lungs- oder Anschaffungskosten, die durch eine Vorschrift nötig werden, (anteilig) gefördert wer-

den. Hierdurch könnte die Belastung zumindest zum Teil gemildert werden. Diese finanziellen 

Maßnahmen durch Fördergelder bieten sich insbesondere an, wenn einmalige Investitionskosten 

anfallen. Es könnten hier neben notwendigen Sachanschaffungen auch externe Berater gefördert 

werden, die z. B. eine nötige Umstellung im Unternehmen begleiten.   

3.4 Zusammenfassung und Schlussfolgerung 

Die Analyse von vorliegenden Studien zeigt, dass eine überproportionale Belastung von KMU 

durch rechtliche Regelungen nachgewiesen werden konnte. Diese überproportionale Belastung 

bezieht sich dabei immer auf die jährliche Belastung durch Erfüllungsaufwand oder Bürokratiekos-

ten aus Informationspflichten und wird in dem Verhältnis von anfallenden Kosten pro Beschäftigtem 

oder Kosten im Verhältnis zum Umsatz dargestellt. Somit kann zwar nicht belegt werden, dass 

KMU durch jede einzelne rechtliche Regelung immer überproportional belastet sind, die Studien 
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zeigen aber, dass durch die Gesamtheit der rechtlichen Regelungen eine überproportionale Belas-

tung von KMU besteht (Kapitel 3.1).  

Auch die Ursachen für diese überproportionale Belastung wurden analysiert und konkrete Kosten-

treiber, welche zu einer überproportionalen Belastung von KMU führen, identifiziert und empirisch 

bestätigt. (Kapitel 3.2). Da in Bezug auf die sonstigen Kosten nicht auf empirische Studien zur Be-

lastung von KMU zurückgegriffen werden konnte, wurde im Rahmen der durchgeführten Fallstu-

dien die Belastung von KMU durch sonstige Kosten abgefragt. Die entsprechenden Hinweise bil-

den die Grundlage für die Entwicklung der Prüffragen zu den sonstigen Kosten im Rahmen des 

KMU-Tests.  

Im Ergebnis der Literaturauswertung und der Fallstudien wurde eine Liste von Regelungsalternati-

ven und flankierenden Unterstützungsmaßnahmen, die eine Entlastung von KMU zum Ziel haben, 

erarbeitet (Kapitel 3.3). Diese wurde ebenfalls im Rahmen der Verbände- und Unternehmens-

workshops validiert. Allerdings muss angemerkt werden, dass zu Regelungsalternativen generell 

keine empirischen Belege hinsichtlich ihrer Wirkungen vorliegen. Die Ergebnisse der Fallstudien 

und Workshops haben aber gezeigt, dass viele der Regelungsalternativen und Maßnahmen sei-

tens der Unternehmen und Verbände als entlastend wahrgenommen werden bzw. werden würden. 

In den Workshops zeigte sich außerdem eine große Offenheit der Verbände gegenüber einer stär-

keren Einbindung in Konsultationsverfahren im Rahmen der Gesetzesfolgenabschätzung. 

Im Ergebnis konnte in diesem Kapitel sowohl die theoretische Grundlage für das Erfordernis eines 

KMU-Tests gelegt werden als auch die inhaltlichen Kernstücke des KMU-Test-Leitfadens heraus-

gearbeitet werden. So stellen die Ergebnisse die Basis der Entwicklung der Prüffragen des Leitfa-

dens dar und definieren, welcher Regelungsalternativen es bedarf, um die überproportionale Belas-

tung von KMU zu verringern. 
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4. Ansätze zur Überprüfung der überproportionalen Belastung von KMU durch 

rechtliche Regelungen im Rahmen von KMU-Tests  

Im Rahmen des (internationalen) Desk-Research und der Interviews mit den 17 Expertinnen und 

Experten der ausgewählten Länder der Vergleichsanalyse und der EU wurden Hinweise und Erfah-

rungen zur inhaltlichen Ausgestaltung von KMU-Tests gesammelt. Die zur Verfügung stehenden 

Leitfäden der untersuchten Beispiele der Vergleichsanalyse wurden ebenfalls ausgewertet und An-

regungen für die Entwicklung eines deutschen Leitfadens abgeleitet.  

In den folgenden Abschnitten werden zum einen die Ergebnisse der vergleichenden Analyse hin-

sichtlich der Ausgestaltung von KMU-Tests dargestellt (4.1), zum anderen die Ergebnisse der Ana-

lyse der untersuchten Leitfäden (4.2). Die identifizierten Bausteine, aus denen sich üblicherweise 

KMU-Tests zusammensetzen, werden dann zusammenfassend dargestellt (4.3).  

4.1 Ausgestaltung ausgewählter KMU-Tests  

Die folgenden Aussagen beziehen sich auf alle 10 untersuchten Beispiele (Europäische Kommissi-

on, Australien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Kanada, die Niederlande, Österreich, 

Schweden und die USA). Eine detailliertere Übersicht der einzelnen Beispiele findet sich in An-

hang II. 

Zusammenfassend kann Folgendes festgehalten werden: 

» In einigen Fällen gibt es zusätzlich zum Leitfaden zur Durchführung der GFA einen kon-

kreten Leitfaden für die Analyse zur Berücksichtigung der Belange des Mittelstandes 

bzw. eine Beschreibung der einzelnen Schritte zur Durchführung des KMU-Tests. Teil-

weise ist dies ein umfangreiches Handbuch (USA: 206 Seiten), teilweise ein kürzerer 

Leitfaden (z. B. Australien: 20 Seiten, EU: 3 Seiten), teilweise werden in sogenannten 

Checklisten einige KMU-relevante Inhalte abgefragt (z. B. Kanada) und in einem Fall er-

folgt eine Berechnung der KMU-Relevanz in einem Excel-Tool119 (Frankreich). In ande-

ren Beispielen gibt es keine konkrete Arbeitsanweisung, wie die Analyse zur Berücksich-

tigung der Belange des Mittelstands durchgeführt werden soll, sondern lediglich die Ver-

pflichtung, dies zu machen. 

 

» In 5 der untersuchten Beispiele (Australien, Großbritannien, Kanada, Schweden, USA) 

bezieht sich der Test explizit nicht auf kleine und mittlere Unternehmen, sondern ledig-

lich auf kleine Unternehmen. Die Definition für „kleine Unternehmen“ variiert stark 

                                                           

119 Auszüge einiger verfügbarer Leitfäden sind im Anhang I aufgeführt. 
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zwischen diesen Beispielen und reicht von Unternehmen mit 20 Beschäftigten bis zu Un-

ternehmen mit 100 Beschäftigten. Zudem gibt es in zwei Beispielen zusätzlich die An-

forderung, die Belange von Kleinstunternehmen nach EU-Definition (< 10 Beschäftigte) 

stärker zu beleuchten (Großbritannien und Europäische Kommission). 

 

» In 7 von 10 der untersuchten Beispiele existieren Schwellenwerte, die festlegen, ob ein 

KMU-Test durchgeführt werden muss. Diese reichen von einfachen Lösungen, wie z. B. 

in Österreich (mehr als 10.000 Unternehmen sind betroffen) oder Großbritannien (Erfül-

lungsaufwand > 1 Mio. GBP120) zu komplexen Lösungen, bei welchen ein Barometer 

(basierend auf der Bewertung verschiedener Antworten) anzeigt, ob ein Test durchge-

führt werden muss.  

 

» In allen untersuchten Beispielen ist die Konsultation von betroffenen KMU und/oder 

deren Repräsentanten vorgesehen. Diese ist nicht in allen Beispielen verpflichtend 

durchzuführen. Konsultationen können dabei Telefonate mit Verbänden sein, Onlineko-

nsultationen mit betroffenen Unternehmen sowie auch Vor-Ort-Untersuchungen in KMU. 

Hervorzuheben ist hier die Europäische Kommission, welche sich für ihre Konsultationen 

mit KMU verschiedener Instrumente bedient. So helfen u. a. das Enterprise Europe 

Network121 und das European Business Test Panel (EBTP)122 relevante KMU in der EU 

zu befragen.  

 

» In den meisten untersuchten Beispielen wird empfohlen, die Analyse durch quantitative 

Angaben zu belegen, dies ist aber nicht immer verpflichtend. Hierbei wird unter-

schieden zwischen quantitativen Angaben im Rahmen eines KMU-Tests, z. B. der An-

zahl aller betroffenen KMU, und monetären Angaben, also dem Erfüllungsaufwand oder 

den Bürokratiekosten aus Informationspflichten sowie ggf. sonstigen Kosten für KMU. 

Dass nicht in allen Fällen monetäre Angaben gemacht werden, ist im Wesentlichen auf 

die schlechte Verfügbarkeit von KMU-spezifischen Daten zurückzuführen. Wenige 

Evaluationen, Studien oder Kostenmessungen segmentieren nach Unternehmensgrö-

ßenklassen. Dementsprechend werden die mit Rechtsetzung befassten Beschäftigten 

vor die Herausforderung gestellt, relevante Daten zu ermitteln, welche für die Durchfüh-

rung des KMU-Tests unerlässlich sind. 

                                                           

120 Ca. 1,2 Mio. EUR (17.02.2014). 

121 Für weitere Informationen: http://een.ec.europa.eu. 

122 Für weitere Informationen: http://ec.europa.eu/yourvoice/ebtp/index_en.htm. 

http://ec.europa.eu/yourvoice/ebtp/index_en.htm
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» Die meisten untersuchten Beispiele geben an, den Erfüllungsaufwand im Rahmen der 

Tests auszuweisen. Einige Beispiele beschränken sich auch auf die Bürokratiekosten 

aus Informationspflichten. Allerdings variieren die Definitionen, sofern diese eindeutig 

vorliegen, voneinander. Es kann aber festgehalten werden, dass dem Anschein nach die 

meisten Länder über die Ermittlung der Bürokratiekosten hinausgehen. Wie zuvor er-

wähnt, werden die Kosten nicht immer ausgewiesen. Sofern Kosten im Rahmen des 

Tests ermittelt werden, werden diese zumeist geschätzt bzw. auf Basis von vorlie-

genden Messdaten berechnet. In einigen wenigen Fällen werden diese auch im Rah-

men des Tests gemessen. Sofern Kosten im Rahmen der KMU-Tests nur geschätzt o-

der auf Basis von vorliegenden Messdaten berechnet wurden, wurde als Ursache hierfür 

zumeist die Zeitkomponente einer neuen Messung angeführt. Zudem wurde auch mehr-

fach darauf hingewiesen, dass Aufwand und erwarteter Nutzen in einem angemessenen 

Verhältnis stehen sollten. Einige Beispiele sehen auch die Betrachtung von Kosten, die 

über den Erfüllungsaufwand hinausgehen, vor. Inwiefern dies in der Praxis wirklich flä-

chendeckend durchgeführt wird, konnte nicht ermittelt werden. Da aber schon die Ermitt-

lung von Bürokratiekosten aus Informationspflichten bzw. des Erfüllungsaufwands von 

KMU aufgrund der genannten Herausforderungen teilweise Schwierigkeiten aufwirft, darf 

bezweifelt werden, dass immer eine Berechnung dieser sonstigen Kosten erfolgt. Zudem 

sind diese sehr unterschiedlich definiert und beinhalten bspw. die Auswirkungen auf den 

Wettbewerb. Eine Ausnahme in Bezug auf die sonstigen Kosten bildet die EU. Hier wird 

im Rahmen der GFA die Wettbewerbsfähigkeitsprüfung123 durchgeführt.  

» Alle untersuchten Beispiele haben gemeinsam, dass es Pflicht ist, den Test durchzufüh-

ren bzw. schriftlich zu dokumentieren, warum dieser nicht durchgeführt werden 

kann/muss. Zudem gibt es in allen Ländern der Vergleichsanalyse eine Kontrollinstanz, 

die die Durchführung eines Tests bzw. dessen Vollständigkeit überprüft. Dabei wird auch 

kontrolliert, ob eine schriftliche Begründung vorliegt, wenn kein Test durchgeführt wurde. 

Nach den zur Verfügung stehenden Informationen handelt es sich bei diesen Kontrol-

linstanzen in der Mehrheit der Fälle um unabhängige Kontrollorgane. In fast allen unter-

suchten Beispielen wird durch die Einrichtung eines oder mehrerer Help-Desks sicher-

gestellt, dass die mit Rechtsetzung befassten Beschäftigten sich bezüglich methodischer 

Fragen an eine zentrale Stelle wenden können. Die personelle Ausstattung der Kon-

                                                           

123 Für nähere Angaben zur Wettbewerbsfähigkeitsprüfung der EU siehe Kapitel 2.2.3 sowie 

www.ec.europa.eu/enterprise/policies/smart-regulation/impact-assessment/competitiviness-proofing/index_en.htm. 

 

 

http://www.ec.europa.eu/enterprise/policies/smart-regulation/impact-assessment/competitiviness-proofing/index_en.htm
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trollinstanz und der Help-Desks variiert stark. Zudem übernehmen die Beschäftigten in 

der Regel auch andere Aufgaben, sodass im Rahmen dieser Analyse nicht eindeutig 

bestimmt werden konnte, welcher Personalaufwand sich hinter diesen Funktionen ver-

birgt. Die Anzahl variiert zwischen 5 und über 60 Beschäftigten. 

4.2 Ausgestaltung ausgewählter KMU-Test-Leitfäden 

Wie in 4.1 dargestellt, variieren die Leitfäden zwischen den untersuchten Ländern der Ver-

gleichsanalyse. Im Folgenden werden die Ergebnisse der Analyse der untersuchten Leitfäden dar-

gestellt.  

Zusammenfassend kann Folgendes festgehalten werden: 

» Ein grundlegendes Unterscheidungsmerkmal besteht hinsichtlich des Aufbaus der 

Leitfäden. So müssen beispielsweise in Frankreich und Kanada im Rahmen der GFA 

Checklisten zum KMU-Test ausgefüllt werden. Die einzelnen Schritte sind als Fragen 

formuliert und erfordern eine Antwort. In anderen Beispielen sind die Leitfäden wie 

eine Anleitung zur Durchführung einer Prüfung aufgebaut. Dies trifft beispielsweise 

auf die Leitfäden der Europäischen Kommission und Australien zu. Letztere lassen 

dem mit Rechtsetzung befassten Beschäftigten mehr Freiheit in der Durchführung 

des KMU-Tests. Dies wiederum ist aber höchstwahrscheinlich auch mit Mehraufwand 

verbunden, da die Beschäftigten keine vorgefertigte Liste mit Fragen beantworten, 

sondern die Art der Durchführung des KMU-Tests selbst festlegen müssen.  

 

» Teilweise wird in den Leitfäden auf andere Dokumente verwiesen, wie z. B. den je-

weiligen Leitfaden zur Durchführung einer GFA. Dies erscheint zunächst umständlich. 

Andererseits wird so gewährleistet, dass Arbeitsschritte, die im Rahmen der GFA und 

des KMU-Tests durchzuführen sind, nicht mehrfach durchgeführt werden.  

 

» Einige Leitfäden enthalten explizit Hinweise auf KMU-relevante Datenquellen (z. B. 

Österreich).  

 

» Ein weiteres Unterscheidungsmerkmal ist die Verwendung von Beispielen. Ebenfalls 

in Österreich werden fiktive Beispiele im Leitfaden zur Wirkungsorientierten Folgen-

abschätzung genannt. Die befragten Experten einiger anderer untersuchter Beispiele 

der Vergleichsanalyse haben im Rahmen der Interviews erklärt, dass sie keine Bei-

spiele verwenden, da jeder Fall anders sei und es keine allgemeingültigen Beispiele 

gebe.  

 



Endbericht: 
Berücksichtigung von KMU-Belangen in der Gesetzesfolgenabschätzung 
 
 

© Kienbaum Management Consultants GmbH 2014 66 

» Weiterhin unterscheiden sich die untersuchten Leitfäden hinsichtlich der vorgenom-

menen Definitionen. In einigen Leitfäden werden relevante Begriffe, auch Kostenbe-

griffe, explizit definiert.  

 

» Insbesondere in Bezug auf die Ermittlung der Kosten und die Einbeziehung von Kon-

sultationen unterscheiden sich die Leitfäden stark. So bietet Australien beispielsweise 

mit dem „Business Cost Calculator“ ein Werkzeug an, mit dessen Hilfe die mit Recht-

setzung befassten Beschäftigten die Ermittlung der Kosten vornehmen können. Die 

Europäische Kommission benennt in ihrem KMU-Test-Leitfaden explizit einige Kon-

sultationsoptionen, welche auch im Rahmen der GFA genutzt werden können.  

 

» Eine Liste von Regelungsalternativen wird explizit nur in den Leitfäden der EU und in 

Großbritannien aufgeführt, im Handbuch des KMU-Tests in den USA werden Rege-

lungsalternativen erwähnt.  

Zusammenfassend zeigt sich, dass die Ausgestaltung der Leitfäden sehr unterschiedliche Formen 

annimmt. Sinnvoll erscheinen solche Leitfäden, die wenig Interpretationsspielraum für den mit 

Rechtsetzung befassten Beschäftigten lassen und stattdessen eine klare Struktur und Reihenfolge 

der Arbeitsschritte vorsehen. Die Einschränkung des Freiraums ermöglicht eine einfachere und 

weniger zeitintensive Durchführung der Tests, denn der mit Rechtsetzung befasste Beschäftigte 

muss lediglich eine Checkliste „abarbeiten“ und die durchzuführenden methodischen Schritte nicht 

selbst festlegen.  

Die vorliegenden Analysen liefern wertvolle Hinweise für die Einführung eines Leitfadens in 

Deutschland. Einerseits zum Inhalt, d. h. dazu, welche Bestandteile ein erfolgreicher Leitfaden be-

inhalten sollte. Andererseits zur Implementierung, d. h. dazu, wie der Leitfaden in das bestehende 

System der Gesetzesfolgenabschätzung eingebettet werden sollte. Schlussfolgerungen zu der in-

haltlichen Ausgestaltung eines deutschen Leitfadens werden in Kapitel 4.3 dargelegt.124 Die sich 

aus dieser vergleichenden Analyse ergebenden Schlussfolgerungen zur Ausgestaltung des Leitfa-

dens in Deutschland finden sich in Kapitel 5.1. Erste Empfehlungen zur Implementierung werden 

im Rahmen eines Exkurses in Kapitel 6 skizziert. 

                                                           

124 Gemäß Leistungsbeschreibung liegt der Fokus dieser Studie im „methodisch-praktischen Bereich im Hinblick auf die 

Weiterentwicklung eines handhabbaren „KMU-Tests“ für die Folgenabschätzung auf Bundesebene“. 



Endbericht: 
Berücksichtigung von KMU-Belangen in der Gesetzesfolgenabschätzung 
 
 

© Kienbaum Management Consultants GmbH 2014 67 

4.3 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Auf Basis der vergleichenden Analyse der untersuchten Leitfäden lassen sich im Wesentlichen 6 

Bausteine identifizieren, die in einem KMU-Test-Leitfaden enthalten sein können (vgl. Abbildung 

13). So können z. B. Regelungsalternativen qualitativ abgewogen und die Vor- bzw. Nachteile einer 

Alternative dargestellt werden. Es wäre aber auch denkbar, dass Regelungsalternativen immer mit 

einer quantitativen Kostenschätzung hinterlegt sein müssten, um die Effekte einer Regelungsalter-

native abschätzen zu können. Des Weiteren wird in der folgenden Abbildung jeweils die Anwen-

dung der Bausteine der untersuchten Beispiele der Vergleichsanalyse erwähnt. 
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Abbildung 13: Leitfaden Bausteine 
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Im Folgenden werden die einzelnen Bausteine kurz erläutert: 

» Schwellenwert: Durch einen Schwellenwert wird i. d. R. eine Relevanz-Prüfung vorange-

stellt, sodass nicht für jedes Regelungsvorhaben ein KMU-Test durchgeführt werden 

muss, sondern nur für genau die, die viele Unternehmen betreffen und/oder hohe Kos-

ten verursachen. 

» Überproportionale Belastung von KMU: Die Prüfung, ob KMU überproportional von ei-

nem Regelungsvorhaben betroffen sind, kann quantitativ erfolgen, also z. B. indem aus-

gewiesen wird, wie viele KMU durch das Regelungsvorhaben betroffen sind, oder durch 

eine segmentierte Messung oder Schätzung des Erfüllungsaufwands bzw. der sonstigen 

Kosten. Die Prüfung kann aber auch qualitativ erfolgen, indem überprüft wird, ob KMU 

voraussichtlich durch besondere Kostentreiber (siehe Kapitel 3.2) belastet werden. Die 

qualitative Prüfung ist dabei für den mit Rechtsetzung befassten Beschäftigten deutlich 

zeitsparender und auch einfacher durchzuführen.  

» Konsultationen: Eine Konsultation ist bereits Bestandteil der GFA in Deutschland. Den-

noch kann eine Konsultation speziell zu den Belangen der KMU durchgeführt werden 

bzw. können gezielt die Belange von KMU in der jeweiligen Konsultation der GFA the-

matisiert werden. Darüber hinaus gibt es auch die Möglichkeit, für einzelne Fälle gezielt 

Expertise einzuholen, beispielsweise von den Fachreferaten der Verbände im Rahmen 

eines KMU-Tests. 

» Regelungsalternativen: Ziel eines KMU-Tests sollte es sein, die Belange des Mittelstan-

des zu berücksichtigen, Transparenz zu schaffen und schlussendlich die Belastungen 

für diese Gruppe von Unternehmen zu reduzieren. Ohne die Umsetzung konkreter Maß-

nahmen im Falle einer überproportionalen Belastung würde der KMU-Test schnell an 

Glaubwürdigkeit verlieren. Im Sinne der Ergebnisorientierung bietet sich daher auch die 

Prüfung von alternativen Regulierungen an, welche jeweils im Rahmen des KMU-Tests 

vorgeschlagen werden. 

» Kleinstunternehmen: In einigen untersuchten Beispielen bezieht sich der KMU-Test auf-

grund des hohen Anteils an Kleinstunternehmen oder kleinen Unternehmen nur auf 

eben diese Unternehmensgrößenklassen. Teilweise gibt es auch zusätzlich zu dem 

KMU-Test einen separaten Kleinstunternehmen-Test (micro test). Eine besondere Be-

rücksichtigung der Kleinstunternehmen basiert zum einen auf der Annahme, dass diese 

besonders belastet sind, auch im Vergleich zu kleinen und mittleren Unternehmen, so-

wie auf dem Umstand, dass diese die Mehrheit der Unternehmen ausmachen. Eine be-

sondere Berücksichtigung von Kleinstunternehmen im Rahmen des KMU-Tests bietet 

sich daher an.  

Grundsätzlich kann ein KMU-Test-Leitfaden aus einigen oder allen oben dargestellten Bausteinen 

bestehen. Genereller Ausgangspunkt für die Ausgestaltung des Leitfadens muss aber sein, ein In-
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strument zu schaffen, das den Aufwand für die mit Rechtsetzung befassten Beschäftigten mög-

lichst im Rahmen hält. Damit der Leitfaden seine volle Wirkung entfalten kann, darf er nicht als wei-

tere Belastung empfunden werden, sondern muss eine pragmatische Herangehensweise ermögli-

chen. Auch dieser Aspekt der zusätzlichen Arbeitsbelastung der mit Rechtsetzung befassten Be-

schäftigten spielt eine wichtige Rolle bei der Entwicklung des Leitfadens und der Auswahl der zu in-

tegrierenden Bausteine. 
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5. Konzeption des KMU-Test-Leitfadens 

Dieses Kapitel präsentiert das Ergebnis der vorliegenden Studie, den KMU-Test-Leitfaden. Dabei 

widmet sich Kapitel 5.1 zunächst der Herleitung und Begründung für die gewählte Ausgestaltung 

des Leitfadens. Kapitel 5.2 stellt den finalen KMU-Test-Leitfaden vor.  

5.1 Herleitung der Ausgestaltung des KMU-Test-Leitfadens  

In die Entwicklung des KMU-Test-Leitfadens sind sowohl die Ergebnisse der theoretischen Analyse 

und Erfahrungen anderer Länder sowie der EU als auch die Ergebnisse der empirischen Überprü-

fung der überproportionalen Belastung von KMU durch rechtliche Regelungen in Deutschland im 

Rahmen der durchgeführten Fallstudien sowie Workshops mit Verbänden und Unternehmen einge-

flossen. Abbildung 14 zeigt den Prozess der Entstehung des KMU-Test-Leitfadens. 

Abbildung 14: Herleitung der Ausgestaltung des KMU-Test-Leitfadens 
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Wie Abbildung 14 zeigt, bildete die Synthese der Ergebnisse der Analyse der theoretischen Grund-

lagen und der empirischen Erhebungen die Basis für einen ersten Entwurf eines KMU-Test-

Leitfadens. Dieser wurde im Rahmen von mehreren Validierungsschleifen weiterentwickelt. Zu-

nächst wurde ausgewählten, mit Rechtsetzung befassten Beschäftigten ein erster Entwurf des 

BMWi präsentiert und diskutiert. Dabei wurden ihre Anregungen hinsichtlich des Aufbaus, des In-

halts, der Verständlichkeit, der praktischen Anwendbarkeit und der Formulierung aufgenommen 

und der Leitfaden entsprechend weiterentwickelt. Im Anschluss wurde der Leitfaden im Rahmen 

einer Präsentation vor dem BMWi, dem NKR, dem Statistischen Bundesamt und der Geschäftsstel-

le Bürokratieabbau im Bundeskanzleramt vorgestellt und diskutiert. Die Anmerkungen der Akteure 

wurden aufgenommen und entsprechend bei der finalen Überarbeitung des KMU-Test-Leitfadens 

berücksichtigt. Abschließend wurde der finale Leitfaden vor verschiedenen Ressorts, Verbandsver-

tretern und den oben genannten Akteuren präsentiert sowie die Anwendung anhand einer beispiel-

haft gewählten Vorschrift illustriert (siehe Anhang VI). 

Diese Entstehung des KMU-Test-Leitfadens ermöglichte die umfangreiche Berücksichtigung theo-

retischer Erkenntnisse, internationaler Erfahrungen und nationaler sowie akteurspezifischer Anfor-

derungen. Ergebnis dieses mehrstufigen Entwicklungsprozesses ist der in Kapitel 5.2 vorgestellte 

KMU-Test-Leitfaden.  

Hinsichtlich des Aufbaus des Leitfadens werden im Folgenden die einzelnen Bausteine erklärt und 

deren Auswahl für den Leitfaden begründet. Die folgende Abbildung zeigt die Struktur des entwi-

ckelten KMU-Test-Leitfadens. 

Abbildung 15: Entscheidungsbaum KMU-Test-Leitfaden 
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Die Einleitung des Leitfadens ist so aufgebaut, dass auch in Bezug auf wirtschaftspolitische Belan-

ge fachfremde Referenten über die Besonderheiten von KMU verständlich informiert werden. Au-

ßerdem wird hier ein Schwerpunkt auf die Bedeutung von KMU für die deutsche Wirtschaft gelegt, 

um die Tragweite möglicher Belastungen zu verdeutlichen. Abschließend wird ein beispielhaftes 

Durchschnitts-KMU skizziert, um bei den Verfassern des Regelungsvorhabens so das Verständnis 

für KMU zu steigern. Da das durchschnittliche deutsche KMU ein Kleinstunternehmen ist, wird der 

besonderen Bedeutung von Kleinstunternehmen bereits an dieser Stelle Rechnung getragen. Das 

Ziel dieses ersten Abschnitts des Leitfadens ist in besonderem Maße die Sensibilisierung für das 

Thema der besonderen Belastung von KMU. Außerdem wird hier ein gemeinsames Informationsni-

veau zur Bearbeitung des sich anschließenden KMU-Tests geschaffen. 

Dem eigentlichen Test ist ein kurzer Frageblock vorgeschaltet. In diesem wird, durch die Abfrage 

der generellen Betroffenheit von Unternehmen und der Intensität der Belastung, eine erste Aus-

wahl der zu prüfenden Regelungsvorhaben getroffen. Betrifft das zu prüfende Regelungsvorhaben 

keine Unternehmen, sondern nur Bürger oder Verwaltung, kann auf die Durchführung des KMU-

Tests verzichtet werden.  

Um die Intensität der Belastung zu beurteilen, wird erstens der Erfüllungsaufwand für die gesamte 

Wirtschaft und/oder zweitens der Erfüllungsaufwand je Unternehmen herangezogen. Bei beiden 

Werten handelt es sich um ungefähre Schätzungen des Referenten. Wenn das zu prüfende Rege-

lungsvorhaben unter dem Schwellenwert von 1 Mio. EUR Erfüllungsaufwand für die gesamte Wirt-

schaft und/oder 100 EUR Erfüllungsaufwand pro betroffenem Unternehmen liegt, kann ebenfalls 

auf die Durchführung des KMU-Tests verzichtet werden.  

Der Schwellenwert von 1 Mio. EUR stellt sicher, dass die besondere Belastung von KMU für solche 

rechtlichen Regelungen geprüft wird, welche eine hohe volkswirtschaftliche Belastung durch Erfül-

lungsaufwand verursachen. Ob für ein Regelungsvorhaben mehr als 1 Mio. EUR Erfüllungsauf-

wand zu erwarten sind, muss im Rahmen der Gesetzesfolgenabschätzung bereits ermittelt werden, 

um zu bestimmen, ob eine Evaluierung der rechtlichen Regelung durchzuführen ist. Es handelt sich 

daher um einen Wert, welchen der Rechtsetzungsreferent vorliegen hat, bzw. welcher ohnehin er-

mittelt werden muss. 

Der Schwellenwert 100 EUR 125  Erfüllungsaufwand pro betroffenem Unternehmen stellt sicher, 

dass für rechtliche Regelungen, welche aus betriebswirtschaftlicher Sicht eine hohe Belastung für 

ein KMU auslösen, ebenfalls ein KMU-Test durchzuführen ist. Somit muss auch für solche rechtli-

                                                           

125 Der Schwellenwert 100 EUR pro Unternehmen basiert auf einer Auswertung des statistischen Bundesamtes. Diese 

Analyse hat gezeigt, dass bei einem Schwellenwert von 100 EUR pro Unternehmen, die rechtlichen Regelungen erfasst 

werden, von denen eine große Belastung für KMU ausgeht.  
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chen Regelungen, welche gesamtwirtschaftlich den Schwellenwert von 1 Mio. EUR nicht über-

schreiten, aber eine erhebliche Belastung für einzelne Unternehmen und somit ggf. für eine be-

stimmte Branche mit wenigen Unternehmen auslösen, ein KMU-Test durchgeführt werden.  

Durch die beiden Schwellenwerte wird erreicht, dass zum einen für besonders belastende rechtli-

che Regelungen ein KMU-Test durchgeführt werden muss, dass zum anderen der Prüfaufwand auf 

Seiten der Rechtsetzungsreferenten aber so gering wie möglich gehalten wird. Diese müssen den 

KMU-Test nur in solchen Fällen durchführen, in denen einer der Schwellenwerte überschritten wird, 

und somit in den Fällen, in denen eine überproportionale Belastung von KMU am wahrscheinlichs-

ten und das Entlastungspotenzial am größten ist.126 

Wurden diese ersten Fragen positiv beantwortet, beginnt der eigentliche KMU-Test. Dabei wird in 

einem ersten Schritt überprüft, ob für KMU voraussichtlich überproportionaler Erfüllungsaufwand zu 

erwarten ist. In diesen Teil des Leitfadens sind in besonderem Maße die identifizierten Kostentrei-

ber und damit die Ergebnisse der Fallstudien und Workshops eingeflossen. Die Überprüfung der 

überproportionalen Betroffenheit erfolgt hierbei qualitativ, anhand von verschiedenen Fragestellun-

gen, welche auf eine überproportionale Belastung von KMU durch Erfüllungsaufwand hinweisen. 

Diese qualitative Prüfung ist für den Referenten deutlich einfacher und schneller als eine segmen-

tierte Kostenmessung/-schätzung des Erfüllungsaufwands. Dabei erfüllt sie denselben Zweck – im 

Falle einer überproportionalen127 Belastung liefert sie die Grundlage zur Überprüfung von Rege-

lungsalternativen.  

Anschließend wird die Betroffenheit von KMU durch sonstige Kosten geprüft. Auch hier erfolgt die 

Prüfung mittels Fragestellungen, welche auf eine Belastung durch sonstige Kosten hinweisen. Die 

Fragen basieren dabei grundsätzlich auf der im Rahmen dieser Studie verwendeten Arbeitsdefiniti-

on der sonstigen Kosten (siehe Kapitel 2.2.3).  

Im Zuge der Prüfungen kann sich auch die Konsultation von Experten (z. B. in Verbänden) anbie-

ten. Sie soll allerdings nur punktuell erfolgen. Immer dann, wenn der Referent auf Hilfe bzw. Fach-

expertise und Erfahrungen aus der Praxis angewiesen ist, wird der Kontakt zu entsprechenden Ex-

                                                           

126 Beide Schwellenwerte beziehen sich auf den Erfüllungsaufwand und nicht auf die sonstigen Kosten. Da derzeit noch 

keine verbindliche Definition der sonstigen Kosten existiert, wäre ein Schwellenwert, der sich auf die sonstigen Kosten 

bezieht, mit erheblichem Aufwand für die Rechtsetzungsreferenten verbunden. Die Belastung von KMU durch sonstige 

Kosten, welche aus rechtlichen Regelungen entstehen, ist aber dennoch Bestandteil einer der folgenden Prüfphasen des 

KMU-Tests.  

127 Im KMU-Test-Leitfaden wird synonym für den Begriff „überproportionale Belastung“ der Begriff „besondere Belas-

tung“ verwendet. Der durchgeführte Referentenworkshop hat gezeigt, dass der Begriff „überproportionale 

tung“ missverstanden werden kann. Im Sinne der einfachen Handhabbarkeit des KMU-Test-Leitfadens wird daher im 

Leitfaden auf den Begriff der „überproportionalen Belastung“ verzichtet.  
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perten empfohlen. Durch diese punktuelle Konsultation bei Bedarf wird verhindert, dass für jeden 

KMU-Test ein aufwendiges separates Konsultationsverfahren eingerichtet werden muss, Konsulta-

tionen zu KMU-Belangen aber erfolgen, wenn dies im Einzelfall sinnvoll erscheint. 

Eine zentrale Anmerkung des Referentenworkshops war die Tatsache, dass der Leitfaden auf die 

unterschiedlichen Informationsbedarfe der Anwender eingehen muss. Um dies zu gewährleisten, 

wurde bei der Erstellung des Leitfadens einerseits besonders darauf geachtet, möglichst wenige 

Fachtermini aus dem wirtschaftswissenschaftlichen Bereich zu verwenden. Andererseits wurden 

dort, wo die Komplexität des Inhalts die Verwendung eines entsprechenden Vokabulars unum-

gänglich machte, gezielt zusätzliche Informationen in Form von Fußnoten sowie Erklärungen und 

Beispielen im Anhang zur Verfügung gestellt.  

Wenn eine vermutlich überproportionale Belastung durch Erfüllungsaufwand festgestellt wurde 

und/oder gezeigt wurde, dass KMU vermutlich durch sonstige Kosten belastet werden, muss dies 

in der Begründung erläutert werden. Außerdem müssen Regelungsalternativen und begleitende 

Maßnahmen hinsichtlich ihrer Anwendbarkeit auf das zu prüfende Regelungsvorhaben geprüft 

werden. Die Auflistung möglicher Wege zur Minderung der Belastung von KMU in Form von Rege-

lungsalternativen und begleitender Maßnahmen gibt dem Anwender eine Übersicht über mögliche 

Schlussfolgerungen bzw. Konsequenzen. Im Ergebnis kann am Ende des durchgeführten KMU-

Tests ein Regelungsvorhaben stehen, welches Ausnahmeregelungen für KMU oder bestimmte Un-

ternehmensgrößenklassen vorsieht oder flankierende Maßnahmen zur Unterstützung von KMU 

formuliert. Sollten weder Ausnahmeregelungen/Erleichterungen noch flankierende Maßnahmen 

möglich sein, so ist dies schriftlich zu begründen128. 

Gegen die Sonderform eines zusätzlichen Kleinstunternehmen-Tests wurde sich im Rahmen des 

erarbeiteten Leitfadens bewusst entschieden. Der besonderen Belastung von Kleinstunternehmen 

wird dadurch Rechnung getragen, dass der Referent schon in der Einleitung dazu angehalten wird, 

sich das typische KMU als ein Kleinstunternehmen mit 4 Beschäftigten vorzustellen. Hierdurch wird 

erreicht, dass die Belange dieser Gruppe in jeder Frage auch ohne explizite Erwähnung mit be-

rücksichtigt werden. 

Im Ergebnis wurden alle in Kapitel 4.3 vorgestellten üblichen Bausteine von KMU-Test-Leitfäden in 

dem Entwurf eines KMU-Test-Leitfadens für die Bundesregierung aufgegriffen. Die folgende Abbil-

dung fasst die übernommenen Bausteine noch einmal zusammen. 

                                                           

128 In welchem Umfang und in welcher Form eine solche Begründung sinnvoll ist, sollte im Rahmen eines Pilottests zur 

Implementierung bestimmt werden. Eine Analyse dessen war nicht Gegenstand der vorliegenden Studie. 
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Abbildung 16: Bewertung der Anwendung einzelner Bausteine für den KMU-Test-Leitfaden 
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Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass der entwickelte Leitfaden den Referenten auf eine 

möglichst praktikable Art und Weise eine Anleitung zur Prüfung der Belange von KMU geben soll. 

Dabei baut der Leitfaden unmittelbar auf den internationalen Erfahrungen zur Praktikabilität und 

Ausgestaltung von KMU-Test-Leitfäden auf, während die Prüffragen anhand von untersuchten 

(Bundes-)Vorschriften im Rahmen der Fallstudien eigens für den deutschen KMU-Test-Leitfaden 

entwickelt wurden. Ziel des KMU-Test-Leitfadens ist es, Referenten für die Belange der KMU zu 

sensibilisieren und die Belastung von KMU durch rechtliche Regelungen so gering wie möglich zu 

halten. Letzteres wird durch eine Auswahl von potenziellen Regelungsalternativen und flankieren-

den Maßnahmen, welche die geringere Belastung von KMU oder bestimmter Unternehmensgrö-

ßenklassen zum Ziel haben, angestrebt. Der Leitfaden stellt dabei eine Hilfestellung dar, um die 

jetzt schon bestehende Pflicht zur Darstellung der Belastung der mittelständischen Unternehmen 

zu erleichtern. Dabei hilft der Leitfaden die mögliche Belastung durch rechtliche Regelungen trans-

parent zu machen.  

Der Leitfaden soll eine systematische Auseinandersetzung mit möglichen Regelungsalternativen 

fördern und deren Überprüfung durch Dritte erleichtern. Regelungsalternativen müssen nicht in An-

spruch genommen werden, können aber als eine Möglichkeit verstanden werden, KMU zu entlas-

ten, wenn der Gesetzeszweck dadurch nicht beeinträchtigt wird. Eine im Rahmen der vorliegenden 

Studie durchgeführte Analyse verschiedener rechtlicher Regelungen hat gezeigt, dass in einer 

Vielzahl von rechtlichen Regelungen bereits jetzt Ausnahmeregelungen üblich sind. Der KMU-Test-

Leitfaden ermöglicht somit durch die Nennung von unterschiedlichen Ausnahmeregelungen ledig-

lich eine systematische Auseinandersetzung mit belastungsärmeren Alternativen und sollte zu kei-

nem zusätzlichen Aufwand für die mit Rechtsetzung befassten Mitarbeiter führen.  

 

5.2 KMU-Test-Leitfaden  

Auf den folgenden Seiten wird der entwickelte KMU-Test-Leitfaden vorgestellt. 
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Einleitung 

 

Zahlreiche nationale und internationale Studien belegen, dass kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

durch die Umsetzung rechtlicher Regelungen oftmals besonders belastet sind. 

Dieser Leitfaden soll Ihnen helfen, Belange mittelständischer Unternehmen im Rahmen der Gesetzes-

folgenabschätzung (GFA) nach § 44 Abs. 5 GGO und § 1 Abs. 3 NKRG leichter zu berücksichtigen 

und mögliche Regelungsalternativen einfach zu prüfen. 

Im Regelfall werden Sie für Ihr spezifisches Regelungsvorhaben keinen (vollständigen) „KMU-Test“ 

absolvieren müssen. Sollte sich im Einzelfall hierfür dennoch eine Notwendigkeit ergeben, werden 

Ihnen die Fragestellungen helfen, Ihr Regelungsvorhaben für KMU möglichst wenig belastend zu ge-

stalten. 

 

Um zu klären, ob Sie diesen Test überhaupt durchführen müssen, beantworten Sie bitte zunächst le-

diglich die beiden Fragen in Phase I. Dadurch verschaffen Sie sich Klarheit, ob die Wirtschaft definiti-

onsgemäß von dem Regelungsvorhaben besonders belastet ist. Trifft dies zu, setzen Sie die Prüfung 

bitte fort und bearbeiten Sie dazu schrittweise die Fragen und Prüfschritte in den Phasen II–IV. 

 

Bei der Beantwortung der Fragen im Rahmen des vorliegenden Leitfadens empfiehlt es sich, 

die Wirkung des Regelungsvorhabens immer aus Sicht eines durchschnittlichen deutschen 

KMU mit 4 Beschäftigten (inkl. des Inhabers) und 600.000 EUR Jahresumsatz zu betrachten. 
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Hintergrundinformationen 

 

KMU sind Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten und einem Jahresumsatz mit bis zu 50 Mio. EUR o-

der einer Bilanzsumme mit bis zu 43 Mio. EUR. Ein qualitatives Merkmal von KMU ist ebenfalls Bestandteil der 

Definition. Unternehmen, die zu mehr als 25 % im Eigentum einer Unternehmensgruppierung, z. B. eines Kon-

zerns stehen, werden nicht als KMU eingeordnet. 

Die folgende Tabelle illustriert die unterschiedlichen Unternehmensgrößenklassen innerhalb der Gruppe der 

KMU sowie ihren prozentualen Anteil an allen Unternehmen in Deutschland. 

Unternehmens-
kategorie 

Mitarbeiter Umsatz oder Bilanz-
summe 

Anteil an allen Un-
ternehmen in %129 

Mittleres Unter-
nehmen 

< 250 ≤ 50 Mio. EUR ≤ 43 Mio. EUR 1,5 % 

Klein-
unternehmen 

< 50 ≤ 10 Mio. EUR ≤ 10 Mio. EUR 7,1 % 

Kleinst-
unternehmen 

< 10 ≤ 2 Mio. EUR ≤ 2 Mio. EUR 91,0 % 

 

99,7 % aller Unternehmen in Deutschland sind nach dieser Definition KMU.130 Das typische KMU in Deutsch-

land ist ein Kleinstunternehmen. Es erzielt unabhängig von der Branche einen Jahresumsatz von rund 

600.000 EUR und hat inklusive des Inhabers 4 Beschäftigte.  

 

KMU sind oftmals stärker belastet als große Unternehmen: 

» Wenn Regelungsvorhaben mit bestimmten Investitionskosten verbunden sind, insbesondere wenn 

diese für alle betroffenen Unternehmen gleich hoch ausfallen, sind die Kosten je Mitarbeiter bzw. 

im Verhältnis zum Umsatz für KMU besonders belastend.  

» Die Informationsbeschaffung zu neuen oder geänderten Regelungsvorgaben sowie generelle Ver-

waltungsaufgaben müssen in KMU häufig vom Unternehmer selbst oder von externen übernom-

men werden, während diese Aufgaben in großen Unternehmen zumeist von Spezialisten (z. B. aus 

der Rechts-, Finanz- oder Personalabteilung) bearbeitet werden. 

 

 

                                                           

129 Quelle: Unternehmensregister. Große Unternehmen mit mehr als 250 Mitarbeitern machen 0,3 % aller Unternehmen in Deutschland 

aus. 

130 Für einen detaillierten Überblick über die Verteilung der Unternehmensgrößenklassen nach Branchen siehe die Webseite des Statisti-

schen Bundesamtes: 

www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/UnternehmenHandwerk/Unternehmensregister/Tabellen/UnternehmenBesch

aeftigtengroessenklassenWZ08.html 

http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/UnternehmenHandwerk/Unternehmensregister/Tabellen/UnternehmenBeschaeftigtengroessenklassenWZ08.html
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/UnternehmenHandwerk/Unternehmensregister/Tabellen/UnternehmenBeschaeftigtengroessenklassenWZ08.html
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Phase I: Muss für das Regelungsvorhaben eine ausführliche Prüfung 
der Belange mittelständischer Unternehmen durchgeführt werden? 

 

Bitte beantworten Sie die folgenden Fragen und folgen der Anleitung zu nächsten Schritten. 

Nr. Frage Antwort Nächster Schritt 

1 
Sind von dem Regelungsvorhaben Unter-

nehmen betroffen?  

□ Ja. Weiter mit Frage 2. 

□ Nein, es sind nur Bür-

ger oder die Verwaltung 

betroffen. 
Ende der Prüfung.  

2 

Wird durch das Regelungsvorhaben schät-

zungsweise ein Erfüllungsaufwand131  von 

mehr als 1 Mio. EUR 132  für die gesamte 

Wirtschaft oder von mehr als 100 EUR pro 

Unternehmen/Jahr ausgelöst?  

□ Ja.  

Bitte führen Sie eine aus-

führliche Prüfung der Be-

lange mittelständischer 

Unternehmen durch – 

weiter mit Phase II. 

□ Nein. 

 

Ende der Prüfung. 

 

Bei Fragen zur Methodik der Schätzung des Erfüllungsaufwands  wenden Sie sich bitte an das Statistische Bun-

desamt. Für hilfreiche Informationen zur Methodik der Schätzung des Erfüllungsaufwands siehe: 

www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Buerokratiekosten/AufgabenMethodik/AufgabenMethodik.html. 

 

                                                           

131 Der hier zu schätzende Erfüllungsaufwand umfasst den gesamten messbaren Zeitaufwand und die Kosten, die durch die Befolgung 
einer bundesrechtlichen Regelung für die Wirtschaft entstehen.  

132 Bitte nehmen Sie hier eine erste, vorläufige Schätzung vor. Wenn z. B. 100.000 Unternehmen betroffen wären, müsste ein Erfüllungs-
aufwand von über 10 EUR pro Unternehmen/Jahr anfallen, damit der Schwellenwert von 1 Mio. EUR überschritten wird. Zudem kann im 
Fall einer Änderung einer rechtlichen Regelung der geschätzte Erfüllungsaufwand der bestehenden rechtlichen Regelung als Orientierung 
für die erste, vorläufige Schätzung herangezogen werden. 

http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Buerokratiekosten/AufgabenMethodik/AufgabenMethodik.html
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Prüfung der Belange mittelständischer Unternehmen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
133 
 
 
 
 
 

 
Phase II: Werden KMU durch das Regelungsvorhaben vermutlich be-
sonders durch Erfüllungsaufwand belastet? 

 

Bitte prüfen Sie alle folgenden Möglichkeiten.  

Nr. Frage Antwort 

3 

Können die Regelungsvorgaben in großen Unternehmen voraussicht-

lich schneller bearbeitet werden als in KMU, insbesondere in Klein-

stunternehmen (z.B. laufen die notwendigen Prozesse elektronisch 

statt per Hand ab)? 

□ Ja. 

□ Nein. 

4 

Kann aufgrund größerer Routine die gleiche Arbeit in einem großen 

Unternehmen vermutlich leichter bearbeitet werden als in einem 

KMU? 

□ Ja. 

□ Nein. 

5 

Werden die Regelungsvorgaben im großen Unternehmen i. d. R. von 

einem Spezialisten (z. B. aus der Rechts-, Finanz- oder Personalabtei-

lung) umgesetzt, während in KMU fachfremde Mitarbeiter oder der Un-

ternehmer selbst sich das nötige Wissen aneignen müssen/muss? 

□ Ja. 

□ Nein. 

                                                           

133 Bitte prüfen Sie in diesem Fall, ob die Regelungsalternativen auch auf unterschiedliche Unternehmensgrößenklassen angewandt wer-
den können, z. B. Kleinstunternehmen. 

Die Beantwortung der folgenden Fragen in Phase II und III dient der Feststellung, ob KMU durch das Rege-

lungsvorhaben vermutlich besonders belastet sind. Sollte dies der Fall sein, prüfen Sie bitte in Phase IV die 

Möglichkeit von belastungsärmeren Regelungsalternativen.  

Grundsätzlich handelt es sich bei den Antworten nur um erste Tendenzaussagen. Somit sind die Antwortka-

tegorien im Folgenden als Tendenzen „eher Ja“ und „eher Nein“ zu werten. Wenn Sie Schwierigkeiten bei der 

Beantwortung der Fragen in Phase II und III haben, bietet es sich an, relevante Wirtschaftsverbände, ggf. 

Bundes-, Länder- oder Kommunalbehörden oder das Statistische Bundesamt, (informell) zu kontaktieren, um 

fehlende Informationen einzuholen. 

Sollten durch Ihr Regelungsvorhaben nur KMU und keine großen Unternehmen betroffen sein, prüfen 

Sie bitte direkt die Regelungsalternativen in Phase IV.133 
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6 

Müssen einmalige Investitionen getätigt werden und fallen ggf. auch 

einmalige externe Kosten an (wie z. B. Fortbildungskosten, Aufwands-

entschädigungen oder Kosten für Wirtschaftsprüfer)? 

□ Ja. 

□ Nein. 

7 

Fallen fortlaufende Kosten an und fallen ggf. auch laufende externe 

Kosten an (wie z. B. die Zahlung von Fortbildungskosten, Aufwands-

entschädigungen oder Kosten für Wirtschaftsprüfer)? 

□ Ja. 

□ Nein. 
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Phase III: Werden KMU durch das Regelungsvorhaben vermutlich mit 
sonstigen Kosten belastet? 

 

Bitte prüfen Sie alle folgenden Möglichkeiten.  

Nr. Frage Antwort 

8 
Hat das Regelungsvorhaben voraussichtlich negative Auswirkungen auf den Marktan-

teil bzw. die Umsätze der betroffenen KMU? 

□ Ja. 

□ Nein. 

9 
Werden durch das Regelungsvorhaben Markteintrittschancen für KMU erschwert, wel-

che große Unternehmen voraussichtlich einfach überwinden können? 

□ Ja. 

□ Nein. 

10 

Hat das Regelungsvorhaben voraussichtlich negative Auswirkungen auf die Inputfakto-

ren von KMU (d. h. haben KMU aufgrund des Regelungsvorhabens erschwerten Zu-

gang bspw. zu Rohstoffen, Arbeitskräften, Finanzierung etc.)? 

□ Ja. 

□ Nein. 

11 
Hat das Regelungsvorhaben voraussichtlich negative Auswirkungen auf die Innovati-

onsfähigkeit von KMU bzw. deren Fähigkeit, Forschung und Entwicklung zu betreiben? 

□ Ja. 

□ Nein. 

12 
Hat das Regelungsvorhaben voraussichtlich negative Auswirkungen auf die internatio-

nale Wettbewerbsfähigkeit von KMU? 

□ Ja. 

□ Nein. 

13 

Geht das Regelungsvorhaben über die Vorgaben umzusetzenden internationalen 

Rechts hinaus, z. B. EU-Richtlinien (sogenanntes „gold plating“)? (Bitte beantworten 

Sie diese Frage, wenn Sie durch das Regelungsvorhaben internationales Recht um-

setzen. Wenn Sie kein internationales Recht umsetzen, antworten Sie bitte mit Nein.) 

□ Ja. 

□ Nein. 

14 Ist die Umsetzung der Regelungsvorgaben freiwillig für Unternehmen? 
□ Ja. 

□ Nein. 

15 
Hat das Regelungsvorhaben voraussichtlich negative Auswirkungen auf die Fähigkeit 

von KMU, Fachkräfte zu gewinnen? 

□ Ja. 

□ Nein. 

16 
Werden Gebühren/Beiträge erhoben, die nicht gestaffelt nach Unternehmensgröße/ 

Menge erhoben werden? 

□ Ja. 

□ Nein. 

 

Wenn Sie alle Fragen in den Phasen II und III mit Nein beantwortet haben, können Sie den Test hier beenden. 

Wenn Sie eine der o.g. Fragen in den Phasen II und III mit Ja beantwortet haben, prüfen Sie bitte in Phase IV, 

wie Sie KMU weniger belasten könnten. Bitte stellen Sie zudem die besondere Betroffenheit kurz in der Geset-

zesbegründung dar. 
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Phase IV: Wie könnten von dem Regelungsvorhaben betroffene KMU durch ge-
eignete Regelungsalternativen weniger belastet werden? 

 

 

 

 

 

 

Liste möglicher Regelungsalternativen und Maßnahmen zur Entlastung von KMU 

Ausnahmeregelungen134 (Denkbar sind zum Beispiel eine komplette Ausnahme bestimmter Gruppen oder eine 

partielle Ausnahme, etwa durch gestaffelte Anforderungen an bestimmte Gruppen von KMU.) 

1. Das Regelungsvorhaben ermöglicht durch optionale Regelungen mehrere Durchführungswege und 

überlässt dem Unternehmen, welcher Prozess sich besser in den bestehenden Prozess im Unterneh-

men integrieren lässt.  

2. Die Häufigkeit, in der einer Pflicht nachgekommen werden muss, variiert nach Unternehmensgrößen-

klasse. 

3. Die Höhe der Gebühren variiert nach Unternehmensgrößenklasse. 

4. Die Umsetzungsfrist variiert (verlängerte Übergangsfristen) nach Unternehmensgrößenklasse. 

                                                           

134 Beispiele für Ausnahmeregelungen:  

Beispiel für Ausnahmeregelung 1 – Lohnsteuerjahresausgleich: Dieser muss nur von Unternehmen mit mehr als 9 Beschäftigten durchge-

führt werden, Kleinstunternehmen sind daher komplett ausgenommen. Weiteres Beispiel für Ausnahmeregelung 1 – Einweggetränkever-

packungen: Unternehmen mit einer Ladenfläche von weniger als 200 m2 müssen nur solche Arten Einweggetränkeverpackungen zurück-

nehmen, die sie selbst in Umlauf bringen. Unternehmen mit einer Ladenfläche von mehr als 200 m2 müssen alle Einweggetränkeverpa-

ckungen zurücknehmen.  

Beispiel für Ausnahmeregelung 2 – Umsatzsteuervoranmeldung: Unternehmen mit einem Umsatz von weniger als 17.500 EUR müssen 

keine Umsatzsteuer ausweisen und sind daher komplett ausgenommen. Für alle anderen Unternehmen gilt, die Häufigkeit mit der der 

Pflicht der Umsatzsteuervoranmeldung nachgekommen werden muss, variiert zwischen monatlich und quartalsweise und richtet sich nach 

der Umsatzsteuerzahllast. 

Beispiel für Ausnahmeregelung 3 – Rundfunkbeitrag: Die Höhe berechnet sich u. a. nach der Anzahl der Beschäftigten. 

Beispiel für Ausnahmeregelung 4 – Eine rechtliche Regelung gilt z. B. für kleine und Kleinstunternehmen erst 1 Jahr nachdem diese für 

große und mittlere Unternehmen in Kraft getreten ist. 

Im Folgenden finden Sie eine Liste mit möglichen Regelungsalternativen und Maßnahmen, welche zur Entlas-

tung von KMU beitragen können.  

Prüfen Sie bitte grundsätzlich alle vorgeschlagenen Optionen und ihre Anwendbarkeit auf das Regelungsvorha-

ben. Die Optionen können grundsätzlich ausgewählt werden, um alle KMU zu entlasten oder um gezielt zur Ent-

lastung bestimmter Gruppen, wie z. B. von Kleinstunternehmen oder Existenzgründern, beizutragen.  

Sollten Sie Ausnahmeregelungen auswählen, so berücksichtigen Sie diese bitte in ihrem Gesetzentwurf.  
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Flankierende Unterstützungsmaßnahmen  

5. Einführung spezifischer Informationskampagnen für die Zielgruppe der KMU 

6. Aufbereitung zielgruppenspezifischer Informationen für KMU 

7. Prüfung der möglichen Inanspruchnahme bestehender Förderangebote (zum Beispiel Zuschüsse und 

Beratungsleistungen) 

8. Gewährung direkter finanzieller Unterstützung für KMU (z. B. Bereitstellung von Fördergeldern)  

 

Wenn Sie keine geeignete Regelungsalternative oder unterstützende Maßnahme wählen konnten, begründen Sie 

dies bitte in der Gesetzesbegründung.  
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Anhang – Erläuterungen/Beispiele zu den Fragen 3 bis 17 

Frage 3 

Hier bietet es sich an zu prüfen, ob die Regelungsvorgaben in großen Unternehmen vermutlich schneller und ef-

fizienter bearbeitet werden können, da diese bestimmte technische Voraussetzungen erfüllen und Prozesse so-

mit elektronisch und automatisiert ablaufen. Zu prüfen ist auch, ob auf der anderen Seite in KMU die Bearbeitung 

zumeist noch per Hand erfolgt bzw. nicht automatisiert, da diese die technischen Voraussetzungen nicht erfüllen 

bzw. sich diese technischen Investitionen für ein KMU aufgrund der geringen Fallzahl nicht lohnen. Als Beispiel 

zur Illustration kann hier die Vorfälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge genannt werden. Während diese in 

großen Unternehmen automatisch im Rahmen der Lohnbuchhaltungssoftware berechnet werden, müssen in 

KMU die entsprechenden Daten teilweise in Papierform zusammengetragen und dann entsprechend kalkuliert 

werden.  

Frage 4 

Hier bietet es sich an zu prüfen, ob die Regelungsvorgaben in einem großen Unternehmen langfristig vermutlich 

schneller bearbeitet werden können, da sich in großen Unternehmen eine Routine bei der Bearbeitung einstellt 

(Lernkurve), während in KMU die Bearbeitung seltener vorkommt. Ein Beispiel hierfür ist die Arbeitsbescheini-

gung, ein 4-seitiges Dokument, das der Arbeitgeber bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses verpflichtet 

ist auszufüllen. In Unternehmen mit mehr Mitarbeitern werden für gewöhnlich häufiger Beschäftigungsverhältnis-

se beendet. Entsprechend werden mit der Zeit mehr Arbeitsbescheinigungen ausgefüllt als in kleinen Unterneh-

men. Die Mitarbeiter der Personalabteilung in großen Unternehmen sind also geübter im Umgang mit den Unter-

lagen und in der Beschaffung der notwendigen Daten.  

Frage 5 

Hier bietet es sich an zu prüfen, ob die Regelungsvorgaben in großen Unternehmen von Spezialisten bearbeitet 

werden, während sich in KMU vermutlich der Unternehmer selbst oder fachfremdes Personal um die Bearbeitung 

kümmert. Große Unternehmen beschäftigen i. d. R. spezialisierte Mitarbeiter, z. B. in Finanz- und Personalabtei-

lungen, während KMU dieses Wissen oftmals nicht vorhalten können und folglich entsprechende Arbeiten weni-

ger effizient übernehmen können. Zudem unterhalten große Unternehmen teilweise spezialisierte (Rechts-) Abtei-

lungen, die die Anforderungen neuer Regelungsvorgaben analysieren können und die entsprechenden Bereiche 

des Unternehmens bei der rechtskonformen Umsetzung unterstützen. Zudem besitzen große Unternehmen teil-

weise einen zusätzlichen Informationsvorsprung, da sie sich stärker auf Verbandsebene engagieren als KMU. 

KMU hingegen haben selten die Kapazitäten, um sich auf dieser Ebene intensiv zu engagieren. Ohne ein ent-

sprechendes Netzwerk müssen sie Neuregelungen in einem ersten Schritt überhaupt als relevant erkennen. An-

schließend müssen sie den Gesetzestext auch so weitgehend verstehen, dass sie ggf. notwendige Veränderun-

gen vornehmen können, um Rechtskonformität herstellen zu können. Dies bedeutet insbesondere für fachfremde 

Geschäftsführer eine deutliche Mehrbelastung. 
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Frage 6 

Es sollte geprüft werden, ob das Regelungsvorhaben mit Investitionskosten für KMU verbunden ist. Es bietet sich 

an zu überprüfen, ob Sachaufwand getätigt werden muss oder ob einmalige externe Kosten für Dienstleister an-

fallen. Als Beispiel für Investitionskosten kann die Anschaffung eines Pfandautomaten oder einer bestimmten 

Software, die zur Umsetzung der Regelungsvorgaben nötig ist, dienen. Insbesondere steigen die Investitionskos-

ten oft nicht proportional mit der Unternehmensgröße, sodass KMU stärker belastet sind. Z. B. könnte durch eine 

Regelungsvorgabe eine Investition von 1.000 EUR für ein KMU mit 10 Mitarbeitern anfallen, ein Großunterneh-

men mit 1.000 Mitarbeitern müsste beispielsweise 10.0000 EUR investieren. Absolut investiert das große Unter-

nehmen mehr, in Relation zur Anzahl der Mitarbeiter bzw. zum Umsatz wird das KMU aber stärker belastet. 

Frage 7 

Es sollte geprüft werden, ob die Regelungsvorgaben mit laufenden Kosten für KMU verbunden sind, diese kön-

nen neben dem anfallenden laufenden Sachaufwand auch laufende externe Kosten für Dienstleister darstellen. 

Ein Beispiel hierfür können z. B. die Kosten für die Steuerberatung sein, die notwendige Aufgaben, die sich aus 

einem Regelungsvorhaben ergeben, für das KMU übernimmt (z. B. Sozialversicherungsbeiträge). 

Frage 8 

Die konkreten, zu berücksichtigenden negativen Auswirkungen eines Regelungsvorhabens auf den Marktanteil 

bzw. die Umsätze von KMU variieren von Fall zu Fall. Die Auswertung des Umsatzanteils von betroffenen KMU 

kann zur Beantwortung dieser Frage hilfreich sein.135 Zudem kann auch die Auswertung der Marktkonzentration 

der betroffenen Branchen Hinweise zur Beantwortung dieser Frage geben, entsprechende Daten sind aber nicht 

für jede Branche verfügbar. Des Weiteren ist es wichtig zu prüfen, ob durch das Regelungsvorhaben eine Anpas-

sung von KMU notwendig wird, damit diese im gleichen Umfang wie zuvor am Markt teilnehmen können.  

Frage 9 

Zur Beantwortung dieser Frage ist es hilfreich zu prüfen, ob KMU nicht mehr an einem Markt teilnehmen, also 

aus einem Markt austreten, weil durch das Regelungsvorhaben für KMU zu hohe „Markteintrittshür-

den/Zutrittschancen“ geschaffen wurden. Für KMU kann es sich ggf. „nicht lohnen“ an einem bestimmten Markt 

teilzunehmen, wenn dadurch für sie z. B. unverhältnismäßig hohe (Investitions-)Kosten entstehen. 

                                                           

135 Daten hierzu liefert das Unternehmensregister: 
www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/UnternehmenHandwerk/UnternehmenHandwerk.html 

www.ifm-bonn.org//uploads/tx_ifmstudies/Daten-und-Fakten-2_2012.pdf 

http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/UnternehmenHandwerk/UnternehmenHandwerk.html
http://www.ifm-bonn.org/uploads/tx_ifmstudies/Daten-und-Fakten-2_2012.pdf


Endbericht: 
Berücksichtigung von KMU-Belangen in der Gesetzesfolgenabschätzung 
 
 

© Kienbaum Management Consultants GmbH 2014 88 

Frage 10 

Zur Beantwortung dieser Frage ist es hilfreich zu prüfen, ob die folgenden Inputfaktoren durch das Regelungs-

vorhaben vermutlich negativ beeinflusst werden, d. h. diese für KMU voraussichtlich teurer werden: 

» Materialkosten 

» Personalkosten  

» Kapitalkosten  

» Externe Dienstleistungskosten 

Frage 11 

Die zu berücksichtigenden konkreten negativen Auswirkungen eines Regelungsvorhabens auf die Innovationsfä-

higkeit von KMU variieren von Fall zu Fall. Zur Beantwortung der Fragestellung bietet es sich an zu prüfen, ob 

das Regelungsvorhaben vermutlich negative Auswirkungen auf KMU und ihre Fähigkeit, Forschung und Entwick-

lung zu betreiben, hat. Zudem kann das Regelungsvorhaben auch dahingehend die Produkt- und Prozessinnova-

tion in KMU beeinflussen, dass es für diese schwieriger wird, neue bzw. verbesserte Produkte auf den Markt zu 

bringen, oder dass sie hinsichtlich der Gestaltung der für die Leistungserbringung notwendigen Prozesse einge-

schränkt werden. Ein weiterer Indikator für die negativen Auswirkungen auf die Innovationsfähigkeit ist der Zu-

gang für KMU zu Kapital. Vermindert das Regelungsvorhaben voraussichtlich den Zugang zu Kapital für KMU, so 

hat dies negative Auswirkungen auf die Innovationsfähigkeit. Gleiches gilt, wenn die Liquidität von KMU durch ein 

Regelungsvorhaben negativ beeinflusst wird. Ein Beispiel für negative Auswirkungen auf die Innovationsfähigkeit 

könnte die Verschärfung von Patentanmeldungen sein. 

Frage 12 

Grundsätzlich sollte hier geprüft werden, ob durch das Regelungsvorhaben KMU in Deutschland Nachteile ge-

genüber ihren internationalen Wettbewerbern erleiden. Hierfür kann es hilfreich sein zu prüfen, ob sich durch das 

Regelungsvorhaben der rechtliche Rahmen für KMU in Deutschland gegenüber KMU im Ausland negativ verän-

dert, da die Unterschiede der Rahmenbedingungen vergrößert oder reduziert werden. Es bietet sich an, zunächst 

zu prüfen, ob betroffene Branchen internationalen Handel betreiben. Dies kann mit Hilfe der Produktionsstatistik 

ermittelt werden, welche die Ein- und Ausfuhr von Waren zum Gegenstand hat.136 Ein Beispiel für negative Aus-

wirkungen auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit könnte die Verschärfung von Umweltauflagen im In-

land/der EU sein, welche zu steigenden Produktionskosten von bestimmten Produkten führen könnte. Internatio-

nale Wettbewerber, welche diesen Umweltauflagen nicht unterliegen, hätten folglich einen Wettbewerbsvorteil auf 

dem internationalen Markt. 

                                                           

136 Hilfreiche Daten zur Ein- und Ausfuhr von Waren liefert die Produktionsstatistik (Zudem sind auch Sonderauswertungen über das Sta-
tistische Bundesamt erhältlich):  
www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Aussenhandel/Handelswaren/Tabellen/EinfuhrAusfuhrGueterabteilungen.html 

  

http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Aussenhandel/Handelswaren/Tabellen/EinfuhrAusfuhrGueterabteilungen.html
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Frage 13 

Wenn durch das Regelungsvorhaben internationales Recht umgesetzt wird und dieses dabei über das umzuset-

zende Recht hinausgeht, kann dies eine Auswirkung auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit von KMU ha-

ben, da diese ggf. Wettbewerbsnachteile gegenüber Unternehmen aus anderen Staaten haben.  

Frage 14 

Regelungsvorgaben, welche freiwillig umgesetzt werden können, können sich negativ auf die Wettbewerbsfähig-

keit von KMU auswirken. Z. B. können diese aufgrund der entstehenden Kosten vorrangig von großen Unter-

nehmen beansprucht werden. Hierdurch können Wettbewerbsvorteile gegenüber KMU entstehen. Ein Beispiel 

können verlängerte Ladenöffnungszeiten sein. Es steht jedem Unternehmen frei, die Ladenöffnungszeiten zu ver-

längern. Dies ist aber mit bestimmten Personal- und Sachkosten verbunden, welche ein KMU nicht immer tragen 

kann. In der Folge kann diese freiwillige Option von großen Unternehmen einfacher in Anspruch genommen wer-

den. Großen Unternehmen erwächst hierdurch ein Wettbewerbsvorteil gegenüber KMU.  

Frage 15 

Zur Beantwortung dieser Frage ist es hilfreich zu prüfen, ob das Regelungsvorhaben die Ausbildung, Zulassung 

oder Einwanderung von Fachkräften beschränkt.  

Frage 16 

Im Rahmen von Regelungsvorgaben können gestaffelte Gebühren/Beiträge erhoben werden, bei denen sich die 

Höhe der Gebühr z. B. nach der Anzahl der Mitarbeiter oder der Betriebstätten richtet, oder nicht gestaffelte Ge-

bühren/Beiträge, bei denen die Höhe nicht variiert. Ein Beispiel für eine gestaffelte Gebühr ist der Rundfunkbei-

trag für Unternehmen. Dieser berechnet sich nach der Anzahl der Mitarbeiter, der Anzahl der Betriebstätten und 

der Anzahl der gewerblich genutzten Kfz und ist somit gestaffelt. 
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6. Exkurs: Implementierung und Durchführung von KMU-Tests 

Die Analyse, wie ein KMU-Test-Leitfaden in Deutschland am besten implementiert wird, war nicht 

direkter Bestandteil der vorliegenden Studie. In den unterschiedlichen Untersuchungsschritten die-

ser Studie haben die Ergebnisse aber gezeigt, dass die erfolgreiche Anwendung eines Leitfadens 

nicht völlig von der Frage der Implementierung und Ausgestaltung des KMU-Tests gelöst werden 

kann. Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden Ergebnisse internationaler Studien Erfahrun-

gen zum Thema der Implementierung und Umsetzung von KMU-Tests dargestellt. 

Eine vergleichende Studie137 aller KMU-Tests in den EU-Mitgliedstaaten aus dem Jahr 2011 gibt 

folgende Empfehlung zur Implementierung von KMU-Tests: 

1. KMU-Tests sollten verpflichtend und transparent sein sowie die Kosten für KMU aus-

weisen.  

2. KMU-Tests sollten in ein System integriert sein – Leitfäden, Help-Desk, Kontrollmecha-

nismen, Training, Roadmaps. 

3. KMU-Tests sollten in die GFA integriert sein – wenn dieser nicht durchgeführt wird, 

muss eine Begründung dafür verfasst werden. 

Eine weitere Studie138 im Auftrag der Europäischen Kommission benennt 4 Kernthemen und Best-

Practice-Schritte bei der Implementierung eines KMU-Tests. 

 

                                                           

137 Vgl. EC (2007). 

138 Vgl. Copenhagen Economics (2011). 
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Abbildung 17: Vier Kernthemen und Best-Practice-Schritte bei der Implementierung eines KMU-Tests 

 

Quelle: Copenhagen Economics (2011), S. 12, eigene Darstellung. 
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Die Studie besagt, dass der Erfolg des KMU-Tests immer auch von der verfügbaren Datenqualität, 

d. h. ausreichend Daten zu KMU, abhängt. Diese Datengrundlage ist eine notwendige Vorausset-

zung und muss sukzessive aufgebaut werden. Zudem werden die politischen Rahmenbedingun-

gen, verpflichtende Richtlinien und transparente Verfahren sowie unterstützende und Kontrollfunk-

tionen als relevant für die erfolgreiche Implementierung von KMU-Tests identifiziert.  

Dies bestätigen die Erfahrungen der befragten Experten aus verschiedenen Ländern und der Eu-

ropäischen Kommission. Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Ergebnisse der 

durchgeführten Untersuchungsschritte gezeigt haben, dass der Erfolg eines KMU-Tests von be-

stimmten Faktoren abhängt. Die Erfolgsfaktoren sind laut Experten und vergleichenden Studien 

folgende: 

» Der KMU-Test muss verpflichtend sein. 

» Der KMU-Test braucht politische Unterstützung. 

» Es muss eine funktionierende Kontrollinstanz existieren. 

» Es müssen gute Hilfsstrukturen wie Leitfaden, Help-Desk, Schulungen für mit Rechtset-

zung befasste Mitarbeiter bestehen. 

» Es sollte für einen hohen Bekanntheitsgrad in den Ministerien gesorgt werden. 

» Der KMU-Test sollte als Bestandteil der GFA zu einem sehr frühen Zeitpunkt durchge-

führt werden.  

» Die Ergebnisse des Tests sollten für die Kontrollinstanz und die Öffentlichkeit transpa-

rent gemacht werden, d. h. es sollte festgelegt sein, wie die Dokumentation der Tester-

gebnisse zu erfolgen hat und wo diese einzusehen sind. 

» Es sollte idealerweise ein direkter Kontakt zwischen den mit Rechtsetzung befassten 

Mitarbeitern und betroffenen Unternehmen bestehen. 

Grundsätzlich sollten diese Empfehlungen bei der Weiterentwicklung des KMU-Tests in Deutsch-

land berücksichtigt werden. 
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7. Schlussfolgerungen und Empfehlungen für den KMU-Test in Deutschland 

Um eine erfolgreiche Anwendung des KMU-Test-Leitfadens zu erreichen, sollte dieser verpflich-

tend im Rahmen der durchzuführenden GFA eingeführt werden. Alle Erfahrungen anderer Länder 

und vergleichender Studien unterstützen diese Empfehlung. Dabei sollte der Leitfaden integraler 

Bestandteil der GFA sein, d. h. idealerweise die Prüffragen in bereits bestehende Leitfäden der 

GFA integriert werden, um den Aufwand für die Referenten zu minimieren. Grundsätzlich sollte, 

aus Gutachtersicht, vor der verpflichtenden Einführung des KMU-Test-Leitfadens, dieser im Rah-

men eines Pilottests für eine begrenzte Zeit in einem Ressort getestet werden. Aufbauend auf den 

Ergebnissen dieses Pilottests empfehlen wir, den KMU-Test-Leitfaden ggf. anzupassen und die 

Implementierung des KMU-Tests, also die Einbettung des Tests in die GFA, zu definieren. Die Pro-

jektergebnisse der vorliegenden Studie legen aber bereits nahe, dass im Rahmen des Pilottests 

und ggf. der anschließenden Überarbeitung folgende Aspekte untersucht und festgelegt werden 

sollte, 

1. zu welchem Zeitpunkt der KMU-Test-Leitfaden im Rahmen der GFA genutzt werden 

sollte, 

2. in welcher Form und in welchem Umfang die Ergebnisse der Prüfung der Belastung von 

KMU durch Erfüllungsaufwand und sonstige Kosten139 sowie die Auswahl bzw. Nicht-

auswahl von Regelungsalternativen dokumentiert werden sollen, 

3. wo die Ergebnisse der Prüfung dokumentiert und abgelegt werden sollen, um die Er-

gebnisse transparent zu machen, 

4. wie sichergestellt werden soll, dass die ausgewählten flankierenden Unterstützungs-

maßnahmen in die Wege geleitet werden, 

5. welche Konsequenzen ein Nichteinhalten der unter 2 festgelegten Dokumentationsvor-

gaben sowie der Einhaltung des Schwellenwertes mit sich zieht, 

6. welche Rolle die zentralen Akteure im Bereich Bürokratieabbau im Rahmen des KMU-

Tests einnehmen sollen: 

o Sollte bspw. das Statistische Bundesamt als Help-Desk für alle Fragen zur quan-

titativen Schätzung dienen? 

o Wie sollte der NKR zukünftig seine Prüfpflicht zur Berücksichtigung der Belange 

der mittelständischen Unternehmen wahrnehmen? 

o Wer schult die Rechtsetzungsreferenten hinsichtlich der Nutzung des Leitfa-

dens? 

7. wie die Kommunikation zur Einführung des verpflichtenden KMU-Test-Leitfadens erfolgt 

sowie die Informationen hinsichtlich der Rollen der jeweiligen Akteure vermittelt werden. 

 

                                                           

139 Es muss eine einheitliche und allgemein gültige Definition der sonstigen Kosten festgelegt werden. Diese sollte 

transparent gemacht und an relevanten Stellen veröffentlicht werden. 
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Die Untersuchung und Festlegung dieser Rahmenbedingungen war nicht Bestandteil der vorlie-

genden Studie. Die Untersuchungsergebnisse haben aber bereits erste Hinweise auf einige der 

oben aufgeführten Fragestellungen gegeben, welche im Folgenden aufgeführt sind: 

 

» Der Leitfaden sollte möglichst während der Ausfertigung des Entwurfs der rechtlichen 

Regelung angewendet werden, damit mögliche Regelungsalternativen aufgegriffen 

werden können.  

» Aus heutiger Sicht erscheint es sinnvoll, dass in die Gesetzesbegründung aufge-

nommen wird, mit welchem Ergebnis ein Test durchgeführt worden ist. Der ausgefüll-

te Test könnte dem NKR als Grundlage für die Prüfung übermittelt werden. Allerdings 

sollte der genaue Umfang und die Form der Darstellung der KMU-Test Ergebnisse 

sowie wo diese dokumentiert werden sollen, im Rahmen des Pilottests abschließend 

festgelegt werden. 

» Der internationale Vergleich hat die Wichtigkeit der Funktion eines zentralen Help-

Desks gezeigt. Aus heutiger Sicht bietet sich für diese Funktion, aufgrund der metho-

dischen Kompetenz hinsichtlich Kostenschätzungen sowie der bereits bestehenden 

Möglichkeit, auf Hilfe des Statistischen Bundesamtes bei der Ermittlung des Erfül-

lungsaufwands zurückzugreifen, das Statistische Bundesamt an. Es würde sich 

grundsätzlich anbieten, dass Schulungen der Rechtsetzungsreferenten durch den 

Help-Desk erfolgen.  
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Anhang I – Beispielhafte Auszüge aus ausgewählten KMU-Tests und GFA-Leitfäden 

Auszug Leitfaden „Qualifying for the Fast Track“ in Großbritannien140 

 

 
  

                                                           

140 Quelle: Department for Business, Innovation & Skills (7/2013): Better Regulation Framework Manual. S. 17.  
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Auszug „SME-Test“ der EU-Kommission141 

 
The SME Test comprises three main steps142: 
 

1. Preliminary assessment of businesses likely to be affected 
2. Measurement of the impact on SMEs (cost/benefit analysis) 
3. Use of mitigating measures, if appropriate 

 
» The opinion of business representatives feeds into the assessment of how a new policy 

could affect industry. In addition to ongoing consultation with stakeholders, the Commis-
sion has developed a number of tools that help to get the opinion of businesses. These in-
clude: 
 

• Enterprise Europe Network 

• European Business Test Panels 

• The SME Envoy 

• SME organisations are given 12 weeks to provide written feedback to the Com-
mission. This gives time for representative groups to consult their members on 
often technical legislative proposals, analyse their responses and, in some cases, 
build alliances with other trade bodies. Consultations are generally avoided dur-
ing major holiday periods and, where it is not possible, extended deadlines can 
be given.  

 

 

 

  

                                                           

141 Quelle: http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/small-business-act/sme-test/. 

142 Für eine ausführliche Anleitung siehe: 

http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/files/docs/sba/iag_2009_annex_en.pdf. 

  

http://www.enterprise-europe-network.ec.europa.eu/index_en.htm
http://ec.europa.eu/yourvoice/ebtp/index_en.htm
http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/small-business-act/sme-envoy/index_en.htm
http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/small-business-act/sme-envoy/index_en.htm
http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/files/docs/sba/iag_2009_annex_en.pdf
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Auszug „Impact Assessment“ in Schweden143 

Section 7 

If the regulation could significantly affect the operational conditions of enterprises, their com-

petitiveness or other conditions, the impact assessment shall contain, beyond what is provided 

for in Section 6 and to the extent possible, a description of the following: 

1. the number of enterprises affected, the industries that these enterprises represent and the 

size of the enterprises, 

2. the period of time required for the regulation to be implemented by the enterprises and how 

the regulation would affect enterprises’ administrative costs, 

3. the other costs to enterprises entailed by the proposed regulation and the changes in their 

activities that enterprises may need to make as a result of the proposed regulation, 

4. the extent to which the regulation may affect the competitive conditions for the enterprises, 

5. the way in which the regulation may affect the enterprises in other respects, 

and 

6. whether particular account needs to be taken of small enterprises when designing the regu-

lations.  

 

 

 

                                                           

143 Quelle: Diese Übersetzung wurde durch die interviewte schwedische Expertin zur Verfügung gestellt. 

 



Endbericht: 
Berücksichtigung von KMU-Belangen in der Gesetzesfolgenabschätzung 
 
 

© Kienbaum Management Consultants GmbH 2014 103 

Auszug Leitfaden „Regulatory Flexibility Analysis“ in den USA144 

                                                           

144 Quelle: SBA (2008): RFA guide for government agencies. S. 32. 
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Auszug Leitfaden „Small Business Lens Checklist“ in Kanada145 

If the answer to any of the questions is no or N/A, please include a short justification in the box 

below the question. 

A. Small Business Regulatory Design 
 

I Communication and Transparency Yes No N/A 

1. Are the proposed regulations or requirements easily understandable in 

everyday language? 

   

 Justification if answer is no or N/A:    

2. Is there a clear connection between the requirements and the purpose 

(or intent) of the proposed regulation? 

   

 Justification if answer is no or N/A:    

3. Will there be an implementation plan that includes communication and 

compliance promotion activities that informs small business of a regula-

tory change and guides them on how to comply with it (e.g. information 

sessions, sample assessments, toolkits, websites, etc.) 

   

 Justification if answer is no or N/A:    

4. If new forms, reports or processes are introduced, are they consistent in 

appearance and format with other relevant government forms, reports 

or processes? 

   

 Justification if answer is no or N/A:    

 

 

Auszug „Anleitung zur Abschätzung der Auswirkungen auf Unternehmen im Rahmen der 

WFA“ in Österreich146  

                                                           

145 Quelle: www.tbs-sct.gc.ca/rtrap-parfa/temp-gabar/snlc-lvlpe-eng.asp (eigene Darstellung). 

 

file:///C:/Users/boggild/Desktop/www.tbs-sct.gc.ca/rtrap-parfa/temp-gabar/snlc-lvlpe-eng.asp
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Stufe 1   

Einstiegsfrage: Es wird die Betroffenheit der Unternehmen im Allgemeinen hinterfragt.  

Stufe 2   

Wesentlichkeitsprüfung: Anhand von 3 Fragen erfolgt eine Wesentlichkeitsprüfung in den Berei-

chen finanzielle Auswirkungen, Internationalisierung, Innovationsfähigkeit und Phasen des Unter-

nehmenszyklus. Nur wenn bei einer dieser Fragen wesentliche Auswirkungen bejaht werden, er-

folgt eine vertiefende Prüfung zu dem entsprechenden Themengebiet.  

Stufe 3   

Vertiefende Abschätzung: Jene Auswirkungen auf Unternehmen, die aufgrund der Stufe 2 als 

wesentlich einzuordnen sind, werden näher hinterfragt. Dies erfolgt in mehreren Schritten.  

Schritt 1: Es erfolgt eine genauere Befragung der betroffenen Subdimension; z. B. wird im Rah-

men der finanziellen Auswirkungen festgelegt, ob es sich um Auswirkungen aufgrund von Steuern 

u. Ä. auf die Kosten- und Erlösstruktur oder den Zugang zu Finanzmitteln handelt.  

Schritt 2: Die sich auf Grund von Schritt 1 ergebende Fragestellung wird genauer abgeschätzt, 

wobei die möglichen Antworten teilweise in einer Beschreibung und teilweise im Auswählen vorge-

gebener Antwortmöglichkeiten besteht.  

Schritt 3: Bei einigen Teilgebieten ist es notwendig, auf Grund von Schritt 2 noch eine weiterge-

hende vertiefende Befragung durchzuführen. Es wird eine kurze Beschreibung der im Regelungs-

vorhaben betroffenen Maßnahme gefordert.  

Schritt 4: Darstellung der Ergebnisse  

 

                                                                                                                                                               

146 Quelle: Bundeskanzleramt Österreich (2013). 
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Auszug Leitfaden „Small Business Impact Statement“ (KMU-Test) in Australien147 

 
Key steps to preparing a “Small Business Impact Statement” 
 

Step 1: Determine whether a proposal is likely to have an impact on small business. Refer to the man-
datory requirements at: 
 

»  Drafter’s Guide: preparation of Cabinet Submissions and Memoranda 
»  Cabinet template 
»  Office of Best Practice Regulation – Best Practice Regulation Handbook 

If there are no impacts on small business, include a statement explaining that there are no small busi-
ness impacts associated with the proposal. Proceed to Step 5. 
 

Step 2: Identify the impacts on small business: 
 

»  What types of small business are likely to be affected? 
»  What number of small businesses are likely to be affected? 
»  What is the magnitude of the impact? 
»  Are there any other considerations? 

 

Step 3: Assess the impacts on small business – Quantify the compliance costs for small business: 
 

» Business Cost Calculator (BCC) 
» Consult with stakeholders 
» It is important to consult early and to consider the views of stakeholders who may be affected. 

Include information from your Regulation Impact Statement analysis or comments from the Small 
Business Advisory Committee, if relevant. 
 

Step 4: Include a statement explaining the impacts on small business in the Cabinet Submission or 
Memoranda 
 

Step 5: Ensure that the mandatory requirements for preparing a Small Business Impact Statement 
have been met.

                                                           

147 Quelle: Australian Government (2013): Guide to Preparing a Small Business Impact Statement. S. 4 
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Anhang II – Übersicht Länder der Vergleichsanalyse  

Geltungsbe-
reich 

Bezeichnung des KMU-Tests / der Prü-
fung der Belange der mittelständischen 
Wirtschaft 

Auf welche Unternehmensgrößenklasse 
bezieht sich die Prüfung? 

EU SME-Test 

Unternehmen mit < 250 Beschäftigten, 
≤ 50 Mio. EUR Umsatz oder 
≤ 43 Mio. EUR Bilanzsumme 

Australien Small Business Impact Statement Unternehmen mit < 20 Beschäftigten 

UK 

Small Firm Impact Test (SFIT) / Small 
and Micro Business Assessment (SMBA 
seit 2013) Unternehmen mit 0–49 Beschäftigten 

Dänemark 
Impact assessment (Folgenabschät-
zung) 

Im Rahmen der Folgenabschätzung (im-
pact assessment) werden die Auswirkun-
gen auf alle Unternehmen abgeschätzt, 
dabei wird nach Unternehmensgrößen-
klassen segmentiert, allerdings variiert die 
Größendefinition der Segmente von Vor-
schrift zu Vorschrift. 

Niederlande 
Impact assessment (Folgenabschät-
zung) 

Im Rahmen der Folgenabschätzung (im-
pact assessment) werden die Auswirkun-
gen auf alle Unternehmen abgeschätzt, es 
erfolgen ein paar zusätzliche Fragen zu 
KMU. 

Schweden 
Small Business Test (Sub Test des Im-
pact Assessments) Unternehmen mit < 50 Beschäftigten 

Österreich Wirkungsorientierte Folgenabschätzung 

Im Rahmen der Folgenabschätzung (Wir-
kungsorientierte Folgenabschätzung) wer-
den die Auswirkungen auf Unternehmen 
generell abgeschätzt. Es erfolgen ein paar 
zusätzliche Fragen zu KMU (Unternehmen 
mit < 250 Beschäftigten, ≤ 50 Mio. EUR 
Umsatz oder ≤ 43 Mio. EUR Bilanzsum-
me). 

Kanada Small Business Lens 

Unternehmen mit < 100 Beschäftigten oder 
zwischen 30 000 CAD und 5 Mio. CAD 
Jahresumsatz 

USA Regulatory flexibility analysis (RFA) 

Kleine Unternehmen (die Definition für 
kleine Unternehmen variiert je nach Sek-
tor) 

Frankreich  -  Unternehmen mit < 250 Beschäftigten 
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Geltungsbereich 

Wann wurde 
die Prüfung 
eingeführt? 

Erfolgt die Prüfung 
im Rahmen der Fol-
genabschätzung? 

Gibt es einen zu-
sätzlichen Kleinstun-
ternehmen-Test? 

Gibt es einen  
Leitfaden / eine 
Checkliste / ein 
Handbuch? 

EU 2009 

Die Prüfung ist Teil 
der Folgenabschät-
zung. Ja  

Leitfaden im Anhang 
des Handbuchs zur 
Folgenabschätzung 

Australien 2001 

Die Prüfung ist nicht 
Teil der Folgenab-
schätzung. Nein Leitfaden  

UK 

SMBA, seit 
2013 (vorher 

SFIT, seit 
1998) 

Die Prüfung ist Teil 
der Folgenabschät-
zung. Ja Leitfaden 

Dänemark  -  

Die Prüfung ist Teil 
der Folgenabschät-
zung.  -  

Checkliste und Hand-
buch (Folgenab-
schätzung) 

Niederlande 2013 

Die Prüfung ist Teil 
der Folgenabschät-
zung.  - Checkliste 

Schweden 1999 

Die Prüfung ist Teil 
der Folgenabschät-
zung. Nein 

Checkliste und Hand-
buch 

Österreich 2013 

Die Prüfung ist Teil 
der Folgenabschät-
zung. Nein Handbuch 

Kanada 2012 

Die Prüfung ist Teil 
der Folgenabschät-
zung. Nein Checkliste 

USA 1980 

Die Prüfung ist Teil 
der Folgenabschät-
zung. Nein Handbuch 

Frankreich 2011 

Die Prüfung ist Teil 
der Folgenabschät-
zung.  -  

Checkliste (Excel-
Tool) 
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Geltungs-
bereich Existiert ein Schwellenwert? 

EU 
Nein. Die EU ist gegen einen Schwellenwert, denn es sollte individuell, von Fall zu 
Fall, entschieden werden, ob KMU überproportional belastet werden. 

Australien Nein 

UK 

Schwellenwert = > 1 Mio. GBP für die gesamte Folgenabschätzung. Wenn dieser 
Schwellenwert überstiegen wird, muss ein vollumfänglicher Test, ansonsten nur eine 
weniger umfassende Analyse (fast track) erfolgen. 

Dänemark 
Schwellenwert = 10.000 Stunden Bearbeitungszeit (nicht Erfüllungsaufwand) oder 
3 Mio. DKK administration costs (Bürokratiekosten) 

Nieder-
lande Der informelle Schwellenwert beträgt ca. 100.000 EUR Erfüllungsaufwand. 

Schweden Nein, es wird aber darüber nachgedacht, einen Schwellenwert einzuführen. 

Österreich 

Schwellenwert = 10.000 Unternehmen sind betroffen oder eine Gesamtbe- 
der -entlastung von insgesamt mehr als 2,5 Mio. EUR entsteht oder Verwaltungskos-
ten von mehr als 100.000 EUR pro Jahr entstehen. 

Kanada 

Schwellenwert = hohe oder mittlere erwartete Auswirkungen (compliance costs) 
(Definitionen: Hohe Auswirkung: 10 Mio. CAD oder mehr; mittlere Auswirkung:           
1–10 Mio. CAD; geringe Auswirkung: weniger als 1 Mio. CAD). 

USA 
Schwellenwert = die Belastung pro kleinem Unternehmen beträgt mehr als 3 % des 
Umsatzes und mehr als 3 % der kleinen Unternehmen sind betroffen. 

Frankreich 

Ja, der Schwellenwert berechnet sich aus den Antworten der Prüffragen des 
Excel-Tool-Barometers. Es muss eine bestimmte Anzahl der Fragen mit ja beantwortet 
werden, damit eine vollumfängliche Prüfung ausgelöst wird. Die Antwortkategorien 
werden unterschiedlich gewichtet.  
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Geltungsbereich Muss ein Test durchgeführt werden? 

EU 
Falls KMU nicht betroffen sind, sollte der Folgenabschätzung eine schriftliche Er-
klärung dieses Umstandes beigefügt werden. 

Australien 

Es ist erforderlich, dass alle Cabinet Submissions die Wirkungen der Vorlage auf 
KMU benennen. Falls ein Gesetzentwurf vermutlich Auswirkungen auf KMU hat, 
so ist ein „Small Business Impact Statement“ (KMU-Test) durchzuführen. Falls 
nicht, ist dies zu begründen. Es muss eine Checkliste ausgefüllt werden. 

UK 

Wenn durch den Vorschlag Kosten erhöht oder reduziert werden, muss ein SFIT 
durchgeführt werden, wenn kein SFIT durchgeführt werden muss, sollte dies 
durch eine angemessene Begründung in der Folgenabschätzung erklärt werden. 

Dänemark 

Wenn Unternehmen betroffen sind, dann wird eine erste Schätzung vorgenom-
men. Wenn der Schwellenwert überschritten wird, wird eine externe Messung 
vorgenommen. 

Niederlande Es müssen einige Fragen zu Auswirkungen auf KMU beantwortet werden. 

Schweden 

Wenn die Gesetzesvorlage Auswirkungen auf Unternehmen hat, muss die Prü-
fung der Auswirkungen auf kleine Unternehmen durchgeführt werden. Hat die 
Gesetzesvorlage keine Auswirkungen auf Unternehmen, so ist dies in der Fol-
genabschätzung (impact assessment) zu vermerken. 

Österreich 

Sind Unternehmen überhaupt betroffen, muss anhand von sogenannten Wesent-
lichkeitskriterien überprüft werden, ob ein Unternehmenstest durchgeführt wer-
den muss (also wenn die Schwellenwerte überschritten wurden). 

Kanada 
Wenn ein Schwellenwert überschritten wurde, muss die Prüfung durchgeführt 
werden. 

USA 
Wenn ein Schwellenwert überschritten wurde, muss die Prüfung durchgeführt 
werden. 

Frankreich 
Wenn ein Schwellenwert überschritten wurde, muss die Prüfung durchgeführt 
werden. 
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Geltungs-
bereich Müssen Kosten ermittelt werden? 

Welche Kosten (im Sinne des Erfüllungs-
aufwands/Bürokratiekosten aus Informati-
onspflichten) werden ermittelt? 

EU 
Kosten sollten ermittelt werden, es feh-
len aber oft die entsprechenden Daten. Erfüllungsaufwand sollte geschätzt werden. 

Australien 

Nach Möglichkeit sollen Kosten quantita-
tiv ermittelt werden, mit dem BCC o. ä. 
Methode. D. h. sie werden nicht immer 
ermittelt. Die Prüfung erfolgt oftmals e-
her qualitativ. 

Es sollen „compliance costs“, also der Erfül-
lungsaufwand, durch Schätzung ermittelt 
werden. Es besteht keine Pflicht, Kosten 
auszuweisen.  

UK 

Es müssen gewisse quantitative Anga-
ben zur Anzahl von Unternehmen etc. 
gemacht werden. Es sollten Kosten er-
mittelt werden, und es ist unwahrschein-
lich, dass die Folgenabschätzung ohne 
Angabe von Kosten das Regulatory Po-
licy Comittee (Kontrollorgan) passieren 
kann. 

„Annual net cost to business“ werden ge-
schätzt (dies beinhaltet Bürokratiekosten 
und Erfüllungsaufwand). 

Dänemark Ja 

Es sollen „administration costs“, also Büro-
kratiekosten aus Informationspflichten, er-
mittelt werden.  

Nieder-
lande Ja 

Es sollen Bürokratiekosten aus Informati-
onspflichten ermittelt werden.  

Schweden 
Ja, es müssen „administration costs“ 
und „other costs“ ermittelt werden. 

Es sollen „compliance costs“, also der Erfül-
lungsaufwand, ermittelt werden.  

Österreich 
Ja, es soll nach Möglichkeit auch eine 
quantitative Analyse erfolgen. 

Es sollen Bürokratiekosten aus Informati-
onspflichten geschätzt werden. 

Kanada Ja 

Es sollen „all costs“ ermittelt werden, diese 
umfassen „compliance costs“ und „administ-
ration costs“, also Erfüllungsaufwand inklu-
sive Bürokratiekosten aus Informations-
pflichten. 

USA Ja 

Es sollen die „overall compliance costs“ er-
mittelt werden. Es ist davon auszugehen, 
dass hiermit der Erfüllungsaufwand gemeint 
ist und die Ermittlung über die Bürokratie-
kosten aus Informationspflichten hinaus-
geht, allerdings liegt keine eindeutige Defini-
tion vor.   

Frankreich Fallabhängig 

Es sollen die „overall compliance costs“ er-
mittelt werden. Es ist davon auszugehen, 
dass hiermit der Erfüllungsaufwand gemeint 
ist und die Ermittlung über die Bürokratie-
kosten aus Informationspflichten hinaus-
geht. Allerdings liegt keine eindeutige Defi-
nition vor.   
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Geltungsbereich 

Werden sonstige Kosten bzw. 
die Auswirkungen auf die Wett-
bewerbsfähigkeit ermittelt? 

Welche weiteren Hilfsmittel gibt 
es?  

EU 

Werden im Rahmen der sepa-
raten Wettbewerbsfähigkeits-
prüfung ermittelt.  -  

Australien 

Sollen ermittelt werden, es be-
steht aber keine Pflicht, Kosten 
auszuweisen. Business Cost Calculator  

UK  -   -  

Dänemark  -   -  

Niederlande  -   - 

Schweden 

Es sollen auch die Auswirkun-
gen auf die Wettbewerbsfähig-
keit ermittelt werden.  -  

Österreich 

Auswirkungen auf Internationa-
lisierung, Innovationsfähigkeit 
und die Phasen des Unterneh-
menszyklus (Schwellenwert 
500 Unternehmen) müssen er-
mittelt werden. Verwaltungskostenrechner 

Kanada Nein  -  

USA Nein, nicht verpflichtend  -  

Frankreich Nein  - 
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Geltungsbe-
reich Help-Desk Kontrollorgan 

Personelle Ausstattung von 
Help-Desk und Kontrollorgan 

EU 
DG Enterprise and Indus-
try, SME Policy Unit 

Impact Assessment 
Board 

15 Beschäftigte in der SME 
Policies Unit 

Australien 

Small Business Devision 
im Department of Industry, 
Innovation, Science, Re-
search and Tertiary Edu-
cation (DIISRTE)  

Small Business Devision 
im Department of Indus-
try, Innovation, Science, 
Research and Tertiary 
Education (DIISRTE)  

5 Beschäftigte in der Regula-
tion Reform Section der Small 
Business Division, ca. 50 in 
der Small Business Division 
insgesamt 

UK 

Better Regulation Office in 
jedem einzelnen Depart-
ment, 
Better Regulation Executi-
ve ist der zentrale Help-
Desk 

Regulatory Policy Com-
mittee  

Help-Desk wird nebenbei 
gemacht, 
Regulatory Policy Committee 
(ca. 20 Beschäftigte)  

Dänemark Danish Business Authority 
Danish Business Autho-
rity 

Personell ist das Team mit 
ca. 10 Leuten ausgestattet, 
davon 3 Studierende, die für 
das Screening aller neuen 
Gesetzentwürfe auf mögliche 
administrative Belastungen 
hin zuständig sind (ca. 700 
Gesetzentwürfe/Jahr) 

Niederlande 

Regulatory Reform Coor-
dinator in jedem Ministeri-
um Ministerial Committee   - 

Schweden 

Agency for regional eco-
nomic development und 
Regulatory Council  Regulatory Council  

Die Agency for regional eco-
nomic development hat ca. 
10–12 Beschäftigte, Regula-
tory Council ca. 5–6 Bes-
chäftigte 

Österreich 
Eine Person pro Ministeri-
um Wirkungskontrollstelle 

Wirkungskontrollstelle (5 Be-
schäftigte) 

Kanada 

Offiziell kein Help-Desk 
vorhanden, das Regulato-
ry Affairs Sector at the 
Treasury Board of Canada 
Secretariat (TBS) gibt 
aber Hilfestellung.  

Regulatory Affairs Sec-
tor at the Treasury 
Board of Canada Secre-
tariat (TBS) 

Das Regulatory Affairs Sector 
at the Treasury Board of 
Canada Secretariat (TBS) hat 
30–35 Beschäftigte. 

USA 

SBA Advocacy und Office 
of Management and 
Budget übernehmen die 
Aufgabe des Help-Desks. 
Diese wird allerdings nicht 
häufig genutzt. Seit 2003 
schult SBA Advocacy Be-
hörden in Bezug auf RFA. SBA Advocacy 

SBA Advocacy hat ca. 12 
Beschäftigte und das Office of 
Management and Budgets ca. 
50. 

Frankreich Es existiert ein Help-Desk. 
General Secretariat for 
Government (GSG)   -  
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Geltungs-
bereich Konsultation von KMU/Verbänden 

Müssen Regelungsalternati-
ven geprüft werden?  

EU 

Ja, es werden Konsultationen durchgeführt: 
• European Business Test Panels 
• Enterprise Europe Network  

Ja, es werden Regelungsal-
ternativen explizit im Leitfa-
den erwähnt 

Australien 

Konsultationen sind nicht zwingend vorgeschrieben. 
Es sollten kleine, mittlere und große Unternehmen be-
fragt werden, nicht nur Verbände. Im Leitfaden wird 
auch auf die Möglichkeit verwiesen, die Business-
Consultation-Webseite zu verwenden, auf der Ministe-
rien gewillte Unternehmen befragen können:  
www.consultation.business.gov.au/consultation.  
Es kann auch das Small business advisory committee 
befragt werden, ein Panel aus Unternehmern. Beides 
erfolgt in der Praxis nur sehr selten. 

 
Falls nicht genug Regelungs-
alternativen im Rahmen des 
Tests genannt werden, hat 
die Small Business Division 
die Möglichkeit, diesen nicht 
zu akzeptieren. Im Leitfaden 
werden aber mögliche Rege-
lungsalternativen nicht explizit 
erwähnt.  

UK 

Es müssen Konsultationen durchgeführt werden (mit 
Verbänden), insbesondere um Regelungsalternativen 
abzufragen. 

Es werden explizit Rege-
lungsalternativen benannt.  

Dänemark 

Konsultationen werden schon im Rahmen der ersten 
Abschätzung zur Überschreitung des Schwellenwertes 
durchgeführt. Im Rahmen der Ex-ante-Messung wer-
den Endnutzer in die Messung miteinbezogen.  -  

Nieder-
lande Es erfolgen informelle Konsultationen.  -  

Schweden Fallabhängig erfolgen Konsultationen. 

Ja, im Rahmen des IA sollen 
alternative Lösungen in Be-
tracht gezogen werden. 

Österreich Es erfolgt keine systematische Konsultation.  - 

Kanada 

Es erfolgt eine Konsultation von kleinen Unternehmen, 
eine Mindestanzahl zu konsultierender Unternehmen 
ist nicht vorgegeben. Ja 

USA 

Kleine Unternehmen und Verbände von kleinen Unter-
nehmen werden konsultiert. Das Consumer Protection 
Financial Bureau, die Environmental Protection 
Agency und die Occupational Safety, Health Administ-
ration Consumer Protection Agency müssen ein Panel 
mit Kräften der SBA Advocacy, des Office of Manage-
ment and Budgets und der Verbände (kleiner Unter-
nehmen) sowie kleinen Unternehmen durchführen. 
Diese können die Gesetzentwürfe kommentieren, die 
Kommentare werden veröffentlicht. 

Ja, es müssen Regelungsal-
ternativen benannt werden, 
im Handbuch werden aber 
nur einige Regelungsalterna-
tiven erwähnt. 

Frankreich 
Es werden ca. 10–20 Interviews mit kleinen Unter-
nehmen durchgeführt.  -  
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Anhang III – Leitfaden Unternehmensinterviews Fallstudien 

Interviewleitfaden – Fallstudien 

 

 

» Persönliche Vorstellung der Interviewer und Einführung in die Studie durch Kienbaum 

» Kurzvorstellung der Gesprächsteilnehmer sowie des Unternehmens (Anzahl Mitarbeiter, 

Branche etc.)  

 

» Welcher Prozess wird bei Ihnen im Unternehmen durch die folgenden Vorschriften aus-

gelöst? 

 Vorschrift 1 

 Vorschrift 2 

 … 

 

» Fühlen Sie sich durch die genannten Vorschriften belastet?  

 

» Wer übernimmt bei Ihnen im Unternehmen die Aufgaben, welche sich aus den genann-

ten Vorschriften ergeben? Werden diese Aufgaben extern bearbeitet (z. B. Steuerbera-

ter)? 

 

» Welcher Zeitaufwand entsteht bei Ihnen im Unternehmen durch die genannten Vorschrif-

ten? 

 

» Falls es sich um eine Vorschrift handelt, die in den letzten Jahren eingeführt wurde, wel-

che Kosten / welcher Aufwand ist durch die Einführung entstanden?  

 

» Was ist, jeweils für die genannten Vorschriften, der größte Aufwands-/Kostentreiber bzw. 

Zeitfaktor (z. B. notwendige Investitionen, Einarbeitungszeit, externe Leistungen)?  

 

» Auf Basis Ihrer Erfahrung, sind die genannten Vorschriften für kleine und mittlere Unter-

nehmen (bis 250 Mitarbeiter) belastender/aufwendiger als für große Unternehmen (mit 

Der Gesprächsleitfaden stellt nur eine beispielhafte Darstellung des Interviewablaufs dar. Wir wer-

den nicht in allen Interviews alle Fragen bearbeiten, sondern nur über jene Bereiche sprechen, mit 

denen Sie durch Ihre Arbeit vertraut sind. Der Fokus des Interviews liegt auf Ihren persönlichen Er-

fahrungen. Zusätzlich besteht die Möglichkeit, Fragen zu benachbarten Themen zu erörtern. 
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mehr als 250 Mitarbeitern)? Sind Kleinstunternehmen (bis 9 Mitarbeiter) besonders be-

lastet? Falls ja, was sind die Gründe hierfür?  

 

» Haben die genannten Vorschriften Auswirkung auf die … 

 Wettbewerbsfähigkeit 

 Innovationsfähigkeit 

 Investitionsfähigkeit 

 internationalen Handelsbeziehungen 

 

… Ihres Unternehmens? Was sind die Gründe dafür? 

 

» Welche weiteren Auswirkungen oder Hemmnisse hat die genannte Vorschrift auf Ihr Un-

ternehmen? 

 

» Wie müssten die genannten Vorschriften ausgestaltet sein, um Sie als Unternehmen 

weniger zu belasten bzw. Ihren Aufwand zu reduzieren?  

 

Vielen Dank für Ihre Zeit und Unterstützung! 
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Anhang IV – Regelungsalternativen ausgewählter Leitfäden 

Regelungsalternativen des EU-KMU-Tests148   

» Vollständige oder partielle Freistellung von KMU oder Kleinstunternehmen (Beispiel: 

Unternehmen, die kleiner als eine bestimmte Grenze sind, müssen bestimmten Ver-

pflichtungen nicht nachkommen, unter der Voraussetzung, dass das Ziel der Gesetzge-

bung nicht entkräftet wird.)  

» Vorübergehende Reduzierung oder Freistellung (Beispiel: Übergangsperiode, in der 

KMU ausgenommen sind oder KMU längere Intervalle für die Erfüllung von bestimmten 

Verpflichtungen eingeräumt werden) 

» Steuererleichterungen oder direkte finanzielle Unterstützung, um entstandene Kos-

ten auszugleichen, unter der Voraussetzung, dass diese mit der bestehenden Gesetz-

gebung (Wettbewerbs- und internationalen Handelsregelungen) vereinbar sind 

» Reduzierte Gebühren (Beispiel: Gebühren sind besonders hoch und/oder diese haben 

einen unangemessenen Fixkostenanteil, welcher überproportional belastend für KMU 

ist)  

» Vereinfachte Verpflichtungen des Berichtswesens für KMU (Beispiel: Statistiken, 

Identifizierung von Synergien mit bereits bestehenden Formen der Berichtserstattung) 

» Spezifische Informationskampagnen und Benutzerleitfäden, Trainings und enga-

gierte Unterstützungseinrichtungen (Beispiel: spezifische KMU-

Unterstützungseinrichtungen, die an die Bedürfnisse von KMU angepasste Informatio-

nen anbieten) 

» Allgemeine Vereinfachungsinitiativen systematisch berücksichtigen, von denen ins-

besondere KMU profitieren (Beispiel: mögliche Nutzung von webbasierten Angeboten, 

vereinfachte Untersuchungen) 

 

  

  

                                                           

148 Eigene Übersetzung. 
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Regelungsalternativen des Small and Micro Business Assessments (SMBA), Großbri-

tannien (ab 2013)149 

» Vollständige Freistellung (Standardannahme): Die durch die Gesetzgebung intendier-

ten Verbesserungen können ohne die Einbeziehung von Klein- und Kleinstunterneh-

men erreicht werden. 

» Partielle Freistellung: Klein- und Kleinstunternehmen sind von spezifischen Verpflich-

tungen innerhalb einer Regulierung ausgenommen oder manche Unternehmen sind 

ganz freigestellt. 

» Verlängerte Übergangsphasen: Alle Unternehmen einer bestimmten Unternehmens-

größe erhalten eine Verlängerung für die Erfüllung der Auflagen im Gegensatz zu grö-

ßeren Unternehmen. Dadurch werden die Kosten der Implementierung einer neuen 

Gesetzesvorgabe für KMU reduziert.  

» Zeitweilige Freistellung: Kleinere Unternehmen können eine zeitweilige Verlängerung 

beantragen, wenn die unmittelbare Umsetzung das Geschäft schädigen würde. 

» Spezifische Informationskampagnen oder Benutzerhandbücher, Trainings oder enga-

gierte Unterstützungsstrukturen für Kleinunternehmen.  

» Direkte finanzielle Hilfen für Kleinunternehmen.  

» Wahlfreiheit und freiwillige Lösungen: Unternehmen, die unter einer bestimmten Un-

ternehmensgröße liegen, können wahlweise in ein Regulierungssystem eintreten oder 

freiwillig einem Branchenprogramm beitreten. 

 

 

 

                                                           

149 Eigene Übersetzung. 
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Anhang V – Fallstudien  

Im Rahmen der weiteren Analysen wurde zunächst der Regelungsbereich dargestellt, d. h. es wur-

de untersucht, welchen Lebensbereich die rechtlichen Vorschriften regeln, an wen sie sich richten 

und welche konkreten Pflichten sie für den jeweiligen Normadressaten nach sich ziehen. 

In einem weiteren Schritt wurden dann der Sinn und Zweck der Regelung zusammengefasst. Dazu 

wurden die der Änderung zugrundeliegenden Gesetze herangezogen sowie die Begründungen des 

Gesetzgebers zu den jeweiligen Gesetzentwürfen, teilweise auch weitere Materialien aus dem Ge-

setzgebungsverfahren, aus denen sich die Intention des Gesetzgebers im Hinblick auf die einzu-

führende Neuregelung entnehmen ließ. Die Intention des Gesetzgebers ist nicht nur bei der Ausle-

gung einer Vorschrift und dann, wenn gefragt wird, ob eine gesetzliche Regelung ihr Ziel erreicht 

hat, heranzuziehen. Vielmehr ist die Intention des Gesetzgebers auch dann relevant, wenn sich die 

Frage stellt, ob der Gesetzeszweck nicht auch auf eine andere Weise bzw. durch ein anderes, we-

niger bürokratisches Verfahren erreicht werden kann. Sollen Vorschläge für eine weniger bürokrati-

sche Neuregelung erarbeitet bzw. überprüft werden, die sowohl im Interesse der Unternehmen liegt 

als auch realistisch (durch den Bundesgesetzgeber) umsetzbar ist, ist eine Einbeziehung der ge-

setzgeberischen Interessen unabdingbar. 

Im Rahmen der rechtlichen Analysen wurden auch die Konsequenzen für die Praxis, insbesondere 

für KMU, dargestellt. Dies erfolgte auf Basis einer Dokumenten- bzw. Internetrecherche. Einbezo-

gen wurden dabei insbesondere die Berichte des Normenkontrollrates im Hinblick auf die zu erwar-

tenden Belastungen für die Wirtschaft, sowie Veröffentlichungen der Arbeitgeberverbände, wie 

Stellungnahmen, Presseinformationen und Berichte. Dies diente dazu festzustellen, welche Rege-

lung bzw. welcher Teilbereich in der Wirtschaft zu Belastungen geführt hat und welche Möglichkei-

ten und Vorschläge einer unbürokratischeren Lösung es grundsätzlich gibt. 

In einem letzten Schritt wurde geprüft, ob ein gesetzgeberischer Handlungsspielraum besteht. Die-

ser setzt voraus, dass der Gesetzgeber eine Änderung der rechtlichen Regelungen grundsätzlich 

vornehmen kann bzw. dass er die hierfür erforderliche Gesetzgebungskompetenz besitzt und aus 

europarechtlicher Hinsicht keine Bedenken bestehen. 

Im Ergebnis kann der jeweiligen Rechtsanalyse zu den einzelnen Fallstudien entnommen werden, 

» welchen Bereich die gesetzlichen Vorschriften regeln, 

» warum und mit welcher Intention (des Gesetzgebers) sie eingeführt wurden, 

» wozu dies in der Praxis geführt hat bzw. warum damit eine Belastung für KMU verbun-

den ist und 

» ob eine Änderung durch den Gesetzgeber (vor dem Hintergrund der entsprechenden 

Gesetzgebungskompetenz sowie europarechtlicher Implikation) grundsätzlich möglich 

ist 
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Fallstudie 1: Ersthelfer 

Rechtsanalyse 

§ 10 Arbeitsschutzgesetz in Verbindung mit § 21 Sozialgesetzbuch VII 

Nach § 10 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) in Verbindung mit § 21 Sozialgesetzbuch VII (SGB VII) 

ist jeder Arbeitgeber verpflichtet, entsprechend der Art der Arbeitsstätte und der Tätigkeiten sowie 

der Zahl der Beschäftigten, die Maßnahmen zu treffen, die zur Ersten Hilfe, Brandbekämpfung und 

Evakuierung der Beschäftigten erforderlich sind. Insbesondere hat der Arbeitgeber diejenigen Be-

schäftigten zu benennen, die Aufgaben der Ersten Hilfe, Brandbekämpfung und Evakuierung der 

Beschäftigten übernehmen. Deren Anzahl, Ausbildung und Ausrüstung muss gem. § 10 Abs. 2 

Satz 2 ArbSchG in einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der Beschäftigten und zu den beste-

henden Gefahren stehen. Die Anforderungen an die durch die Unternehmen zu treffenden Maß-

nahmen werden durch die Berufsgenossenschaftlichen Vorschriften für Arbeitssicherheit und Ge-

sundheitsschutz (BGV) konkretisiert, insbesondere durch die Vorschrift A1 – Grundsätze der Prä-

vention (BGV A1). Diese Vorschriften sind für jedes Unternehmen und jeden Versicherten der ge-

setzlichen Unfallversicherung verbindlich und formulieren die unternehmerischen Pflichten bezüg-

lich Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz. Die BGV A1 ist die zentrale Basis-

vorschrift des berufsgenossenschaftlichen Vorschriftenwerks für die Prävention und verzahnt das 

berufsgenossenschaftliche Satzungsrecht mit dem staatlichen Arbeitsschutzrecht. Geregelt ist hier 

insbesondere die Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes (sicherheitstechnische und be-

triebsärztliche Betreuung, Maßnahmen bei besonderen Gefahren, Erste Hilfe, persönliche Schutz-

ausrüstung). 

Gem. § 24 Abs. 2 BGV A1 hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass nach einem Unfall unverzüg-

lich Erste Hilfe geleistet wird und eine erforderliche ärztliche Versorgung veranlasst wird. § 26 BGV 

A1 sieht die Benennung bzw. Bestellung von sog. Ersthelfern vor, die bei einem Unfall oder einem 

medizinischen Notfall lebensrettende Sofortmaßnahmen einleiten können, also die Erstversorgung 

sicherstellen. Demnach hat jeder Betrieb, in dem zwischen 2–20 Beschäftigte arbeiten, einen Erst-

helfer zu bestellen, Betriebe mit über 20 Beschäftigten müssen 5 % Ersthelfer (Verwaltungs- und 

Handelsbetriebe) bzw. 10 % Ersthelfer (sonstige Betriebe) bestellen. Für die Bestellung der Erst-

helfer ist des Weiteren eine entsprechende Ausbildung („Erste-Hilfe-Lehrgang“ über 8 Doppelstun-

den) sowie eine Fortbildung („Erste-Hilfe-Training“ über 4 Doppelstunden, alle 2 Jahre) vorge-

schrieben. Von der Anzahl der vorgeschriebenen Ersthelfer kann im Einvernehmen mit der Berufs-

genossenschaft unter Berücksichtigung der Organisation des betrieblichen Rettungswesens und 

der Gefährdung abgewichen werden. 

Die Anforderungen im Hinblick auf die Anzahl der zu bestellenden Ersthelfer sind nicht gesetzlich 

geregelt, sondern Bestandteil der Berufsgenossenschaftlichen Vorschriften, die nach § 15 des So-

zialgesetzbuches VII durch die Berufsgenossenschaften als Träger der gesetzlichen Unfallversi-
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cherung erlassen und vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) als Fachaufsicht 

genehmigt werden. Eine Änderung im Hinblick auf die Anzahl der zu bestellenden Ersthelfer kann 

folglich nur durch die DGUV, den Spitzenverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften und 

der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand, erfolgen. (In den hierfür eingerichteten Fach-

bereichen und Sachgebieten wird das Vorschriften- und Regelwerk von Aufsichtspersonen und 

sonstigen Präventionsfachleuten der Unfallversicherungsträger, Vertretern der DGUV und ihrer In-

stitute, Vertretern der Sozialpartner, des BMAS, der Länder, der Hersteller und Betreiber sowie be-

sonderen Sachverständigen weiterentwickelt.) 

Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Unternehmen sind für die Benennung bzw. Bestellung von Ersthelfern zustän-

dig. Bei einem Unfall oder einem medizinischen Notfall sollen diese, speziell ausgebildeten, Be-

schäftigten lebensrettende Sofortmaßnahmen einleiten können, also die Erstversorgung sicherstel-

len. Zu diesem Zweck muss eine entsprechende Anzahl von Beschäftigten eine gesonderte Aus-

bildung („Erste-Hilfe-Lehrgang“ über 8 Doppelstunden) sowie eine Fortbildung („Erste-Hilfe-

Training“ über 4 Doppelstunden, alle 2 Jahre) absolvieren. Betriebe mit 2 bis 20 Beschäftigten 

müssen einen Ersthelfer bestellen. Bei mehr als 20 Beschäftigten müssen 5 % (Verwaltungs- und 

Handelsbetriebe) bzw. 10 % (sonstige Betriebe) der Beschäftigten als Ersthelfer ausgebildet wer-

den. 

Befragte: Für diese Fallstudie wurde mit Unternehmensvertretern aus den Branchen Baugewerbe, 

Unternehmensnahe Dienstleistungen, Produzierendes Gewerbe und Handwerk gesprochen. Aus 

jeder der Branchen konnten Gesprächspartner sowohl aus KMU als auch aus größeren Betrieben 

gewonnen werden. Die Branchenauswahl der Interviewten hatte zum Ziel, auch die Belastungen in 

Hochrisikobranchen (z. B. Baugewerbe) und weniger riskanten Bereichen (z. B. Unternehmensna-

he Dienstleistungen) mit in Betracht ziehen zu können.  

Ergebnisse: Für Unternehmen bedeutet diese Regelung konkret, dass sie in einem ersten Schritt 

den individuellen Bedarf an Ersthelfern für ihren Fall ermitteln müssen. Der hier entstehende Auf-

wand differiert je nach Größe und Branche des Unternehmens stark. Kleinere Betriebe, mit weni-

gen Mitarbeitern und nur einem Standort, können sich auf die Normvorgaben berufen. Größere, 

komplexere Unternehmungen müssen den entsprechenden Bedarf von Arbeitssicherheitsfachkräf-

ten analysieren lassen. Für das Baugewerbe besteht die Sonderregelung, dass auf jeder Baustelle 

mindestens ein Ersthelfer eingesetzt werden muss. Dies kann, insbesondere auf kleineren Baustel-

len, zu organisatorischen Problemen führen. Ein ebenfalls nicht zu vernachlässigender Aufwand ist 

die Organisation der Ausbildungsveranstaltungen bzw. der Teilnahme an diesen. Hier besteht 

ebenfalls ein Unterschied zwischen KMU und großen Unternehmen. Bei einer höheren Anzahl an 

auszubildenden Beschäftigten werden Aus- und Fortbildungen eher selbstständig organisiert und 

hierzu externe Referenten engagiert. Für KMU lohnt sich dieser Aufwand im Regelfall nicht. Sie 

melden ihre Beschäftigten zu zentralen Aus- und Fortbildungen an, die teilweise von der Berufsge-
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nossenschaft organisiert werden. Diese sind naturgemäß wenig flexibel hinsichtlich der terminli-

chen Planung des einzelnen Unternehmens. In beiden Fällen trägt die Berufsgenossenschaft die 

direkten Kosten der Veranstaltung. Das Unternehmen wird durch das Fehlen der Arbeitskraft und 

die Lohnfortzahlung der Teilnehmenden und den administrativen Aufwand belastet. Um überhaupt 

Beschäftigte anmelden zu können, muss jedoch zunächst eine ausreichende Anzahl von Freiwilli-

gen gefunden werden. Dies stellt nach Aussagen der befragten Unternehmen teilweise eine große 

Schwierigkeit dar. Um die Beteiligung zu verbessern, werden in Einzelfällen Lohnerhöhungen von 

der Teilnahme an der Fortbildung zum Ersthelfer abhängig gemacht. Im Nachgang zu der grundle-

genden Ausbildung müssen die Ersthelfer alle 2 Jahre an einer Nachschulung teilnehmen, um ihre 

Qualifikation weiterhin nachzuweisen. Für einen Teil der Unternehmensnahen Dienstleistungen hat 

sich hier ein neuer Markt eröffnet. Die befragten Sicherheitsunternehmen bilden einen Großteil ih-

rer Außendienstmitarbeiter zu Ersthelfern aus. Für einen entsprechenden Aufpreis garantieren die-

se Unternehmen ihren Kunden im Anschluss die Bereitstellung dieser Zusatzqualifikation. Gerade 

in Bezug auf die Erfüllung der Norm gab es zwischen den befragten Unternehmen einen großen 

Unterschied, der sich weder an Unternehmensgrößenklassen noch an Branchen orientierte. Einige 

Unternehmen erachten die Regelung als äußerst sinnvoll, berufen teilweise mehr Ersthelfer als 

vorgeschrieben und verteilen diese gezielt über unterschiedliche Abteilungen, um möglichst kurze 

Reaktionszeiten zu gewährleisten. Andere Unternehmen erfüllen bewusst nur die Minimalvoraus-

setzungen der rechtlichen Vorgabe. Sie orientieren sich bei der Verteilung der Ersthelfer im Betrieb 

weniger an Gefahrenschwerpunkten als vielmehr an ökonomischen Gesichtspunkten. Hierdurch 

kann es zu Ballungen von Ersthelfern in Verwaltungsbereichen kommen, während Außendienst-

mitarbeiter überhaupt nicht ausgebildet werden. 
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Fallstudie 2: Sozialversicherungsbeiträge 

Rechtsanalyse 

§ 23 Abs. 1 Sozialgesetzbuch IV 

Die Vorschrift trat mit dem „Gesetz zur Änderung des Vierten und Sechsten Buches Sozialgesetz-

buch“ (Beitragsentlastungsgesetz) zum 1. Januar 2006 in Kraft. Durch die Änderung der Regelung 

sind die Sozialversicherungsbeiträge nicht mehr nachträglich (bis zum 15. des Folgemonats) fällig, 

sondern spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des Monats, in dem die Beschäftigung oder Tä-

tigkeit, mit der das Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als 

ausgeübt gilt.  

Mit der gesetzlichen Änderung zur Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge durch das Beitrags-

entlastungsgesetz sollte insbesondere die Liquidität der gesetzlichen Rentenversicherung verbes-

sert werden (Aufstockung der Nachhaltigkeitsrücklage und damit Erfüllung der gesetzlichen Minde-

strücklage). Dabei wurde der Zahlungszeitpunkt für die Gesamtsozialversicherungsbeiträge dem 

Grunde nach zeitlich mit der Erbringung der ihm zugrunde liegenden Arbeitsleistung und der Ent-

stehung des Anspruchs verbunden und somit nicht von der – vielfach nachträglich stattfindenden – 

Abrechnung der Arbeitsentgelte abhängig gemacht. 

Eine Änderung der Neuregelung der Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge durch den Bundes-

gesetzgeber ist grundsätzlich möglich. Allerdings wurde mit dem am 26. August 2006 in Kraft ge-

tretenen „Ersten Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständi-

schen Wirtschaft“ bereits eine Korrektur vorgenommen. Die Änderung des § 23 Abs. 1 SGB IV 

brachte eine Verfahrensvereinfachung bei der Ermittlung und Überweisung der Sozialversiche-

rungsbeiträge. Demnach ist es auch möglich, die Beiträge zunächst pauschal zu bezahlen. Das 

bedeutet, dass die Unternehmen die Gesamtsozialversicherungsbeiträge in Höhe der Summe der 

Beiträge des Vormonats zahlen können, wenn Änderungen der Beitragsberechnung regelmäßig 

durch Mitarbeiterwechsel oder variable Entgeltbestandteile dies erfordern. Ein verbleibender Rest-

betrag ist wie bisher mit den Beiträgen für den Folgemonat abzuführen. Mit der Beitragsberech-

nung nach dem Vormonatssoll kann die Entgeltabrechnung insgesamt auf einen Termin im Monat 

konzentriert werden. Diese Gesetzesänderung sollte insbesondere Unternehmen zugutekommen, 

die eine große Mitarbeiterfluktuation oder starke Schwankungen bei den erzielten Arbeitsentgelten 

aufweisen. Bei Anwendung des pauschalierten Verfahrens sind keine Doppelabrechnungen mehr 

erforderlich und dadurch entsteht für die Unternehmen erheblich weniger bürokratischer Aufwand 

bei der Abführung der Sozialversicherungsbeiträge. Auch dem Anliegen der Unternehmen auf Ent-

lastung bei den Verwaltungskosten wurde mit dieser Neuregelung Rechnung getragen. 
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Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Sozialversicherungsbeiträge sind am drittletzten Bankarbeitstag des Bezugs-

monats zu überweisen. Dies führt, insbesondere in Bereichen mit hoher Beschäftigtenfluktuation 

und vielen variablen Entgeltbestandteilen, zu Komplikationen in der Beitragsbemessung. Um diese 

zu umgehen, können Arbeitgeber zunächst einen Pauschalbeitrag auf Basis des Vormonats ent-

richten und Abweichungen mit dem Beitrag des Folgemonats verrechnen. 

Befragte: Da die Regelung sämtliche Arbeitgeber betrifft, wurde hierzu eine große Bandbreite von 

Unternehmen befragt. Befragte kamen aus KMU und Großunternehmen der folgenden Branchen: 

Baugewerbe, Unternehmensnahe Dienstleistungen, Einzelhandel, Produzierendes Gewerbe und 

Handwerk. 

Ergebnisse: Mit der Einführung der Novelle zum 01.01.2006 kam es einmalig zu starken Liquidi-

tätsverlusten. Hier lag die Zahlung der Beiträge des Vormonats (12.2005 – zu zahlen am 

15.01.2006) mit der der Beiträge des laufenden Monats (01.06 – zu zahlen am 27.01.2006) sehr 

dicht zusammen. Je nach Beschäftigtenzahl führte dies bei den befragten Betrieben zu Liquiditäts-

einbußen, teilweise in Millionenhöhe. Außerdem mussten Unternehmen bis zur Anpassung am 

26.09.2006 die Beiträge und die Korrekturen separat voneinander verbuchen, da die Ausgleichs-

zahlungen jeweils zu Beginn des Folgemonats vorzunehmen waren. Seit August 2006 kann dieser 

Ausgleich jedoch über die Beitragszahlung im Folgemonat erfolgen, wodurch der zusätzliche Ver-

waltungsaufwand deutlich verringert wurde. Nach wie vor handelt es sich jedoch bei der Zahlung 

im Bezugsmonat um eine Schätzung. Diese kann, je nach Branche und damit verbundener Kom-

plexität der Entgeltberechnung, von der realen Beitragshöhe stark abweichen und muss in einem 

zweiten Schritt abgeglichen und korrigiert werden. Die Belastung der unterschiedlichen Unterneh-

men orientiert sich vornehmlich an der Art von Verwaltungssoftware, die jeweils genutzt wird. Die 

meisten Befragten, die sich durch die Vorschrift wenig belastet sahen, gaben an, dass sowohl die 

Schätzung als auch die Beitragszahlung und ihre Korrektur über ein entsprechendes Programm 

automatisch vorgenommen werden. Befragte, die sich stärker belastet fühlten, haben entweder 

nicht die technischen Voraussetzungen und/oder betätigen sich in Branchen, in denen nach Stun-

den abgerechnet wird. Beides trifft insbesondere auf KMU im Baugewerbe zu, die im Rahmen der 

geführten Interviews angaben, sich an dieser Stelle übermäßig belastet zu fühlen. In Unternehmen 

ohne eine entsprechende Software entstanden außerdem zusätzliche externe Kosten, da die ent-

sprechende Verwaltungsarbeit an externe Dienstleister abgegeben wurde. Dies betrifft erneut vor-

rangig KMU, da diese in den meisten Fällen weder die Software noch eine spezialisierte interne 

Abteilung vorhalten können. Zudem wurde von KMU als weitere Ursache für die Belastung auch 

ein Vertretungsproblem angegeben. Wenn die Bearbeitung nicht durch einen externen Dienstleis-

ter, sondern intern erfolgt, so gibt es in der Regel nur eine entsprechend ausgebildete Person im 

KMU, die die Bearbeitung vornehmen kann. Ist diese krank oder in Urlaub, ergibt sich häufig ein 

Vertretungsproblem. Aufgrund der Häufigkeit, mit der die Bearbeitung der Sozialversicherungsbei-

träge zu erfolgen hat, ergibt sich hier für einige KMU ein organisatorisches Problem. Die Liquidi-
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tätseinbußen wiederum wurden insbesondere von großen Unternehmen als belastend angegeben. 

Dies liegt an der absoluten Summe der entsprechenden Belastung, die insbesondere in personalin-

tensiven Branchen sehr hoch ausfiel. 
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Fallstudie 3: Umsatzsteuervoranmeldung 

Rechtsanalyse 

Pflicht zur Umsatzsteuervoranmeldung nach § 18 Umsatzsteuergesetz 

Für alle Unternehmer im Sinne des § 2 UStG (Umsatzsteuergesetz), also diejenigen, die eine ge-

werbliche oder berufliche Tätigkeit selbstständig ausüben, besteht nach § 18 UStG die Verpflich-

tung, monatlich bzw. vierteljährlich die bereits angefallene Umsatzsteuer an das Finanzamt zu 

melden und abzuführen. Die im Laufe des Jahres vom Unternehmen geleisteten Zahlungen wer-

den dann im Rahmen der Umsatzsteuererklärung, die zum Ende jedes Kalenderjahres zu erstellen 

ist, angerechnet. Formell geschieht dies in der Regel über das System ELSTER (Elektronische 

Steuererklärung). Ob die Voranmeldungen monatlich oder vierteljährlich zu erfolgen haben, richtet 

sich nach der Umsatzsteuerzahllast des Vorjahres und wird vom Finanzamt festgelegt. 

Beträgt diese zwischen 1.000,01 EUR und 7.500,00 EUR, ist die Umsatzsteuervoranmeldung vier-

teljährlich abzugeben; übersteigt die Zahllast diese Grenze, ist die Umsatzsteuervoranmeldung 

monatlich zu erstellen. Bleibt die Vorjahres-Umsatzsteuerzahllast unter 1.000 EUR, kann das Fi-

nanzamt das Unternehmen ab dem dritten Kalenderjahr von der Verpflichtung zur Abgabe der Vo-

ranmeldungen und Entrichtung der Vorauszahlungen befreien. Neu gegründete Unternehmen sind 

innerhalb der ersten beiden Jahre nach Gründung immer verpflichtet, monatliche Voranmeldungen 

abzugeben. Wird durch die vom Unternehmen geleisteten Zahlungen ein Vorsteuerguthaben von 

mehr als 7.500 EUR aufgebaut, können freiwillig monatliche Voranmeldungen abgegeben werden, 

ansonsten ist der Abgabezeitraum nicht frei wählbar. 

Ändert sich der Abgabezeitraum, wird dem Unternehmen dies vom Finanzamt mitgeteilt. Was die 

Abgabefrist betrifft, so ist die Voranmeldung bis zum 10. Tag nach Ablauf des Voranmeldungszeit-

raums beim zuständigen Finanzamt einzureichen. Das Unternehmen kann beim Finanzamt eine 

Dauerfristverlängerung beantragen, die zur Folge hat, dass sich die Frist für sämtliche, dem Antrag 

folgende Umsatzsteuervoranmeldungen, um jeweils 1 Monat verlängert. Der Antrag ist nicht zu be-

gründen und die Fristverlängerung wird in der Regel auch vom Finanzamt genehmigt. In diesem 

Fall hat das Unternehmen eine Sondervorauszahlung in Höhe von 1/11 der Summe der Voraus-

zahlungen des Vorjahres zu leisten; bei neu gegründeten Unternehmen richtet sich die Höhe nach 

den voraussichtlichen Umsätzen. Ist das Unternehmen zur vierteljährlichen Voranmeldung ver-

pflichtet, ist ebenfalls eine Dauerfristverlängerung möglich. Hier ist, anders als bei der Dauerfrist-

verlängerung bei monatlicher Abgabepflicht, eine Sondervorauszahlung seitens des Unternehmens 

nicht erforderlich. 

Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung ist, das Zahlungsausfallrisiko für den Staat zu minimie-

ren. Des Weiteren erlangt der Staat durch dieses Verfahren einen Zinsvorteil. Das Unternehmen 
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soll bei dieser Regelung davon profitieren, dass sich seine Umsatzsteuerlast gleichmäßiger über 

das Jahr verteilt, statt ggf. Zahlungsschwierigkeiten zum Ende des Kalenderjahres zu verursachen. 

Des Weiteren besteht für das Unternehmen die Möglichkeit, bei der Umsatzsteuervoranmeldung 

seine in den Eingangsrechnungen enthaltenen Vorsteuerbeträge (Umsatzsteuer aus Sicht des zah-

lenden Unternehmens) anzugeben bzw. beim Finanzamt geltend zu machen. Im Falle einer Vor-

steuererstattung kommt ihm bei dieser Saldierung der Steuerbeträge dann ein Zinsvorteil zugute. 

Besteuerung der Kleinunternehmer nach § 19 Umsatzsteuergesetz 

Die Kleinunternehmerregelung des § 19 Abs. 1 UStG sieht die Befreiung von der Umsatzsteuer-

pflicht vor, wenn die Unternehmensumsätze des vergangenen Jahres 17.500 EUR nicht überstie-

gen haben und im jeweiligen Kalenderjahr voraussichtlich 50.000 EUR nicht übersteigen werden. 

Existenzgründer müssen ihren Umsatz für das Gründungsjahr sowie für das darauffolgende Wirt-

schaftsjahr ggf. schätzen und gegenüber dem Finanzamt glaubhaft machen. Überschreitet der 

Umsatz voraussichtlich 17.500 EUR, scheidet die Anwendung der Kleinunternehmerregelung von 

vornherein aus. Liegt der Umsatz im Gründungsjahr über 17.500 EUR, darf die Kleinunternehmer-

regelung im folgenden Wirtschaftsjahr nicht mehr in Anspruch genommen werden. Das gleiche gilt, 

wenn im Folgejahr der Jahresumsatz 50.000 EUR voraussichtlich überschreiten wird. 

Als Ausnahmeregelung zu § 18 UStG soll die Kleinunternehmerregelung des § 19 UStG kleine Un-

ternehmen sowie Unternehmen in der Start- und Gründungsphase entlasten. Die gesetzliche Inten-

tion dabei ist, dem Unternehmen – bis zum Erreichen bestimmter Umsatzgrenzen – zusätzliche 

Aufwendungen für Bürokratie und auch finanzielle Belastungen für das Erstellen von Voranmel-

dungen, Umsatzsteuererklärungen etc. zu ersparen. Auf diese Weise soll ein Beitrag zur positiven 

Unternehmensentwicklung geleistet werden. 

Des Weiteren haben durch diese Regelung Unternehmen einen geringen Wettbewerbsvorteil, de-

ren Kunden nicht vorsteuerabzugsberechtigt sind, denn ggf. ist es dem Unternehmen möglich, die 

Ersparnis durch die Nichtabführung der Umsatzsteuer an den Kunden weiterzugeben und entspre-

chend günstiger anzubieten. 

Dem Gesetzgeber steht hier ein Handlungsspielraum zur Verfügung. Eine Änderung bzw. Verein-

fachung der §§ 18, 19 UStG durch den Bundesgesetzgeber ist ohne weiteres möglich, auch unter 

dem Gesichtspunkt der Systemkonformität und den Grundprinzipien des Besteuerungssystems. 

Lediglich höherrangiges Recht ist zu beachten, insbesondere europäisches Sekundärrecht, z. B. im 

Falle der Anhebung der Umsatzgrenze der Kleinunternehmerregelung. 
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Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Im Rahmen der Fallstudie zur Umsatzsteuervoranmeldung lag der Fokus auf 

den Sonderregelungen für Existenzgründungen und Kleinunternehmen in diesem Bereich. Unter-

nehmen sind von der Umsatzsteuerpflicht befreit, wenn die Unternehmensumsätze des vergange-

nen Jahres 17.500 EUR nicht überstiegen haben und im jeweiligen Kalenderjahr voraussichtlich 

50.000 EUR nicht übersteigen werden. Existenzgründer müssen ihren Umsatz für das Gründungs-

jahr sowie für das darauffolgende Wirtschaftsjahr ggf. schätzen und gegenüber dem Finanzamt 

glaubhaft machen. Erst wenn diese Grenzen überschritten werden, müssen Unternehmen monat-

lich bzw. vierteljährlich die bereits angefallene Umsatzsteuer an das Finanzamt melden und abfüh-

ren. Ob die Voranmeldung monatlich oder vierteljährlich zu erfolgen hat, richtet sich nach der Um-

satzsteuerzahllast des Vorjahres und wird vom Finanzamt festgelegt. Beträgt diese zwischen 

1000,01 EUR und 7.500,00 EUR, ist die Umsatzsteuervoranmeldung vierteljährlich abzugeben, 

übersteigt die Zahllast diese Grenze, ist die Umsatzsteuervoranmeldung monatlich zu erstellen. 

Bleibt die Vorjahres-Umsatzsteuerzahllast unter 1.000 EUR, kann das Finanzamt das Unterneh-

men ab dem dritten Kalenderjahr von der Verpflichtung zur Abgabe der Voranmeldungen und Ent-

richtung der Vorauszahlungen befreien. Neu gegründete Unternehmen sind innerhalb der ersten 

beiden Jahre nach Gründung immer verpflichtet, monatliche Voranmeldungen abzugeben. Wird 

durch die vom Unternehmen geleisteten Zahlungen ein Vorsteuerguthaben von mehr als 

7.500 EUR aufgebaut, kann das Unternehmen freiwillig monatliche Voranmeldungen abgeben, an-

sonsten ist der Abgabezeitraum nicht frei wählbar. Die im Laufe des Jahres vom Unternehmen ge-

leisteten Zahlungen werden im Rahmen der Umsatzsteuererklärung, die zum Ende jedes Kalender-

jahres zu erstellen ist, angerechnet. 

Befragte: Da sich in dieser Fallstudie ausschließlich auf Unternehmen konzentriert wurde, die unter 

die Ausnahmeregelungen der §§ 18 und 19 UStG fallen oder fielen, wurden nur Kleinunternehmen 

befragt. Die Befragten kamen ausschließlich aus dem Handel, waren überwiegend Existenzgründer 

und fielen entweder noch unter die Ausnahmeregelungen oder taten dies bis vor kurzem. 

Ergebnisse: Unternehmen, die unter den § 19 UStG fallen, müssen als einzigen Arbeitsschritt zur 

Umsatzsteuervoranmeldung, beziehungsweise zur Befreiung von dieser, gegenüber dem Finanz-

amt die entsprechende Umsatzhöhe des Vorjahres nachweisen. Die befragten Unternehmen schil-

derten dies als weitgehend problemlos, da die entsprechenden Werte und Nachweise im Rahmen 

der regulären Buchführung ohnehin anfallen. Der Vorteil der Befreiung von der Umsatzsteuerpflicht 

überwiege des Weiteren deutlich den geringen Aufwand der Übertragung dieser Daten an das Fi-

nanzamt. Die befragten Unternehmen, die vor kurzem die Schwelle des § 19 UStG überschritten 

hatten, benannten den hierdurch entstehenden Mehraufwand als deutlich spürbar. Insbesondere 

der Umgang mit dem Online-Tool ELSTER wurde als wenig intuitiv beschrieben. Mehrere Befragte 

schilderten, dass sie zur korrekten Anwendung professionelle Hilfe benötigten oder hierzu selbst 
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nur in der Lage waren, da sie entsprechende Vorkenntnisse besaßen. In Bezug auf die Belastung 

durch monatliche oder vierteljährliche Voranmeldungen gaben die Unternehmensvertreter an, dass 

der zusätzliche Aufwand für eine monatliche Abrechnung nur minimal sei. Die notwendigen Daten 

lägen aufgrund der regulären Buchführung ohnehin vor. Teilweise wurde der so verstärkte Zwang 

zu einer gründlichen und pünktlichen Buchführung sogar positiv bewertet. Von KMU wurde in die-

sem Zusammenhang jedoch kritisch beurteilt, dass es bei häufigeren Abrechnungen auch leichter 

zu Vertretungsproblemen käme. Häufig ist in kleinen Betrieben nur eine Person im Umgang mit der 

Buchführungssoftware geschult. Fällt diese zum Zeitpunkt der Abrechnung aus, ist das Unterneh-

men nicht in der Lage seinen Verpflichtungen nachzukommen. Je häufiger diese Abrechnungen 

vorzunehmen sind, desto größer ist das Risiko einer Überschneidung mit einem Ausfallzeitraum. 

Teilweise waren die befragten Unternehmen erst einige Monate am Markt und beschäftigten noch 

keine externe Steuerberatung. In diesen Fällen ist die Vertretungsproblematik von besonderer Re-

levanz. 

Durch die Regelung des § 19 Abs. 1 UStG soll die Belastung kleinerer Unternehmen, absolut ge-

sehen, verringert werden. Durch die Freistellung dieser Unternehmen von der Umsatzsteuer ent-

steht diesen weniger Verwaltungsaufwand. Die befragten Unternehmensvertreter äußerten sich zu 

dieser Ausnahmeregelung durchweg positiv und schilderten, dass diese die Situation von Klein-

stunternehmen deutlich verbessere. 
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Fallstudie 4: Einwegflaschenpfand 

Rechtsanalyse 

§ 9 Verordnung über die Vermeidung und Verwertung von Verpackungsabfällen 

Mit Hilfe der allgemeinen Regelungen der Verordnung über die Vermeidung und Verwertung von 

Verpackungsabfällen (VerpackV) und der speziell auf Getränkeverpackungen ausgerichteten Pa-

ragraphen soll der Kreislauf für (ökologisch nachteilige) Einweggetränkeverpackungen mittels 

Rücknahme- und Pfandpflichten geschlossen werden. 

Weist eine Verpackung die Merkmale einer Einweggetränkeverpackung auf, unterliegt sie den 

Bestimmungen des § 9 VerpackV. Dieser regelt die Pfanderhebungs- und Rücknahmepflichten für 

Einweggetränkeverpackungen. 

Für Einweggetränkeverpackungen besteht eine Pfanderhebungspflicht, die von dem Füllvolumen, 

der gesamtökologischen Auswirkung und dem enthaltenen Getränk abhängig ist. Die Pfandhöhe 

beträgt mindestens 0,25 EUR pro Verpackung. Des Weiteren besteht eine sog. Kennzeichnungs-

pflicht, derzufolge die Vertreiber verpflichtet sind, die von ihnen vertriebenen pfandpflichtigen Ein-

weggetränkeverpackungen mit einer deutlich lesbaren Kennzeichnung zu versehen, die die Verpa-

ckung gut sichtbar als pfandpflichtig ausweist. (Die Kennzeichnung besteht aus der Pfandkenn-

zeichnung nach DPG, aus einer Artikelnummer (EAN) sowie einer international gültigen Artikeliden-

tifikationsnummer, der globalen Artikelidentnummer (GTIN)). Die Beteiligung an einem bundeswei-

ten Einwegpfandsystem, das den Ausgleich von Pfanderstattungsansprüchen zwischen den Sys-

temteilnehmern regelt, ist ebenfalls vorgeschrieben. Zuwiderhandlungen gegen die Pfanderhe-

bungs- und Kennzeichnungspflichten sowie Verweigerungen, sich an einem bundesweiten Pfand-

system zu beteiligen, werden als Ordnungswidrigkeiten behandelt und können von den zuständi-

gen Behörden der Bundesländer mit einem Bußgeld belegt werden. 

Daneben ist die Rücknahmepflicht zu nennen, derzufolge Vertreiber von Einweggetränkeverpa-

ckungen verpflichtet sind, diese nach Gebrauch von den Endverbrauchern zurückzunehmen. Als 

Bedingung für die Rücknahmepflicht gilt bei pfandpflichtigen Einweggetränkeverpackungen (anders 

als bei den nichtpfandpflichtigen Verpackungen) nicht das Kriterium der Sortimentszugehörigkeit. 

Bei pfandpflichtigen Einweggetränkeverpackungen ist es vielmehr so, dass die Vertreiber diese in 

gebrauchtem und restentleertem Zustand unentgeltlich zurücknehmen müssen, gleichgültig, ob 

diese oder zumindest ähnliche Verpackungen im Sortiment geführt werden oder nicht. Entschei-

dend ist lediglich, welche Verpackungsmaterialarten er in Verkehr bringt. Vertreiber müssen, unab-

hängig von Art, Form, Größe, Marke und Getränkeart, alle pfandpflichtigen Einweggetränkeverpa-

ckungen aus den Materialarten zurücknehmen, die sie selber verkaufen (die VerpackV unterschei-

det die Materialien Glas, Metall, Papier/Pappe/Karton und Kunststoff). Eine Ausnahme stellen bei 
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der Rücknahme nach Materialart die Einzelhändler mit einer Ladenfläche von weniger als 200 m2 

dar. Sie können die Rücknahme auf die Verpackungen jener Marken beschränken, die sie selbst 

anbieten. 

Für alle zurückgenommenen pfandpflichtigen Einweggetränkeverpackungen muss der Vertreiber 

dem Konsumenten das gezahlte Pfand erstatten (Pfanderstattungspflicht). Die Pfandauszahlung 

erfolgt bei der Rücknahme der Verpackung. Auch bei der Rücknahme- und Pfanderstattungspflicht 

kann ein Nichtbefolgen dieser Pflichten durch den Vertreiber eine ordnungswidrige Handlung dar-

stellen. Zu den Ordnungswidrigkeiten zählt gemäß § 15 Nr. 26 VerpackV, wenn ein Vertreiber vor-

sätzlich oder fahrlässig das Pfand nicht rechtzeitig, d. h. bei der Rücknahme der Verpackung, er-

stattet. Außerdem liegt gemäß § 15 Nr. 28 VerpackV eine Ordnungswidrigkeit vor, wenn der Ver-

treiber ein Pfand vorsätzlich oder fahrlässig erstattet, obwohl er keine Verpackung zurückgenom-

men hat. 

Sinn und Zweck dieser Verordnung ist es, die Auswirkungen von Abfällen aus Verpackungen auf 

die Umwelt zu vermeiden oder zu verringern. Die VerpackV soll das Marktverhalten der durch die 

Verordnung Verpflichteten so regeln, dass diese abfallwirtschaftlichen Ziele erreicht und gleichzei-

tig die Marktteilnehmer vor unlauterem Wettbewerb geschützt werden. 

Die letzte Anpassung der Einwegpfandregelungen wurde mit der 5. Verordnung zur Änderung der 

Verpackungsverordnung vom 02. April 2008 vorgenommen. 

Die Pflicht für jeden (nicht zu kleinen) Vertreiber, alle pfandpflichtigen Getränkeverpackungen aus 

solchen Materialien zurücknehmen zu müssen, aus denen auch die von ihm verkauften Geträn-

keverpackungen bestehen, wurde bereits mit der 3. Änderungsverordnung eingeführt und führte 

zur Unterbindung der bis dahin entstandenen konsumentenunfreundlichen und EU-rechtswidrigen 

Insellösungen, die besonders Discounter mit den speziellen Verpackungen ihrer Eigenmarken ge-

schaffen hatten. 

Die Verpackungsverordnung wurde seitens der Bundesregierung am 21.08.1998 erlassen und 

zwar auf Grundlage des § 6 Abs. 1 Satz 4, des § 23 Nr. 1, 2 und 6, des § 24 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 4 

und Abs. 2 Nr. 1 und des § 57, jeweils in Verbindung mit § 59, sowie des § 7 Abs. 1 Nr. 3 und des 

§ 12 Abs. 1 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (Ermächtigungsnormen). Mit dieser Ver-

ordnung wird die Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. De-

zember 1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle (ABl. EG Nr. L 365 S. 10) umgesetzt. 
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Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Hintergrund dieser Fallstudie sind die Pfanderhebungs- und Rücknahmepflich-

ten von Einweggetränkeverpackungen. Diese dienen der Vermeidung und Verwertung von ökolo-

gisch nachteiligen Einweggetränkeverpackungen und zum Schutz der vorteilhaften Mehrwegge-

tränkeverpackungen. Vertreiber von Einweggetränkeverpackungen sind verpflichtet, sich an einem 

Pfandsystem zu beteiligen. Sie müssen alle pfandpflichtigen Einweggetränkeverpackungen aus 

den Materialarten zurückzunehmen, die sie selbst verkaufen. Einzige Ausnahme sind Händler mit 

einer Ladenfläche von weniger als 200 m2, die sich auf die Rücknahme von Verpackungen jener 

Marken, die sie selbst anbieten, beschränken können. 

Befragte: Im Rahmen dieser Fallstudie wurden Interviews mit Unternehmensvertretungen des 

Handels geführt. Es konnten Kleinst- und Kleinunternehmen und ein Großunternehmen als Ge-

sprächspartner gewonnen werden. 

Ergebnisse: In den Unternehmen ist die Umsetzung der genannten Vorschrift mit einem finanziel-

len, zeitlichen und logistischen Aufwand verbunden. Zum einen müssen die Unternehmen entwe-

der in einen Automaten investieren oder die Pfandflaschen händisch aufnehmen. Die Unterneh-

mensgröße ist für den Aufwand und die damit verbundene Belastung im Unternehmen entschei-

dend. Für kleine Unternehmen lohnt sich die Investition in einen Automaten in der Regel nicht. So-

mit nehmen diese Unternehmen den zusätzlichen Aufwand der händischen Aufnahme in Kauf. 

Durch die Entscheidung, keine Einweggetränkeflaschen zu führen, umgeht ein befragtes Kleinun-

ternehmen die Rücknahmepflichten sogar vollständig. Für die zurückgenommenen Pfandflaschen 

wird eine Lagerfläche benötigt, die nicht zu unterschätzen ist. Ein befragtes Kleinstunternehmen 

hat kein eigenes Leergutzimmer und kann somit die Pfandflaschen maximal 1 Tag lagern. Gegen 

eine Gebühr übernimmt die Zentrale eines befragten genossenschaftlichen Verbundes von selbst-

ständigen Einzelhändlern die Rücknahme der Pfandflaschen und den Weiterverkauf an die Weiter-

verwertungswerke. In anderen Fällen sind die Unternehmen selbst verpflichtet die Pfandflaschen 

einem Verwertungswerk zuzuführen. Hier schätzt ein befragter Kleinstunternehmer den Zeitauf-

wand für die Aufnahme und Weiterführung auf 1 Stunde pro Tag. Die Kosten, die dabei entstehen 

(z. B. Fahrtkosten zum Zählwerk), muss der Einzelhändler selbst tragen.  

Festzustellen ist, dass die Vorschrift für Kleinst- und Kleinunternehmen eine größere Belastung 

darstellt als für Großunternehmen. Kleine Unternehmen können sich in der Regel seltener die Kos-

ten, die durch die Inanspruchnahme einer externen Dienstleistung entstehen, leisten. Vor allem die 

Liquidität der Einzelhändler ist durch die Vorschrift betroffen, da laut Aussage des genossenschaft-

lichen Verbundes häufig mehrere Wochen für die Rückerstattung des Pfandgeldes benötigt wer-
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den150. Die Ausnahmeregelung für Unternehmen mit einer Ladenfläche von weniger als 200 m2 

wird begrüßt, da die Vorschrift sonst nicht realisierbar wäre. 

Die VerpackV sieht, wie beschrieben, eine Ausnahmeregelung für Handelsbetriebe mit einer La-

denfläche von weniger als 200 m2 vor. Diese Regelung soll dazu dienen, die absolute Belastung 

von KMU zu verringern. Die befragten Unternehmen, die unter diese Ausnahmeregelung fallen, 

schilderten diese als notwendig für den Fortbestand ihres Betriebes. Diese Kleinstunternehmen 

besaßen abseits der Ladenfläche kaum genügend Lagerfläche, um den bestehenden Verpflichtun-

gen aus der VerpackV nachzukommen und wären nicht in der Lage gewesen, weitergehenden Be-

lastungen zu entsprechen. 

 

                                                           

150  Nicht Bestandteil der Fallstudien war es zu untersuchen, inwiefern durch den sogenannten „Pfandschlupf“-

Unternehmen ggf. auch Vorteile entstehen. 
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Fallstudie 5: Lohnsteuerjahresausgleich 

Rechtsanalyse 

§ 42b Einkommenssteuergesetz 

Der Arbeitgeber ist gem. § 42b Einkommenssteuergesetz (EStG) berechtigt, seinen Beschäftigten 

die für das Ausgleichsjahr einbehaltene Lohnsteuer insoweit zu erstatten, als sie die auf den Jah-

resarbeitslohn entfallende Jahreslohnsteuer übersteigt (Lohnsteuerjahresausgleich). 

Dabei ist die Jahreslohnsteuer nach § 42b Abs. 2 Satz 1–3 EStG zu ermitteln und der Lohnsteuer, 

die von dem Jahresarbeitslohn erhoben worden ist, gegenüberzustellen. Übersteigt die ermittelte 

Jahreslohnsteuer die erhobene Lohnsteuer, ist der Unterschiedsbetrag die Lohnsteuer, die für den 

letzten Lohnzahlungszeitraum des Ausgleichsjahres einzubehalten ist. Übersteigt die erhobene 

Lohnsteuer die ermittelte Jahreslohnsteuer, ist der Unterschiedsbetrag den Beschäftigten zu erstat-

ten. Das Unternehmen darf den Jahresausgleich mit der Ermittlung der Lohnsteuer für den letzten 

im Ausgleichsjahr endenden Lohnzahlungszeitraum zusammenfassen. 

Das Unternehmen ist zur Durchführung des Lohnsteuerjahresausgleichs verpflichtet, wenn es am 

31. Dezember des Ausgleichsjahres mindestens 10 Beschäftigte hat. Bei weniger als 10 Beschäf-

tigten ist es dazu berechtigt, nicht aber verpflichtet. Voraussetzung ist, dass die Beschäftigten un-

beschränkt einkommensteuerpflichtig sind und sie während des Ausgleichsjahres ständig in einem 

Dienstverhältnis gestanden haben bzw. dass die Beschäftigten am 31. Dezember des Ausgleichs-

jahres in Diensten des Unternehmens stehen oder zu diesem Zeitpunkt von ihm Arbeitslohn aus 

einem früheren Dienstverhältnis beziehen. Des Weiteren darf in bestimmten Fällen der Lohnsteu-

erausgleich nicht durchgeführt werden, z. B. wenn der Beschäftigte dies beantragt, aber für das 

Ausgleichsjahr oder für einen Teil des Ausgleichsjahres nach den Steuerklassen V oder VI zu be-

steuern war oder bei der Lohnsteuerberechnung ein Freibetrag oder Hinzurechnungsbetrag zu be-

rücksichtigen war, vgl. dazu die abschließende Aufzählung in § 42b Abs. 1 Satz 3 Nr. 1–6 EStG. 

Führt das Unternehmen den Lohnsteuerjahresausgleich durch, ist dies im Lohnkonto und auf der 

Lohnsteuerkarte zu vermerken, vgl. § 42b Abs. 4 EStG. 

Mit der Durchführung des Lohnsteuerjahresausgleichs am Ende des laufenden Kalenderjahres 

(zusammen mit der Lohnabrechnung für Dezember) sollen die während des Jahres eventuell auf-

getretenen Abgabespitzen einzelner Monate durch Änderung des Betrachtungszeitraums auf das 

gesamte Kalenderjahr abgeschwächt werden. 

Bei der vorliegenden steuerrechtlichen Regelung handelt es sich um Bundesrecht. 
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Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Der Lohnsteuerjahresausgleich dient dazu, Abgabenspitzen unterschiedlicher 

Monate auf die Lohnsteuer des Jahres umzulegen und somit abzuschwächen. Das Unternehmen 

ist dazu berechtigt, seinen Beschäftigten die für das Ausgleichsjahr einbehaltene Lohnsteuer inso-

weit zu erstatten, als sie die auf den Jahresarbeitslohn entfallende Jahreslohnsteuer übersteigt 

(Lohnsteuerjahresausgleich). Übersteigt die Jahreslohnsteuer die Summe der erhobenen Lohn-

steuer, ist der Unterschiedsbetrag die Lohnsteuer, die für den letzten Lohnzahlungszeitraum des 

Ausgleichsjahres einzubehalten ist. Übersteigt die erhobene Lohnsteuer die ermittelte Jahreslohn-

steuer, ist der Unterschiedsbetrag dem Beschäftigten zu erstatten. Das Unternehmen darf den Jah-

resausgleich mit der Ermittlung der Lohnsteuer für den letzten im Ausgleichsjahr endenden Lohn-

zahlungszeitraum zusammenfassen. 

Befragte: Da diese Regelung nicht branchenspezifisch ist, wurden Unternehmen aus unterschiedli-

chen Branchen befragt. KMU sowie Großunternehmen aus den Branchen Baugewerbe, Unterneh-

mensnahe Dienstleistungen und Handwerk zählten ebenso zu den Befragten wie KMU aus dem 

Produzierenden Gewerbe und dem Handel. 

Ergebnisse: Grundsätzlich lassen sich die Unternehmen anhand der durch diese Regelung ange-

stoßenen Prozesse in zwei branchenübergreifende Gruppen ausdifferenzieren. Große Unterneh-

men beschäftigen eine eigene Lohnbuchhaltung. Diese wiederum nimmt den Lohnsteuerjahres-

ausgleich mit Hilfe einer Verwaltungssoftware vor. Im Rahmen dieser IT-Lösungen wurde die Be-

rechnung und Verwaltung dieses Ausgleichs als unproblematisch und als „durch einen Knopfdruck 

zu erledigen“ beschrieben. Alle befragten kleinen Unternehmen wiederum gaben an, die Lohn-

buchhaltung an externe Dienstleistungsunternehmen ausgelagert zu haben. Diese erheben eine 

jährliche Pauschale für ihre Leistungen, weshalb der zusätzliche Aufwand durch diese spezielle 

Regelung nicht beziffert werden konnte. Durch die Nutzung Externer wurde der Aufwand insgesamt 

aber als gering eingestuft, da diese ebenfalls entsprechende Verwaltungssoftware vorhalten, wel-

che in kleinen Unternehmen sonst nicht üblich sei. 
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Fallstudie 6: Rundfunkbeitrag 

Rechtsanalyse 

§ 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag 

Der Rundfunkbeitrag wird seit 1. Januar 2013 nicht mehr geräteabhängig erhoben, sondern erfolgt 

nun im nichtprivaten Bereich pro Betriebsstätte, gestaffelt nach der Zahl der sozialversicherungs-

pflichtigen Beschäftigten. Der Rundfunkbeitrag beträgt gem. § 5 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag für 

Unternehmen   

» mit keinem oder bis 8 Beschäftigten ein Drittel des Rundfunkbeitrags, 

» mit 9 bis 19 Beschäftigten 1 Rundfunkbeitrag, 

» mit 20 bis 49 Beschäftigten 2 Rundfunkbeiträge, 

» mit 50 bis 249 Beschäftigten 5 Rundfunkbeiträge, 

» mit 250 bis 499 Beschäftigten 10 Rundfunkbeiträge, 

» mit 500 bis 999 Beschäftigten 20 Rundfunkbeiträge, 

» mit 1.000 bis 4.999 Beschäftigten 40 Rundfunkbeiträge, 

» mit 5.000 bis 9.999 Beschäftigten 80 Rundfunkbeiträge, 

» mit 10.000 bis 19.999 Beschäftigten 120 Rundfunkbeiträge und 

» mit 20.000 oder mehr Beschäftigten 180 Rundfunkbeiträge. 

Für gewerblich genutzte Kraftfahrzeuge gilt nach § 2 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 Rundfunkbeitragsstaats-

vertrag folgende Regelung: 1 Kraftfahrzeug pro Betriebsstätte ist beitragsfrei, jedes weitere wird mit 

einem Drittelbetrag des Rundfunkbeitrags (5,99 EUR) veranschlagt. 

Ziel bei der Erarbeitung des neuen Rundfunkfinanzierungsmodells war, dass die Beteiligung des 

privaten und des nichtprivaten Bereichs am Rundfunkbeitragsaufkommen gleich bleiben sollte. An 

dieser Zielgröße orientieren sich die Regelungen für Wirtschaftsunternehmen im 15. Rundfunkän-

derungsstaatsvertrag (15. RÄStV). Die grundsätzliche Einbeziehung von Kfz wurde als notwendig 

angesehen, um den bisherigen Umfang der Beteiligung der Wirtschaft in Höhe von ca. 8 % zu er-

reichen. Die Freistellung des ersten Kfz pro Betriebsstätte soll dabei der Entlastung kleiner Unter-

nehmen dienen. 

Der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag ist ein Staatsvertrag der Länder, unterliegt somit nicht der Ge-

setzgebungskompetenz des Bundes. 
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Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Bei der Fallstudie zum Rundfunkbeitrag lag der Schwerpunkt der Untersuchung 

auf der Neuregelung der Beitragsbemessung für gewerblich genutzte Kraftfahrzeuge. Diese sieht 

vor, dass 1 Kraftfahrzeug pro Betriebsstätte beitragsfrei ist und jedes weitere mit einem Drittelbe-

trag des Rundfunkbeitrags (also 5,99 EUR) veranschlagt wird. Begründet wurde die Einbeziehung 

gewerblich genutzter Kfz damit, dass der bisherige Umfang der Beteiligung der Wirtschaft am 

Rundfunkbeitragsaufkommen in Höhe von ca. 8 % erreicht werden sollte. 

Befragte: Da diese Regelung grundsätzlich auf Unternehmen mit gewerblich genutzten Kfz zutrifft, 

wurden entsprechende KMU und Großunternehmen der Branchen Baugewerbe und Unterneh-

mensnahe Dienstleistungen interviewt. Zusätzlich konnten KMU aus dem Produzierenden Gewer-

be und dem Handwerk befragt werden. 

Ergebnisse: Die meisten Befragten gaben an, dass die Verwaltung der Rundfunkbeiträge für sie 

einfacher geworden sei, da die Berechnungsgrundlage weniger kompliziert ist als vor der Ände-

rung. Nur 1 Gesprächspartner gab an, dass die Umstellung zu einem Mehraufwand in der Verwal-

tung geführt habe, konnte diesen aber nicht beziffern. Die finanzielle Belastung wurde jedoch in 

beinahe allen Fällen als erhöht, teilweise sogar deutlich erhöht, angegeben. Ein Unternehmensver-

treter gab an, vor der Novellierung monatlich 138 EUR und seit 2013 1.509 EUR im Monat zahlen 

zu müssen. Ein anderer Gesprächspartner gab an, dass seine Kosten sich um 50 % erhöht hätten. 

Keiner der Befragten gab jedoch an, dass die Kostensteigerung seine Wettbewerbs- oder Investiti-

onsfähigkeit merklich beeinflussen würde. Die meisten Befragten beschreiben insbesondere das 

Gefühl, Kosten ohne Gegenleistung zu haben, als belastend. Teilweise seien Rundfunkempfänger 

in den gewerblich genutzten Kfz absichtlich demontiert worden, damit die Beschäftigten während 

der Arbeit nicht abgelenkt würden. Die Gebühr werde für diese Fahrzeuge trotzdem erhoben. 
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Fallstudie 7: Umweltzonen 

Rechtsanalyse 

35. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes 

Die 35. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (35. BImSchV) bzw. 

die Verordnung zum Erlass und zur Änderung von Vorschriften über die Kennzeichnung emissions-

armer Kraftfahrzeuge schafft seit 1. März 2007 die Voraussetzungen für die Einführung von Um-

weltzonen mit emissionsabhängigen Fahrverboten durch die zuständigen Behörden der Länder, 

wenn die Schadstoffgrenzwerte überschritten werden und der Verkehr eine wichtige Ursache ist. 

Die 35. BImSchV regelt insbesondere die Einordnung von Fahrzeugen, sowohl Pkw als auch Lkw, 

in 4 Schadstoffgruppen sowie die Ausnahmen, die Form und die Zuteilung von Plaketten ent-

sprechend der Schadstoffgruppe. Auf Grundlage dieser Verordnung sind die Umweltzonen bei den 

Städten und Kommunen eingerichtet worden. Als Beispiel sei die Stadt Berlin genannt. Dort wurde 

ein Verkehrsverbot im Innenstadtbereich eingeführt. Hier dürfen seit Januar 2010 nur noch Kfz fah-

ren, die eine grüne Plakette erhalten haben. Ein Befahren der „Umweltzone“ ohne Plakette kann 

mit einem Bußgeld von 40 EUR und einem Punkt im Verkehrszentralregister geahndet werden. 

Ausnahmen sind in Anhang 3 zu § 2 Abs. 3 der Verordnung geregelt und betreffen dort aufgezählte 

Maschinen, Geräte und Kfz wie z. B. mobile Maschinen und Geräte, Arbeitsmaschinen, Land- und 

forstwirtschaftliche Zugmaschinen, zwei- und dreirädrige Kraftfahrzeuge etc. Im Einzelfall können 

durch die zuständigen Straßenverkehrsbehörden in den Ländern Ausnahmen zum Fahrverbot zu-

gelassen werden, vgl. § 1 Abs. 2 BImSchV. Dies ist beispielsweise für Anwohner und Gewerbetrei-

bende möglich, sofern für das Fahrzeug keine Möglichkeit der Nachrüstung besteht und es bereits 

vor der Einführung der Umweltzone auf den Halter zugelassen war. Eine solche Ausnahmerege-

lung besteht z. B. in Berlin, Köln und München. Auch wurden übergangsweise Kraftfahrzeuge be-

stimmter Gewerbetreibender von den Verkehrsverboten befreit, beispielsweise durch Erteilung ei-

nes entsprechenden Parkausweises (z. B. den sog. Handwerkerparkausweis in der Stadt Bonn: 

„Parkausweis für Handwerks- und Gewerbebetriebe im Sinne des Runderlasses III B-3-78-12/2 des 

Ministeriums für Bauen und Verkehr vom 16. April 2007“). Dieser ergibt sich aus § 40 Abs. 1 Bun-

des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG). Demnach kann die zuständige Straßenverkehrsbehörde 

den Kraftfahrzeugverkehr beschränken oder verbieten, wenn ein Luftreinhalte- oder Aktionsplan 

(nach § 47 Abs. 1 BImSchG) dies vorsieht. Dies dient dann als Maßnahme zur Einhaltung der 

Grenzwerte für Stickstoff und Feinstaub. 

Die 35. BImSchV wurde seitens der Bundesregierung am 10. Oktober 2006 auf Grundlage des 

§ 40 Abs. 3 BImSchG und verschiedener Normen des Straßenverkehrsgesetzes (Ermächtigungs-

grundlagen) erlassen. Die Bundesregierung ist zudem ermächtigt, durch Rechtsverordnung (mit 
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Zustimmung des Bundesrates) zu regeln, dass Kraftfahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schad-

stoffbelastung von Verkehrsverboten ganz oder teilweise ausgenommen sind oder ausgenommen 

werden können, sowie die hierfür maßgebenden Kriterien und die amtliche Kennzeichnung der 

Kraftfahrzeuge festzulegen. 

Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Die Einführung von 4 Schadstoffgruppen und die Zuteilung entsprechender, 

farblicher Plaketten schuf die Voraussetzungen für die Einführung von Umweltzonen. In diesen Zo-

nen bestehen emissionsabhängige Fahrverbote. Sie werden von den zuständigen Städten und 

Kommunen eingerichtet. 

Befragte: Diese Regelung betrifft ausschließlich Unternehmen, die gewerblich genutzte Kraftfahr-

zeuge in Umweltzonen nutzen. Es konnten als Gesprächspartner Vertreter großer, mittlerer und 

kleiner Unternehmen aus den Branchen Baugewerbe und Unternehmensnahe Dienstleistungen 

gewonnen werden. 

Ergebnisse: Das befragte Kleinunternehmen gab an, dass insbesondere die frühzeitige Ankündi-

gung der Regelung die Belastung verringert habe. Hierdurch war es diesem Unternehmen immer-

hin möglich, ältere Fahrzeuge rechtzeitig abzustoßen. Ein Kfz musste umgerüstet werden, und es 

mussten entsprechend Investitionen getätigt und Zeit investiert werden, um sich mit den Anforde-

rungen auseinanderzusetzen. Dementsprechend stellte die Umstellung eine Belastung für das be-

fragte kleine Unternehmen dar. Allerdings konnte für die Umrüstung staatliche Förderung in An-

spruch genommen werden, was nach Aussage des Unternehmens zumindest die finanzielle Belas-

tung verringert habe. Die Möglichkeit, für die Umrüstung Fördergelder in Anspruch nehmen zu 

können, wurde als positiv bewertet. Bei den Befragten aus mittleren und großen Unternehmen 

stellte die Einführung von Umweltzonen keine zusätzliche Belastung dar, da diese ausschließlich 

Leasingfahrzeuge nutzten. Hierdurch wurden in den großen und mittleren Unternehmen bereits vor 

der Novelle keine Fahrzeuge, die älter als 3 Jahre waren, genutzt. Entsprechend erfüllten alle Wa-

gen in großen und mittleren Unternehmen die gesetzlichen Voraussetzungen bereits vor Einfüh-

rung der neuen Regelung. 
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Fallstudie 8: Aufbewahrungspflichten 

Rechtsanalyse 

§ 147 Abgabenordnung, § 257 Abs. 1 Handelsgesetzbuch und § 14b Umsatzsteuergesetz 

Die geordnete Aufbewahrung bestimmter Geschäftsunterlagen zu abgeschlossenen Geschäftsvor-

gängen dient steuerrechtlichen und handelsrechtlichen Zwecken. Diese Regelung trifft jeden, der 

zur Buchführung verpflichtet ist, insbesondere Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuches. Die 

Aufbewahrungspflicht ist in § 147 Abgabenordnung sowie in § 257 Abs. 1 Handelsgesetzbuch ge-

regelt. Dort ist abschließend aufgezählt, welche Unterlagen wie lange aufzubewahren sind. Dane-

ben gibt es auch branchen- und anwendungsspezifische Aufbewahrungspflichten für die öffentliche 

Verwaltung, Krankenhäuser, Telekommunikations- und Energieerzeugungsunternehmen, das 

Bauwesen etc. Verstöße gegen die Aufbewahrungspflicht werden steuerrechtlich genauso behan-

delt, wie Verstöße gegen die Buchführungs- und Aufzeichnungspflicht. 

Fehlen Unterlagen, kann es sein, dass die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung nicht mehr gege-

ben ist. Infolgedessen kann die Finanzbehörde eine Schätzung der Besteuerungsgrundlagen vor-

nehmen. Strafbar kann ein Verstoß nach § 283b Abs. 1 Nr. 2 Strafgesetzbuch (StGB) sein, wenn 

jemand Handelsbücher oder sonstige Unterlagen, zu deren Aufbewahrung er nach Handelsrecht 

verpflichtet ist, vor Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen beiseiteschafft, verheimlicht, zer-

stört oder beschädigt und dadurch die Übersicht über seinen Vermögensstand erschwert. Möglich-

erweise kommt auch eine Strafbarkeit nach § 274 StGB (Urkundenunterdrückung) oder § 370 Ab-

gabenordnung (Steuerhinterziehung) in Betracht.   

Ordnungsvorschriften für die Aufbewahrung von Unterlagen nach § 147 Abgabenordnung 

Gemäß dieser Vorschrift sind folgende Unterlagen 10 Jahre geordnet aufzubewahren: Bücher und 

Aufzeichnungen, Inventare, Jahresabschlüsse, Lageberichte, die Eröffnungsbilanz, Buchungsbele-

ge, Unterlagen, die einer mit Mitteln der Datenverarbeitung abgegebenen Zollanmeldung beizufü-

gen sind. Für die empfangenen Handels- oder Geschäftsbriefe, Wiedergaben der abgesandten 

Handels- oder Geschäftsbriefe und sonstige Unterlagen, soweit sie für die Besteuerung von Be-

deutung sind, beträgt die Aufbewahrungsfrist 6 Jahre. 

Aufbewahrung von Unterlagen und Fristen nach § 257 Handelsgesetzbuch 

Nach dieser Norm ist jeder Kaufmann verpflichtet, die folgenden Unterlagen geordnet aufzubewah-

ren: Handelsbücher, Inventare, Eröffnungsbilanzen, Jahresabschlüsse, Einzelabschlüsse nach 

§ 325 Abs. 2a, Lageberichte, Konzernabschlüsse, Konzernlageberichte, die empfangenen Han-
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delsbriefe, Wiedergaben der abgesandten Handelsbriefe, Belege für Buchungen, in den von ihm 

nach § 238 Abs. 1 zu führenden Büchern. 

Aufbewahrung von Rechnungen nach § 14b Umsatzsteuergesetz 

Dieser Vorschrift zufolge hat der Unternehmer ein Doppel der Rechnung, die er selbst oder ein 

Dritter in seinem Namen und für seine Rechnung ausgestellt hat, sowie alle Rechnungen, die er 

erhalten oder die ein Leistungsempfänger oder die in dessen Namen und für dessen Rechnung ein 

Dritter ausgestellt hat, 10 Jahre aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss 

des Kalenderjahres, in dem die Rechnung ausgestellt worden ist. 

Gesetzgeberischer Handlungsspielraum ist grundsätzlich gegeben. 

Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Die Aufbewahrungspflichten, die die Unterbringung bestimmter Geschäftsunter-

lagen zu terminierten Geschäftsvorgängen regeln, dienen steuerrechtlichen und handelsrechtlichen 

Zwecken. 

Befragte: Im Rahmen dieser Fallstudie wurden Interviews mit Unternehmensvertretungen aus den 

Branchen Baugewerbe, Handel, Produzierendes Gewerbe, Unternehmensnahe Dienstleistungen 

und Handwerk geführt. Es konnten Kleinst- und Kleinunternehmen sowie 2 große Unternehmen als 

Gesprächspartner gewonnen werden.  

Ergebnisse: In den Unternehmen ist die Umsetzung der genannten Vorschrift mit einem zeitlichen 

und logistischen Aufwand verbunden. Für die Unternehmen bedeutet diese Vorschrift, dass sie für 

die Unterlagen Lagerplatz aufbringen müssen. Die Unternehmensgröße ist für den aufzubringen-

den Lagerplatz und die damit verbundene Belastung im Unternehmen entscheidend. Dementspre-

chend ist bei größeren Unternehmen durch die größere Menge an Dokumenten mehr Aufwand und 

Lagerraum notwendig. Durch die Raumnutzung entstehen generell immer Kosten, die das Unter-

nehmen tragen muss. In den meisten Fällen gaben die befragten Unternehmen an, dass Lager-

raum im Unternehmen vorhanden ist. Bei einem Kleinstunternehmen reicht die vorhandene Büro-

fläche aus, um die Dokumente zu lagern. Einzelne Unternehmen mussten jedoch Raumanmietun-

gen vornehmen, die mit einem Mietkostenaufwand verbunden sind. Ein Unternehmen plant den 

Bau eines weiteren Gebäudes, das ausschließlich für die Archivierung genutzt werden soll. Einige 

Unternehmen waren der Meinung, dass bei einem Anstieg der aufzubewahrenden Unterlagen eine 

eventuelle Auslagerung bzw. Erweiterung des Lagerraums vorgenommen werden müsste. Darüber 

hinaus ist es schwierig, einen Raum zu finden, der für die Aufbewahrung geschäftlicher Unterlagen 

geeignet ist. Hier sind insbesondere Anforderungen an Feuchtigkeit, Zugriffsbeschränkung und 

Brandschutz zu beachten.  
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Neben den Raumkosten ist ein zeitlicher Aufwand für die Verwaltung und Archivierung erkennbar, 

von dem sich die meisten Unternehmen jedoch wenig belastet fühlen. In kleinen und mittleren Un-

ternehmen wird der Zeitaufwand als gering eingeschätzt und je nach Anzahl der Beschäftigten, die 

sich mit der Archivierung beschäftigen, mit ungefähr 1–2 Arbeitstagen im Jahr beziffert. In Großun-

ternehmen ist für die Einhaltung der Vorschrift nicht nur ein größerer Platzbedarf notwendig, son-

dern auch ein größerer zeitlicher Aufwand erforderlich. Ein großes Unternehmen gab an, für die 

Archivierung seiner Geschäftsunterlagen 4 Vollzeitkräfte zu benötigen.  

Die elektronische Aufbewahrung wird von einigen befragten Unternehmen als hilfreich empfunden. 

Ein befragtes Kleinunternehmen gab an, dass die elektronische Speicherung von der Zentrale ge-

gen geringe Vertragskosten übernommen wird. Das Gros der kleinen Unternehmen berichtete je-

doch von Schwierigkeiten mit dieser Form der Informationslagerung. In den meisten Fällen sind 

sich die kleineren Betriebe nicht sicher, welche technischen Anforderungen sie hierfür zu erfüllen 

hätten. Andererseits besitzen sie eine bereits funktionierende Archivierung in Papierform und nut-

zen ohnehin kaum digitale Rechnungen, weshalb Unterlagen bereits in Papierform vorlägen. Zu-

sätzlich müssten die Unternehmen in technische Ausstattung investieren, um die Ansprüche an die 

elektronische Aufbewahrung zu erfüllen. Das Zusammenspiel dieser Faktoren führt im Regelfall 

dazu, dass KMU ihren Aufbewahrungspflichten in Papierform nachkommen. 
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Fallstudie 9: Familienpflegezeitgesetz 

Rechtsanalyse 

Familienpflegezeitgesetz (FPfZG) 

Mit dem FPfZG besteht für Beschäftigte die Möglichkeit, nach Abschluss einer entsprechenden 

Vereinbarung über eine Familienpflegezeit mit dem Unternehmen (es besteht kein Rechtsanspruch 

auf Vereinbarung einer FPfZ), für einen Zeitraum von maximal 2 Jahren die Arbeitszeit auf bis zu 

15 Stunden pro Woche zu reduzieren, wenn sie einen nahen Angehörigen pflegen. Wird beispiels-

weise die Arbeitszeit um 50 % reduziert, erhalten die Beschäftigten während dieser Pflegephase 

weiterhin 75 % des letzten Bruttoeinkommens. Zum Ausgleich muss dann im Anschluss in der 

Nachpflegephase bei 75 % des Gehalts wieder Vollzeit gearbeitet werden, bis die durch den Vor-

schuss vorab vergütete Arbeitszeit nachgearbeitet ist. Das Unternehmen kann den zu zahlenden 

Gehaltsvorschuss durch ein zinsfreies Bundesdarlehen des Bundesamtes für Familie und zivilge-

sellschaftliche Aufgaben (BAFzA) finanzieren. Die Entgeltaufstockung erfolgt zu Lasten von Wert-

guthaben (vgl. §§ 7b ff. SGB IV), also Zeitwertkonten, in denen einerseits der durch den Gehalts-

vorschuss (die Aufstockung) aufwachsende negative Saldo während der Pflegephase und ande-

rerseits der Ausgleich durch den Einbehalt von Arbeitsentgelt in der Nachpflegephase erfasst wer-

den. Hat das Unternehmen das Bundesdarlehen des BAFzA zur Finanzierung der Entgeltaufsto-

ckung in der Pflegephase in Anspruch genommen, so wird es die im Rahmen der Nachpflegephase 

einbehaltenen Anteile von Arbeitsentgelt zur Tilgung des Darlehens verwenden. 

Das Ausfallrisiko im Falle des Todes oder der Erwerbsunfähigkeit eines Beschäftigten, wodurch der 

Aufstockungsbetrag nicht mehr zurückerarbeitet werden kann, wird durch eine vom BAFzA zertifi-

zierte Familienpflegezeitversicherung bzw. eine Gruppenversicherung mit niedrigen Prämien abge-

deckt. 

Das Gesetz und mit ihm die Ermöglichung einer Familienpflegezeit trägt der aktuellen Pflegesitua-

tion Rechnung. Aktuell werden rund 1,63 Mio., also mehr als zwei Drittel aller Menschen, die in 

Deutschland Leistungen aus der Pflegeversicherung beziehen, von Angehörigen oder durch ambu-

lante Dienste betreut. Da die Mehrzahl der pflegenden Angehörigen erwerbsfähig ist, soll die Ein-

führung der Familienpflegezeit die Vereinbarkeit von Beruf und familiärer Pflege verbessern. 

Für das Unternehmen entstehen durch die Vereinbarung einer Familienzeit zusätzliche Aufwände, 

insbesondere im Rahmen der Lohnbuchhaltung (Abschluss einer schriftlichen Vereinbarung zwi-

schen Unternehmen und Beschäftigten über die Inanspruchnahme der Familienpflegezeit, Berech-

nung der Entgeltaufstockung, das Einrichten bzw. Führen eines Zeitwertkontos und ggf. Beantra-

gung eines zinslosen Bundesdarlehens zur Finanzierung der Gehaltsaufstockung). 
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Mit der Einführung von neuen Informationspflichten im Rahmen des FPfZG rechnete der Gesetz-

geber lediglich mit Mehrkosten in Höhe von durchschnittlich 32,50 EUR pro Beschäftigtem/pro Fall. 

Des Weiteren wird auf die Einsparungen hingewiesen, die Unternehmen erzielen können, wenn sie 

Maßnahmen zur Vermeidung ungelöster Vereinbarkeitsprobleme bei ihren Beschäftigten wie die 

vorliegende ergreifen. Die Einsparungen werden nach Auffassung des BMFSFJ (auf Grundlage ei-

ner Untersuchung des Forschungszentrums Familienbewusste Personalpolitik im Auftrag der 

Volkswagen Stiftung) durch die Reduzierung von Konzentrationsstörungen und Krankschreibungen 

realisiert und mit jährlich 14.000 EUR pro Beschäftigtem mit Pflegeaufgaben beziffert. Des Weite-

ren hat der Gesetzgeber den Unternehmen die Möglichkeit eingeräumt, die Entgeltaufstockung 

durch ein zinsloses Bundesdarlehen zu finanzieren, um eine unnötige finanzielle Belastung zu 

vermeiden. Auch werden weitere Vorteile des Gesetzes wie Mitarbeiterbindung, Motivation und Ar-

beitszufriedenheit für die Unternehmen gesehen, die Auswirkungen auf die Produktivität der Be-

schäftigten haben. Seitens der Deutschen Stiftung Patientenschutz und anderer Organisationen 

wird ein Rechtsanspruch auf Familienpflegezeit gefordert, eine Übernahme zusätzlicher, bei den 

Unternehmen anfallender Kosten durch den Bund sowie die Ausweitung der bisherigen Befristung.    

Grundsätzlich besteht ein Handlungsspielraum des Bundesgesetzgebers, die Regelungen weniger 

bürokratisch zu gestalten. 

Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Die Familienpflegezeit soll die Situation von Beschäftigten verbessern, die ne-

ben einer Vollzeittätigkeit Angehörige in heimischer Pflege betreuen. Zu diesem Zweck regelt das 

FPfZG, wie eine Familienpflegezeitvereinbarung zwischen Unternehmen und pflegenden Beschäf-

tigten auszusehen hat. Auf diese Regelung gibt es allerdings keinen Rechtsanspruch. Beschäftigte 

können ihre Arbeitszeit um maximal 50 % senken, erhalten aber weiterhin 75 % ihres ursprüngli-

chen Gehalts. Diese Situation kann bis zu 2 Jahre beibehalten werden, bis die Beschäftigten in die 

sogenannte Nachpflegephase kommen. Diese erstreckt sich über den gleichen Zeitraum wie die 

vorherige Pflegephase. Währenddessen kehren die Beschäftigten zu ihrer Vollzeittätigkeit zurück, 

erhalten allerdings nur 75 % des Gehalts, um den zuvor erhaltenen Vorschuss zurückzuzahlen. 

Diesen Vorschuss kann das Unternehmen über ein zinsfreies Bundesdarlehen des Bundesamtes 

für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) finanzieren. Das Ausfallrisiko, das durch 

den Tod oder die Erwerbsunfähigkeit der oder des Beschäftigten entstehen kann, weil er oder sie 

den Aufstockungsbetrag dann nicht mehr zurückerarbeiten kann, wird durch eine vom BAFzA zerti-

fizierte Familienpflegezeitversicherung bzw. eine Gruppenversicherung mit niedrigen Prämien ab-

gedeckt. 

Befragte: Da die Familienpflegezeit bisher wenig in Anspruch genommen wurde und keines der be-

fragten Unternehmen einen entsprechenden Fall bisher hatte, konnten diese nur theoretisch nach 
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einer möglichen Belastung befragt werden. Da es sich nicht um eine branchenspezifische Rege-

lung handelt, wurden große Unternehmen und KMU aus den Bereichen Baugewerbe und Unter-

nehmensnahe Dienstleistungen befragt. Außerdem konnten noch Gesprächspartner aus einem 

großen Handwerks- und einem kleinen Handelsunternehmen gewonnen werden. 

Ergebnisse: Die Einführung einer Familienpflegezeit setzt zunächst das Vorhandensein oder Im-

plementieren von Zeitwertkonten voraus. Dieser erste Schritt wurde von mehreren Vertretern aus 

Unternehmen unterschiedlicher Größe und aus verschiedenen Branchen als problematisch identifi-

ziert. Sind solche Konten nicht bereits vorhanden, muss die entsprechende Software zugekauft 

werden, was teilweise sehr kostenintensiv sein kann. Das Vorhandensein von Zeitwertkonten ist al-

lerdings neben der Unternehmensgröße auch von der Branche abhängig. Da diese auch für andere 

Formen flexibler Arbeitszeitregelungen benötigt werden, kommen sie insbesondere in Branchen mit 

hohem Teilzeitanteil, Stundenkräften oder dezentralen Arbeitsplätzen vor. Abseits dieser Ein-

stiegshürde wurde, insbesondere von kleineren Unternehmen, das teilweise Fehlen der Arbeits-

kraft, welche die Familienpflegezeit nehmen würde, als problematisch eingestuft. Gerade wenn es 

sich um spezialisierte Fachkräfte handelt, könnte es nach Aussage unterschiedlicher Befragter zu 

negativen Auswirkungen auf das Unternehmen kommen. Kleine Unternehmen gaben an, dass ei-

nige der Positionen im Unternehmen nur von einer spezialisierten Arbeitskraft erledigt würden und 

im Unternehmen niemand aushilfsweise diese Arbeit (auch rein zeitlich) übernehmen könnte. 2 Be-

fragte mahnten auch die Problematik des Rückkehranspruchs der pflegenden Beschäftigten in die 

Vollzeit beziehungsweise den damit verbundenen Umgang mit engagierten Ersatzarbeitskräften 

an. 
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Fallstudie 10: Arbeitsbescheinigung 

Rechtsanalyse 

§ 404 Abs. 2 Nr. 19 und Abs. 3 Sozialgesetzbuch III 

Bei Beendigung eines Arbeitsverhältnisses ist das Unternehmen gegenüber der Bundesagentur für 

Arbeit (BA) verpflichtet, eine Arbeitsbescheinigung auszustellen. Hierfür sind Informationen in einen 

4-seitigen Vordruck einzutragen, die für die Entscheidung über den Anspruch auf Arbeitslosen-

geld I von Relevanz sind, insbesondere für die Prüfung, ob ein Anspruch auf Leistung besteht bzw. 

der Höhe dieser Leistung. Die abgefragten Informationen betreffen v. a. die Art der Tätigkeit des 

Beschäftigten, Beginn, Ende, Unterbrechungen und Grund für die Beendigung des Beschäfti-

gungsverhältnisses, die Höhe des Arbeitsentgelts und sonstiger Geldleistungen, die der Beschäf-

tigte erhalten hat oder auf die ein Anspruch besteht. Bei Nichtausstellung der Arbeitsbescheinigung 

kann die BA gemäß § 404 Abs. 2 Nr. 19 und Abs. 3 SGB III gegenüber den Beschäftigen ein Buß-

geld in Höhe von bis zu 2.000 EUR verhängen. 

Gesetzgeberischer Handlungsspielraum besteht hier insofern, als der Bundesgesetzgeber für Än-

derungen im SGB III zuständig ist (nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 des Grundgesetzes ist das Recht der 

Arbeitslosenversicherung Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung) und sichergestellt ist, 

dass die BA die für die Prüfung des Anspruchs bzw. dessen Höhe erforderlichen Informationen er-

hält. Unter dieser Prämisse sind verschiedene Handlungsalternativen denkbar, die den Aufwand 

auf Unternehmensseite reduzieren. Zum einen könnte eine Prüfung und ggf. eine Kürzung des 

Vordruckes vorgenommen werden, denn eine Vielzahl der hier abgefragten Informationen liegt bei 

der BA mit Antragstellung seitens der Beschäftigten bereits vor. Denkbar wäre auch, die Beschäf-

tigten zur Vervollständigung des Vordruckes und zur anschließenden Vorlage beim Unternehmen 

zu verpflichten, sodass sich der Aufwand desselben auf eine Prüfung der arbeitnehmerseitig ge-

machten Angaben reduziert. 

Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Die Arbeitsbescheinigung ist ein 4-seitiges Dokument, zu dessen Ausfüllung 

das Unternehmen bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses verpflichtet ist. Diese Angaben 

dienen der Bundesagentur für Arbeit (BA) als Entscheidungsgrundlage über Ansprüche aus dem 

Arbeitslosengeld I, insbesondere für die Prüfung, ob ein Anspruch auf Leistungen besteht bzw. 

über deren Höhe. 

Befragte: Da es sich um eine grundsätzliche Verpflichtung jedes Unternehmens handelt, wurden 

große und kleine Unternehmen aus den Bereichen Baugewerbe, Unternehmensnahe Dienstleis-

tungen, Produzierendes Gewerbe und Handwerk befragt. 
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Ergebnisse: Durch die Regelung werden in den befragten Unternehmen keine komplexeren Vor-

gänge angestoßen. Das Formular wird in größeren Unternehmen im Regelfall von der Gehaltsab-

rechnung oder Personalabteilung ausgefüllt. Ein Gesprächspartner nannte die Einbeziehung so-

wohl der Gehaltsabrechnungsabteilung als auch der Personalabteilung als Belastung. Dies ist in 

diesem Fall notwendig, da Angaben benötigt werden, die aus Datenschutzgründen nicht beiden 

Abteilungen zugängig sind. Diese Belastung trifft grundsätzlich eher auf Großunternehmen mit 

ausdifferenzierter Verwaltung zu. In KMU übernimmt diese Aufgabe meist eine interne Verwal-

tungskraft bzw. der Geschäftsführer selbst. Die entsprechenden Vorgänge und Daten sind hier im 

Regelfall in einer Hand, weswegen der zusätzliche Koordinierungsaufwand bei ihnen nicht anfällt. 

Allerdings muss diese Aufgabe bei ihnen meist seltener erfüllt werden, da sie in absoluten Zahlen 

eine geringere Beschäftigtenfluktuation haben. Dies bedeutet eine geringere Routine in der Bear-

beitung der Arbeitsbescheinigung und damit einen größeren zeitlichen Aufwand in Bezug auf das 

einzelne Dokument. Von mehreren Unternehmensvertretungen wurde ebenfalls betont, dass die 

Tatsache, dass ein Großteil der Angaben bereits bei staatlichen Stellen, teilweise sogar bei der 

Bundesagentur für Arbeit, vorliege, als belastend empfunden würde. Dies führe dazu, dass in den 

Unternehmen der Eindruck entsteht, dass ihnen unnötige Arbeit aufgebürdet wird. 
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Fallstudie 11: Button-Lösung 

Rechtsanalyse 

§ 312g Bürgerliches Gesetzbuch (in Verbindung mit Art. 264 § 1 Abs. 1 Nr. 4, 1. HS und Nr. 5, 7 

und 8 des Einführungsgesetzes zum BGB)  

Die sogenannte Button-Lösung wurde vom Bundesgesetzgeber mit Wirkung zum 1. August 2012 

durch das Gesetz zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs zum besseren Schutz der Verbrau-

cherinnen und Verbraucher vor Kostenfallen im elektronischen Geschäftsverkehr und zur Änderung 

des Wohnungseigentumsgesetzes eingeführt. Durch die Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches 

(BGB), insbesondere die Neufassung des § 312g BGB (in Verbindung mit Art. 264 § 1 Abs. 1 Nr. 4, 

1. HS und Nr. 5, 7 und 8 des Einführungsgesetzes zum BGB) soll die Transparenz im elektroni-

schen Geschäftsverkehr erhöht und damit verbunden ein besserer Schutz der Verbraucher vor 

Kostenfallen im Internet erreicht werden. Die Neuregelung betrifft im Wesentlichen den Abschluss 

des Bestellprozesses (Bestellübersicht). Die Unternehmen werden verpflichtet, den Verbrauchern 

klar und verständlich, in hervorgehobener Weise (z. B. durch farbliche Gestaltung) und unmittelbar 

vor Abgabe der Bestellung bestimmte Informationen, wie z. B. über Produktmerkmale, Mindestlauf-

zeit, Gesamtpreis, Versand- und Zusatzkosten, zur Verfügung zu stellen. 

Die Pflichtinformationen auf der Bestellübersichtsseite müssen zusammengefasst und ohne verwir-

rende oder ablenkende Zusätze zur Verfügung gestellt werden und umfassen 

» die Produktmerkmale (wesentliche Merkmale der Ware oder Dienstleistung), 

» die Mindestlaufzeit (des Vertrages, wenn dieser eine dauernde oder regelmäßig wieder-

kehrende Leistung zum Gegenstand hat), 

» den Gesamtpreis (der Ware oder Dienstleistung einschließlich aller damit verbundenen 

Preisbestandteile sowie alle über das Unternehmen abgeführten Steuern oder, wenn 

kein genauer Preis angegeben werden kann, eine Berechnungsgrundlage, die den Ver-

brauchern eine Überprüfung des Preises ermöglicht), 

» Versandkosten und 

» Zusatzkosten (ggf. zusätzlich anfallende Liefer- und Versandkosten sowie einen Hinweis 

auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über das Unternehmen abgeführt 

oder von ihm in Rechnung gestellt werden). 

Was die Produktmerkmale betrifft, so wird seitens des Gesetzgebers bzw. seitens der zuständigen 

Ministerien keine Definition vorgenommen, was unter „wesentliche Merkmale der Ware oder 

Dienstleistung“ genau zu verstehen ist. Vielmehr handelt es sich um einen unbestimmten Rechts-

begriff. Das heißt, hier besteht Rechtsunsicherheit bzw. Unklarheit im Rechtsverkehr, bis der Be-

griff durch Rechtsprechung und Literatur ausgefüllt wird. Jedenfalls ist davon auszugehen, dass ei-

ne detaillierte und übersichtliche Beschreibung der Ware oder Dienstleistung ohne Weitschweifig-

keit erforderlich ist, aus der die Verbraucher die für ihre Kaufentscheidung maßgeblichen Merkmale 
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entnehmen können (vgl. Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch: BGB mit Nebengesetzen, 70. Auflage, 

Art. 246 § 1 Abs. 1 Nr. 4 Rn. 6). Nach der Gesetzesbegründung reicht ein Link auf die Artikelbe-

schreibung oder ein gesondert herunterzuladendes Dokument für die Darstellung der wesentlichen 

Merkmale der Ware oder Dienstleistung nicht aus (Bundestag-Drucksache 17/7745 vom 

16.11.2011 Seite 11 zu Nummer 2 (§ 312g Abs. 2 bis 4)). 

Des Weiteren kommt nach der Gesetzesänderung ein Vertrag nur noch dann zustande, wenn die 

Verbraucher ausdrücklich bestätigen, dass sie sich zu einer Zahlung verpflichten. Erfolgt die Be-

stellung über eine Schaltfläche, muss die Beschriftung dieser Schaltfläche unmissverständlich auf 

die Zahlungspflicht hinweisen. 

Bezeichnungen des Buttons wie „Anmelden“, „Bestellen“, „Weiter“ und „Bestellung abgeben“ sind 

demzufolge unzulässig, stattdessen müssen Bezeichnungen wie „Kostenpflichtig bestellen“, „Zah-

lungspflichtig bestellen“, „Zahlungspflichtigen Vertrag schließen“ und „Kaufen“ gewählt werden. 

Bei einem Verstoß gegen die gesetzlichen Vorgaben, also einer Nichterfüllung der Informations-

pflichten nach § 312g Abs. 2 BGB oder bei Fehlen des auf die Kostenpflicht hinweisenden Buttons 

nach § 312g Abs. 3 BGB, kann das Onlineunternehmen wegen eines Wettbewerbsverstoßes ab-

gemahnt werden. Des Weiteren kommt bei Fehlen des auf die Kostenpflicht hinweisenden Buttons 

nach § 312g Abs. 3 BGB kein Vertrag zustande, mit der Folge, dass eine Verpflichtung zur Liefe-

rung für das Unternehmen bzw. eine Pflicht der Verbraucher zur Bezahlung der Wa-

re/Dienstleistung nicht besteht. 

Laut Gesetzentwurf wurde seitens des Bundesgesetzgebers nicht mit zusätzlichen Kosten für die 

Wirtschaft, insbesondere KMU gerechnet, abgesehen von den einmaligen Kosten für die Anpas-

sung bzw. Neugestaltung des Internetauftrittes nach Maßgabe der neu gefassten, gesetzlichen 

Vorgaben. (Ausgehend von 276.062 betroffenen Unternehmen wurden die Mehrkosten der einma-

ligen Anpassungen von Onlineverkaufsplattformen auf einen Betrag von circa 41,5 Mio. EUR ge-

schätzt.) Begründet wurde dies mit der Tatsache, dass die Pflichten zur Verbraucherinformation le-

diglich im Hinblick auf Art und Weise der Präsentation konkretisiert wurden. 

Gesetzgeberischer Handlungsspielraum besteht grundsätzlich, allerdings nach Maßgabe des eu-

roparechtlichen Rahmens. Die Button-Lösung findet sich mittlerweile auch in der Verbraucherrech-

terichtlinie 2011/83/EU (VRRL). Mit dieser Richtlinie wird eine EU-weite Vollharmonisierung des 

Fernabsatzrechts durchgeführt. Art. 8 Abs. 2 VRRL sieht ebenfalls bestimmte Pflichtinformationen 

und eine klare Beschriftung des Bestellbuttons vor. Die Richtlinie war bis zum 13. Dezember 2013 

in deutsches Recht umzusetzen. Mit der Button-Lösung wurde ein erster Teil der Richtlinie bereits 

vorab in nationales Recht umgesetzt. 
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Ergebnisse der Fallstudie 

Kurzbeschreibung: Durch die Button-Lösung soll der Verbraucherschutz im Onlinehandel verbes-

sert und die Harmonisierung mit dem europäischen Recht vorangetrieben werden. Grundsätzlich 

besteht die Button-Lösung aus zwei separaten Regelungsbereichen. Die namensgebende Neure-

gelung führt dazu, dass ein Vertrag im Onlinegeschäft nur noch dann zustande kommt, wenn der 

Verbraucher ausdrücklich bestätigt, dass er sich zu einer Zahlung verpflichtet. Erfolgt die Bestel-

lung über eine Schaltfläche, muss die Beschriftung dieser Schaltfläche unmissverständlich auf die 

Zahlungspflicht hinweisen. Der zweite Regelungsbereich betrifft die Verpflichtung der Unterneh-

men, dem Verbraucher klar und verständlich, in hervorgehobener Weise (z. B. durch die farbliche 

Gestaltung) und unmittelbar vor Abgabe der Bestellung bestimmte Informationen über die betroffe-

ne Ware zur Verfügung zu stellen. Zu diesen Informationen gehören die wichtigsten Produktmerk-

male, Mindestlaufzeiten, Gesamtpreis sowie Versand- und Zusatzkosten. 

Befragte: Da diese Regelungen ausschließlich den Onlinehandel betreffen, wurden im Rahmen 

dieser Fallstudie auch nur Unternehmen aus diesem Bereich befragt. Es konnten hierzu Ge-

sprächspartner aus großen und Kleinstunternehmen gewonnen werden. 

Ergebnisse: Die Novellierung führte bei den befragten Unternehmen, je nach Größenklasse, zu un-

terschiedlichen Abläufen. Der befragte Vertreter eines Großunternehmens gab an, dass der On-

lineshop des Unternehmens ohnehin in sehr kurzen Abständen immer wieder stark verändert wird. 

Die Anpassung an die neuen Ansprüche verursachte entsprechend kaum zusätzlichen Aufwand. 

Da das Unternehmen außerdem auf Verbandsebene engagiert ist und die juristischen Fachkräfte 

des Unternehmens regelmäßig an relevanten Diskussions- und Informationsveranstaltungen teil-

nahmen, fühlte man sich dort frühzeitig und gut informiert. Kleine Onlineshops gaben an, dass die 

Umgestaltung des eigenen Angebots gezielt vorgenommen werden musste. Die technische Um-

setzung war bei einem der Unternehmen mit einem halben Tag für diese eine Implementierung al-

lein bereits relativ hoch. Hinzu kam allerdings noch ein höherer, wenn auch nicht genau zu bezif-

fernder Aufwand für die gründliche Analyse der Novelle und der durch sie entstehenden Verände-

rungsbedarfe. Hier wurde auch ein bedeutender Unterschied zwischen den betroffenen Unterneh-

men unterschiedlicher Größenklassen offensichtlich. Großunternehmen besitzen einen klaren 

Knowhow-Vorteil gegenüber KMU. Dieser bezieht sich einerseits auf die Verfügbarkeit von Kapazi-

täten, um sich auf Verbandsebene zu engagieren. Andererseits aber auch auf das Vorhandensein 

eigener Rechtsabteilungen, die neue Vorschriften in kürzester Zeit analysieren und Veränderungs-

bedarfe für das Unternehmen klar formulieren können. Die kleineren Unternehmen fühlten sich je-

doch auch durch die generelle Menge und häufige Veränderung der rechtlichen Vorgaben für ihre 

Branche stark belastet. Die Befragten äußerten, dass ohne eigene juristische Ausbildung oder die 

Zuhilfenahme entsprechender, externer Expertise eine gesetzeskonforme Gestaltung des eigenen 

Angebots kaum mehr möglich sei, dies gelte insbesondere im Fall von Rechtsunsicherheiten. Die-

se Konformität sei allerdings zwingend notwendig, da auf entsprechende Abmahnungen speziali-

sierte Anwaltskanzleien eine ständige Bedrohung für die Liquidität der Unternehmen darstellten. 
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Anhang VI – Beispielhafte Anwendung des KMU-Test-Leitfadens 

Separates Dokument 

 

 

 

 


